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Vorwort. 



Obgleich nach R. v. Mohl lange Vorreden eine gewisse 
Anmassung verrathen sollen, scheint es dem Verfasser fast 
anspruchsvoller eine Schrift ohne Voraufschickung einiger 
Worte über Entstehung und Inhalt dei*selben dem Publi- 
kum darzubieten. Der Gegenstand, welchen der Autor 
lä,ngere Zeit animo volvit, liegt dem Leser, dessen Aufmerk- 
samkeit nun dafür erbeten wird, vielleicht ferner, und Letz- 
terer fragt: woher gerade eine Behandlung dieser Frage? 
Nun kurz gesagt ohne weitere Vorrede zur Vorrede: beim 
Vereuch, die Rechtsgrundsätze über die Regentschaft im 
neuen Deutschen Reiche zu entwickeln, wozu, wie ich mit 
besonderer Dankbarkeit bemerke, Herr Geh. Rath. Prof. Dr. 
H. Schulze in Heidelberg die Anregung geboten, fand ich, 
dass eine Monographie über die Lehre von der Regent- 
schaft völlig fehle. Das Bedenken, dass ja die Lehrbücher 
(von Bluntschli, Held, G. Meyer, H. Schulze u. a.) ausser- 
ordentlich viel bieten, schreckte den Verfasser nicht zurück, 
da ein solches im Grunde bei fast jeder Monographie ob- 
waltet. Das weniger actuelle Interesse des Gegenstandes 
aber bewog nur, das Hauptaugenmerk darauf zu richten, 
dass die Schrift nicht unverhältnissmässig ausgedehnt würde, 
wie dies heute allzuhäufig geschieht. Der kundige Leser 
wird nicht zweifeln, dass es ein Leichtes, gewesen wäre, 
jeden Paragraphen bedeutend zu erweitern. 

Zu bemerken ist, dass das vorliegende Büchlein im 
Grunde zwei in sich selbständige Schriften enthält, welche 
auch getrennt hätten veröffentlicht werden können. Danach 
wird es nicht auffällig scheinen, dass die Form des zweiten 
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Tbeiles eine völlig andere: übrigens mag man auf Treue 
und Glauben annehmen, dass dort eine Abweichung von 
Paragi-aphining etc. für die Darstellung als geeignet und 
geboten nach reiflicher Erwägung erkannt wurde. Der ei^te 
Theil versucht eine möglichst vollständige systematische 
Darstellung des Rechts . der Regentschaft zu geben , und 
glaubt Verfasser alle Hauptfragen wenigstens berührt zu 
haben. Hoffentlich findet man, dass die juristischen i. e. 
die 8 1 a t s rechtlichen Grundgedanken überall angedeutet 
sind, und nicht nur Compilation von Material geboten ist. 
Letztei'e jedoch und 'insbesondere die vergleichsweise Her- 
einziehung der fremden Rechte nicht zu vernachlässigen, 
schien bei dem vorliegenden Thema nothwendig: ob dies zu 
billigen, mag fachkundiger Beui-theilung überlassen sein. 

Dass mir bei Sammlung des Materials überall in liebens- 
würdigster Weise entgegengekommen, glaube ich an dieser 
Stelle mit besonderem Danke aussprechen zu müssen. Hemi 
Oberbibliothekar Prof. Dziatzko in Breslau (wo die Arbeit 
entstand), Herni Oberbibliothekar Prof. Zangemeister zu 
Heidelberg für Mittheilung einiger Bemerkungen aus dem, im 
Besitze der doi-tigen Bibliothek befindlichen, handschriftlichen 
Nachlasse Zöpfi's, sowie dem Bibliothekar des Deutschen 
Reichstags, Heim Dr. Potthast nochmals meinen verbind- 
lichsten Dank. 

Möge schliesslich eine Aeusserlichkeit, die Art der Ver- 
theilung der Anmerkungen auch Andere bestimmen, dem 
leidigen Anmerkungswesen in unseren wissenschaftlichen 
Schriften und der Theilung der Seiten in Ober- und Unter- 
welt entgegenzuarbeiten. 

Genug der Worte: möge man die kleine Schrift — nur 
ein bescheidener „Beitrag*' zur statsrechlichen Literatur — 
als die eines Anfängei*s nicht zu hart beurtheilen und mit 
der Versichening entgegennehmen, dass Keiner mehr wie 
der Verfasser von der Unvollkommenheit dieses Versuches 
überzeugt sein kann. 

Mai 1880. 
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§ 1. VORBEMERKUNGEN. 

.1. Unter Regentschaft im Folgenden ist zunächst ledig- 
lich derjenige Fall verstanden, dass in erbmonarchischen 
Einheitsstaten die Regierungsgewalt des Throninhabers an 
dessen Stelle von einem Andern rechtlich ausgeübt wird. 

On appeUe regence sott cet etat de Suspension du pouvoir royal, 
, 8oit Vautorite en vertu de laqueUe Vadminisiratewr interimavre 
I gouveme VEtat, (Foumier bei M. Block). 

Nach dem Dict. d'Acad^mie (VII. ed) ist regence la dignite qui 
donne pouvoir et autorite de gouvemer u/n ijtat pendant la minorüe' 
etc. — ü se du aitssi du temps que la regence dwre. — 

Man denke für die Wortbestimmung an Wendungen: wie „die 
Begentschaft führen'' — „an der Spitze der Begentschaft stehen^ — 
„unter der Begentschaft des Herzogs von'' u. &. 

Ausgeschlossen von der Erörterung sind daher nicht nur die 
ausserordentlichen Gewaltausübungen, wie etwa die Dictatur, 
nicht nur die Vicepräsidentschaften in Republiken, sondern 
auch alle ZwischenheiTSchaften, (speciell in Wahlmonarchien), 
alle interimistischen Regieiningen, welche nicht an Stelle 
eines behinderten Monarehen geführt werden, sondern ent- 
weder die Vermittlung bilden zwischen einer gestürzten 

I Statsfoim und einer neu zu bestimmenden, oder die Periode 
ausfüllen zwischen dem Untergange eines und dem Eintritte 
eines anderen HeiTschergeschlechtes. Derartige heutzutage 

; häufig auch als „Regentschaft" oder „Reichsverwesung" be- 
zeichnete Fälle, wie z. B. in Belgien von 1830/31, sind hier 
nicht berücksichtigt. Ueber die „Regentschaft" bei Ver- 
bleiben einer schwangeren Witwe cf. § 9. a. E. 

V. Eirchenlieiin, Regentschaft 1 
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Man ist verleitet die Regentschaft in Griechenland (1883—35) in 
die letzterwähnte Kategorie zu rechnen: dies war jedoch keine 
provisorische Regierung der soeben im Texte angedeuteten Art, 
vielmehr eine wirkliche Regentschaft, die an Stelle der Regierung 
eines Königs geführt wurde. Das Eigenthümliche des Falles ist 
nur, dass hier die Dynastie mit einem mindeijährigen Herrscher 
begann. — - Dagegen ist die am 23. Februar 1831 installirte Re- 
gentschaft Surlet de Chokiers in Belgien keine „Regentschaft^ in 
unserm Sinne, sondern nur eine provisorische Regierung, da hier 
kein Monarch vertreten wurde; und gleicherweise die „Reichsver- 
wesung^ des Erzherzog Johann von Oesterreich 1848. 

2. Als BezeichnuDg für die interimistische Ausübung 
der fürstlichen Gewalt wird heute fast allgemein der Aus- 
druck Regentschaft für die betr. Person das Wort Regent 
gebraucht: rigence, r6gent; regency (regentship), regent; reg- 
gmza^ reggente; regencia, regente, (vigario); regent8chsi\ 
regent, regentskab; regiencya; orszägläs; PereiirB, PereiiTCTuo; 
ccvtißaaUeia. Daneben findet sich noch heute in Deutsch- 
land : Regierungsvormundschaft, voimundschaftliche Regierung, 
Reichsverwesung , Regierungsverwesung. Für denjenigen, 
welcher älteren Quellen nachgehen will, mögen einige Aus- 
drücke hier zur ErleichteiningTlatz finden. Besonders häufig: 
Vicare (über die Ableitung des Wortes cf. die Coi-pusjuris- 
stellen bei Hoflfmann p. 7), Fürseher, Vei-weser, Provisores 
Imperii (Moser VII. cap. 141 § 2); Administratoren, Statt- 
halter, Amptsverwalter , Amtsverweser (auch major domas, 
praefecti urbis zählt Vitriarius I. 11. p. 258 hierher), pro- 
tectores. Mores, Verweser und Pfleger des Reiches, selbst 
„Vonnünder des Reiches" (cf. Kregel p. 4). Noch früher 
sacri Imperii promratores, iutor et auctor (Kraut p. 136 not. 
46), noster provisor et regni (so auch in England; redor 
regis et regni, cf. Cartes history II. 2). Häufig auch einfach 
cura tutela (England : tutelage, guardianship) oder curator in 
rebus privatis et imperiältbus. Im Frankenreiche (bei Gre- 
gor von Tours häufig): nutritor, nutricius. (In Zöpfl's 
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Scheden findet sich hier die Bemerkung: „Ob dieser aber 
wirklich mehr als die Erziehung zu leiten hatte ?'* und be- 
sonderer Hinweis auf Greg. V, 46. (47) und Waitz 11. 390. 
94); bajulus^ häufig in altfranzösischen Quellen (cf. reiche 
Nachweise u. a. in Du Gange, Glossaritmi median etc. lor 
tinitatis Paris, 1840. s. v. hajülas I. p. 540, auch s. v. 
regens V. p. 667). Diese Ausdrücke sind die wichtigsten 
und können als Wegweiser dienen. In den Zöpfl'schen 
Scheden finden sich noch eine Anzahl besonderer Ausdiücke, 
Oesterreich betreffend, wie z. B. : venveser, vicarius generalis^ 
mmtii missi^ Landespfleger „äer lande ee Oesterreich und ze 
Styre^^ cf. Sühne von Passau Eveiding ürk. a. 1281. Mon 
boic XXIX. 11. p. 539. N. 140. ^jGrave Älhrecht der Ver- 
weser in Oesterreich" Syn. Urk. 1282 ibid p. 542. N. 144: 
„Landespfleger in Oesterreich" u. a. m. 

§ 2. LITERATUR. 

Die genaueren Titel der hier wie überaU im' Texte nur kurz citirten 
Werke sind ev. im Anhange nachzuschlagen^). 

Die vollständige Bibliographie der Regentschaft zu geben 
würde einen Raum von vielen Dinickbogen in Anspruch 
nehmen. Man wird ein ziemlich erschöpfendes Register der 
über die Regentschaft verfassten Schriften und Schriftchen 
erhalten, wenn man die an den folgenden Stellen befindlichen 
Literaturnachweise zusammennimmt. Es sind in den sogleich 
zu citirenden Werken mehrere hundert Schriften aufgeführt, 
die meist die „Regentschaft'', mit dieser zusammen aber zu- 
weilen die tutela iUustris im Allgemeinen behandeln. Wer 
einen vollständigen Nachweis haben will, denke sich also 
hier inserirt die Schriften, welche citirt 

Vitriarius illustratus, ed. II. (Pfefflnger) Gotha 1698, 

lib. in. tit. 7. tit. 11. tit. 20. 

1* 
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Moser, teotsches Statsrecht, XVH. p. 171. XVm. p. 1.382. 
— , persönliches Statsrecht, I. p. 288—92. p. 560. p. 610. 

Pütt er, Literatur des teutschen Statsrechts, Band III. 
1 § 1556—9 (p. 779 flF.) und Klüber's Fortsetzung 

(Erlangen 1791) unter denselben §§ (und § 1557 b.) 
p. 636 ff. 

Kl über, öffentliches Recht des deutschen Bundes, (3. 
Aufl. 1831), § 247 not a— c. 

Maurenbrecher, deutsches Statsrecht (3. Aufl. 1847), 
§ 248. not a). 

Lyncker, über Yormundschaftsbestellung (Jena 1791J, 
I. p. IV. ff. (besonders p. X. ff.). 

Rudorff, das Recht der Voimundschaft (Berlin 18341, 
ni. p. 249. 

Rönne, preussisches Statsrecht, I. p. 489. § 81 not 

Held, System des Verfassungsrechts etc., II. § 352 p. 276. 

Zachariä, deutsches Stats- und Bundesrecht (2. Aufl.), 
I. § 80. 

Schulze, preuss. Statsrecht, I. p. 212 (deutsches Stats- 
recht p. 253). 
Den in diesen Werken citirten Schriften sind etwa hin- 
zuzufügen 

Holtzendorff in seiner Encyclopädie (3. Aufl.) p. 857. 

Bluntschli, allgemeines Statsrecht (5. Aufl.) p. 179, 
die Artikel in Holtzendorff s Rechtslexicon , in 
Bluntschli's grossem und kleinem Statswörterbuche, 
in Rotteck und Welker und in Maurice Blockes 
Dictionnaire, sowie der Bericht Bluntschli's in den 
Beilagen zu den Verhandlungen der Ständevei-sainffi- 
lung des Grossherzogthums Baden 1861/62 Beilage 235. 
p. 281. 
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Auf das Ausland bezügliche Schriften cf. am Ende dieses 
§, wie § 4—6. 

Es scheint uns ein Mangel, wenn bei vielen Monogra- 
phien dem Literaturnachweise nicht wenigstens einige er- 
läuteiiide Bemerkungen hinzugefügt werden. Nicht Jeder 
hat die Müsse sämmtliche den Gegenstand betreffenden 
Schriften selbst zu durchforschen: einige Andeutungen über 
den Inhalt derselben ermöglichen demjenigen, welcher ein- 
zelne Gebiete einer Lehre näher kennen lernen will, sogleich 
den Weg in diese zu finden, und wenn auch solche Bemer- 
kungen theil weise subjectiv sind, so bieten sie doch immer- 
hin einen gewissen Anhalt. 

Die ältere Literatur bietet quantitativ viel, quali- 
tativ wenig: charakteristisch ist sie durch Anknüpfung an 
das Yormundschaftsrecht und durch casuistische Eröiterung 
unzähliger einzelner Fälle. Von den grösseren Werken dei- 
älteren Zeit sind höchstens Vitriarius und Moser's syste- 
matische Darstellung hervorauheben. Aus der UeberfüUe 
von Dissertationen über Vicariat und tutela illustris ist 
kaum eine noch von Bedeutung: sie bringen viele Citate etc., 
sehen sich meist auffallend ähnlich, und was Moser von 
einer von ihnen sagt, passt mut, mut auf gar viele: 
„meistens und zwar mit Unverstand aus Herrn Struven aus- 
geschmiert". Auch einige Gelegenheitsschriften, wie die von 
Graebe, bieten nichts Erhebliches. 

Lyncker wird von Mohl noch für am brauchbarsten 
bezeichnet. Von der Lehre der Vormundschaft im Allge- 
meinen ausgehend (Cap. L), behandelt er (Cap. IL) ausführ- 
lich das Privatrecht der Fürsten, speciell der deutschen, und 
erörtert dann recht gründlich (Cap. 11. Abschnitt 3, p. 216 
bis 391) das Vormundschaftsrecht der deutschen Kaiser und 
ßeichsfürsten , wobei einzelne Streitfragen (Einmischung der 
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Landstände, Religion des Vormundes, venia aetatis etc.) ein- 
gehend untersucht und viele Beispiele über alle Arten der 
Voimundschaft gegeben werden. Das IIL Cap., der gesammte 
j 2. Theil (ca. 750 p.), ist ausschliesslich der Betrachtung der 

i Vormundschaften in den churfiii-stlichen und fürstlichen 

i Sächsischen Häusern gewidmet und dürfte hiefür das 

reichste Material bieten. 

Die Darstellung der Regentschaft in Lehrbücheni des 
Voimundschaftsrechts hat sich bis in die neueste Zeit er- 
halten: so bei Kraut, welcher Privat- und Regierungsvor- 
mundschaft in den ehemals reichsständischen Häusern zu- 
sammen darstellt; er ist beachtenswerth wegen des reichen 
Quellenmaterials seiner Anmerkungen. Auch in Lehrbücheni 
des Statsrechts, wie bei Zachariä, wird die Regentschaft 
noch als vormundschaftliche Regierung erörtert, und selbst 
Zöpfl, der offenbar die Bedeutsamkeit des Untei-schiedes er- 
kennt, hat seine Dai-stellung (§ 237—46) noch zu privat- 
rechtlich gefärbt. 

Eine gute und kurze Darstellung gibt Klub er, höchst 
unbedeutend ist die von Maurenbrecher (§ 249), auch 
können Kohler, Schmalz etc. für unsern Zweck ohne Gefahr 
unbeachtet bleiben. Hervorzuheben dagegen die Special- 
Statsrechte über Hessen, Bayern, Württemberg von Weiss, 
Pözl, Mohl. „Mit gesundem statsrechtlichen Sinne" (Mohl) 
erörtert Held, Verfassungsrecht, Bd. H. die allgemeinen 
Fragen. In Bezug auf die neuesten Systeme von Gerber, 
Grotefend, H. Schulze, G. Meyer, Rönne u. a. enthalte ich 
mich, da sie Jedem zugänglich, der Charakteristik. 

EINZELABHANDLUNGEN. 

Abgesehen von den Artikeln der alphabetischen Ency- 
clopädien fehlt eine neuere, die gesammte Lehre von der 



— 7 — 

K^entschaft kui*z und klar dai*stellende Monographie. Vom 
allgemeinen Standpunkte betrachtet den Gegenstand der 
preussische Legationsrath und Professor zu Frankfuii; a. 0. 
J. F. Reitemai er (1789). Die Schrift, welche den Ministern 
Herzberg und Wöllner gewidmet ist, erklärt in der Ein- 
leitung richtig die Regentschaft als Surrogat der Regierung 
des Oberhauptes, stellt fest, dass dieselbe von Seiten der 
Anordnung wie Ausübung zu betrachten und vei'sucht 
mit steter Scheidung abhängiger und unabhängiger Staten 
auf die ersten GiUnde des States zurückzugreifen. 

Nachdem (im 111. Cap.) der Unterschied von der Zwischen- 
regierung hervorgehoben, wird im Einzelnen (Cap. IV.) be- 
antwortet : Wer kann die Regentschaft anordnen ? und zwar 
1) bei Fähigkeit des Oberhauptes, 2) bei seiner Unfähigkeit. 
Ausgegangen wird davon, die Regierung sei Auftrag, die Re- 
gentschaft hänge also unmittelbar vom Oberhaupte, mittelbar 
vom State ab. Alsdann wird von der Pei*son des Regenten, 
seiner Gewalt und deren Aufhören , (hierbei über das Alter 
der Volljährigkeit) gehandelt. Die Arbeit zeichnet sich für 
jene Zeit vor allem dadurch aus, dass sie den privatrecht- 
lichen Standpunkt völlig verlässt. Sie ist rein statsrechtlich 
und gedenkt gar nicht der „Vonnundschaft". Sie enthält 
sehr viel, allerdings oft geistlos gehäuftes Material, das zum 
Theil aus Real's Statskunst Band IV. entlehnt ist. Letz- 
terer ist zwar bedeutend kürzer, aber der Grundgedanke 
der Regentschaft ist dort entschieden klarer eifasst und 
richtiger ausgeführt. Mohl nennt das Werk Reitemaier's 
„mit bessrem Willen als Erfolge" verfasst. — 

Ferner finden wir eine allgemeine (kürzere) Erörterung 
über die Regentschaft inHormayr's Schrift, „über Minder- 
jährigkeit" etc. Hormayr schickt seiner gründlichen Betrach- 
tung über die verschiedenen Fälle der Minderjährigkeit im 
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Habsburger Eaiserhause, wie in den verschiedenen Eron- 
ländern, eine gut geschriebene, besondei*s das ältere Recht 
der deutschen Stämme beiilcksichtigende, allgemeine Erör- 
terung vorauf (§ 1—26). Zwar knüpft er an die Begriffe 
des römischen Piivatrechts an, doch ist auch bei ihm schon 
die Betonung der statsrechtlichen Seite der Regentschaft be- 
achtenswei-th. 

Unbedeutender sind die zwei Streitschriften, welche 
1822 und 1823 zu Ilmenau erschienen. Eine Broschüre des 
Grossherzogl. "Weimarischen Regierungsrathes Alexander 
Müller: „Ueber Regentenbevormundung. Ein Beitrag zum 
heutigen teutschen Stats- und Fürstenrecht" (für 4gGr.) erklärt« 
die Bevoimundung des Monarchen für unvereinbar mit der 
Heiligkeit der monarchischen Idee, es Messe das, den Akt 
der Huldigung für einen Scherz erklären u. dgl. m. — und 
rief den berechtigten Widerspruch hervor, welchen der 
Grossherzogl. Weimar. Amtsadvocat E. W. Sehen ck „als 
Diener der Wahrheit" in seiner Schrift „über Regentenbe- 
vormundung, Stände und ständische Verfassung" ausdrückt. 
Hier wird in häufiger Anknüpfung an die wahrhaft unglaub- 
lichen Behauptungen MüUer's und in deren Widerlegung die 
rechtliche Zulässigkeit einer Regentschaft ganz hübsch auf 
ca. 4 Dmckbogen nachgewiesen. 

Zöpfl's Regierungsvormundschaft im Verhältnisse ^ur 
Landesverfassung knüpft an die Differenzen über die Rechts- 
beständigkeit der vom Könige von England als Vormund 
des Herzogs Carl von Braunschweig vorgenommenen Ver- 
fassungsändeningen an, gibt die Geschichte dieses Streites 
unter Beifügung der wichtigsten Urkunden und Aktenstücke, 
erweitert sich aber, besonders im 1. Abschnitte bei der 
eigentlichen Beantwortung jener Frage, zu einer reichhaltigen, 
unter steter Berücksichtigung der älteren Literatur ent- 
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wickelten Abhandlung über das Hecht der Regenten zu Ver- 
fassungsänderungen im Allgemeinen. 

Der ei-st küi-zlich verstorbene H. B. Oppenheim in 
Weil's Jahrbticheni beiUcksichtigt eingehend das ältere deut- 
sche Recht und betrachtet speciell die köi-perliche Thronun- 
&higkeit. Seine Behauptung, dass Blindheit von der Selbst- 
regierung ausschliesse , wird widerlegt von Tabor (in der 
Zeitschrift für deutsches Recht IX.). 

Mo hl, welcher in seiner Literatur IL p. 304 einige 
wenige kritische Notizen gibt , bietet in *der Abhandlung 
„über die ständischen Rechte in Beziehung auf Reichsver- 
wesung" weit mehr als man nach dem Titel zu erwarten 
berechtigt ist: wie gewöhnlich Hereinziehung des fi*emden 
Rechtes ; und auf Grund umfassenden Wissens nicht nur Er- 
örterung der ständischen Rechte, sondern aller wichtigen 
Fragen der Reichsvei-wesung. (Eine eingehendere übrigens 
unnöthige Besprechung Mohl's will ich mir nicht gestatten). 

Mittnacht in Cotta's Vierteljahrschrift erörtert gi-ünd- 
lich insbesondere den Untei-schied der Regentschaft von der 
blossen Stellvertretung; Fricker endlich unterzieht ge- 
legentlich der Untersuchung, ob hinsichtlich der Thronun- 
fähigkeit ein gemeines deutsches Statsrecht existire, und der 
Beweisführung, dass bei einer nach dem Thronwechsel ein- 
tretenden Unfähigkeit stets nur Reichsverwesung stattfinde, 
die einzelnen Fälle, in welchen die Ausübung der Regieiimg 
durch den nach der Regel des Rechts hiezu Berufenen fac- 
tisch oder juristisch unmöglich ist, einer genauen Betrachtung. 
Wegen der gedrängt kurzen und klaren Hervorhebung der 
leitenden Gesichtspunkte vom Standpunkte des allgemeinen 
wie deutschen Statsrechts darf schliesslich der oben erwähnte 
Bericht Bluntschli's bei der Literatur über die Regent- 
schaft nicht übersehen werden. 
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Für das Stadium der Regentschaftsfälle in einzelnen 
Staten ist Folgendes zu bemerken: 

Für die Begentschaftsfrage in Preussen ist neben 
zahlreichen Artikeln der Tagesliteratur hervorhebenswerth : 
Lasker (zur Verfassungsgeschichte), welcher mit klarer 
historischer Daretellung eine lebensvolle Schilderang der 
Spannung der politischen Gegensätze verbindet, und der ano- 
nyme, zuerat confiscirte, schwungvolle, gegen Stellvertretung 
polemisirende Artikel in den preussischen Jahrb üchers 
(1858 p. 438), soW die Materialien zur Geschichte etc. 

Da für Regentschaftsfragen in den übrigen deutschen 
Staten theils genauere Schriften nicht vorliegen, theils 
nicht leicht zugänglich sind, sei hier zur Orientirung die 
Augsburger Allgemeine Zeitung empfohlen, welche stets die 
wichtigen Punkte beleuchtet hat. Die für die Regentschaft 
in Baden (1852—56) in Betracht kommenden Punkte sind 
besonders klar hervorgehoben in der amtlichen Darstellung, 
welche die Karlsruher Zeitung zu dem Patente vom 5. Sept. 
1856 gab (auch abgedruckt A. A. Z. 1856 p. 4044), 

Für Oesterreich gibt Hormayr die schon erwähnte 
gründliche Dai-stellung. Eine genügende neuere Erör- 
temng des österreichischen Rechtes fehlt. 

Für England seien hervorgehoben neben Black- 
stone's wenigen Bemerkungen (I. 7) und neben Fischel's 
kurzer aber vollständiger Darstellung das Werk von 
Brougham und die Veiiassungsgeschichten von Stubbs, 
vor allem aber von May, dessen Erörterung über die Re- 
gentschaftsfragen unter Georg III. zu den klarsten und aus- 
führlichsten gehört. 

Frankreich. Eine lichtvolle Darstellung der Regent- 
schaft mit Berücksichtigung der letzten napoleonischen Gesetze 
gibt Fournier bei Maurice Block. Das ausführlichste 
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Werk ist immer noch der Trait^ de la majoriti etc. von du 
P u y. In der ersten Hälfte des eraten Bandes wird eine Er- 
örteining der allgemeinen Fragen; des Grossjährigkeitsalters, 
der Art der Berufung, des Begentschaftsrathes etc., alsdann 
eine specielle Geschichte sämmtlicher Regentschaften in 
Frankreich gegeben. Die zweite Hälfte des ei'sten Bandes 
und der ganze zweite Band enthalten eine vollständige 
Sammlung aller auf die Begentschaften bezüglichen Urkunden 
und Aktenstücke, Us preuves du traiU^ vom Testament 
Philipp August's II. (1190) bis zur Grossjährigkeitserklärung 
Ludwig's XIV. (7. Sept. 1651), eine Sammlung welche man 
als mit „deutscher Gillndlichkeit'' zusammengestellt nennen 
dürfte. Am Ende des IL Theiles findet sich auch eine An- 
gabe der älteren französischen Literatur. 

Für Belgien ist die Auseinandersetzung des durch 
seine criminalistischen Werke bekannten Thonissen im 
Commentar zur Verfassungsurkunde (Art. 80—84) muster- 
haft, etwas weniger bietet der Commentar von Neut. 

Für die Niederlande commentirt Van Bell die 
Verfassungsbestimmungen , während der Statsrechtslehrer 
de Bosch Eemper eine gute und fesselnde wissenschaft- 
liche Erörterung bietet. 

Für Italien gibt La Pegna's weitverbreiteter Codice 
politico wenige Andeutungen: unter den Lehrbüchern sei 
Casanova (ed. Brusa) mit seiner allseitig abgerundeten 
und voUkommnen Vorlesung (Nr. 25) über die Regentschaft 
hervorgehoben; die neueste, zugleich allgemeinere Darstel- 
lung gibt Paternostro in seinem kürzlich ei^schienenen 
Werke. 

Im Uebrigen cf. für das Ausland die Notizen § 6. 
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GESCHICHTLICHER IBERBLICK 

§ 8. ÄLTERE ZEIT. DEUTSCHLAND. 

Zur Kläining der Begriffe über die Regentschaft im mo- 
dernen constitutionellen Statsleben würde weiteres Zuiück- 
greifen auf die Zeiten des Alterthums kaum erheblich beitragen: 
das Verfassungsrecht der griechischen Stadtstaten und des 
römischen Weltreiches bietet hier wenig Anknüpfungspunkte. 
Das historische Interesse wird aber immerhin angeregt, wenn 
aus einzelnen Nachrichten theils ganz ähnliche Auffassungen 
uns entgegentreten über ein Institut des öffentlichen Rechts, 
welches zwar im heutigen State besonders ausgebildet, aber 
auch schon im Alterthume in seinem Wesen vielfach er- 
kannt ist. 

In der theokratisch-despotischen Monarchie der Israe- 
liten war ein Rechtsbegriff der Reichsverwesung umso- 
weniger entwickelt, als selbst das ältere Privatrecht, soweit 
unsere Kenntnisse reichen, keine Bestimmungen über die 
VoiTOundschaft aufweist 2). Es wird keine Andeutung ge- 
macht, wer an Stelle der Könige, welche nach der sorg- 
fältigen Angabe der historischen Bücher des Alten Testa- 
ments mit acht oder zwölf Jahren den Thron bestiegen, die 
Regierung führte: daher ist es nicht zu verwundem, dass 
man im Mittelalter, so z. B. Karl V. von Frankreich, sich 
zur Rechtfertigung fi-ühen Volljährigkeitstennins auf die 
Selbstregierung dieser jugendlichen Könige bezog. 

cf. Du Puy I p. 155 und unten § 4. 

Dagegen finden wir schon bei den Griechen und den ihnen 
benachbarten barbarischen Völkera die Vertretung der Könige 
erwähnt: in Macedonien führt während der Unmündigkeit 
Philipp's III. Antigonus Doson zunächst die Vormundschaft; wir 
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finden bei den Molossern für einen nnmündigen König einen 

Regenten handelnd auftreten, MoXoaaovg di ^ye xai IdvtiTavag 

2aßvkiv&og STtiTQOTtog üv Oagvitov xov ßaaiXitog Ttaidbg 

ovTog. 

cf. Thacid. II. 80. Freemann (p. 150) bemerkt hiezu: „the 
heredüary principle was so firnüy established that a Begent couM 
be trusted io act for a minor A'ing." 

Vor allem aber ist im spartanischen Statsrecht die 
klare Auffassung des Begriffes der Regentschaft durchge- 
drungen. Wir können dies, so scheint mir, vorzüglich dar- 
aus schliessen, dass ein besonderer Ausdinick für „Regent" 
im Gegensatz zu „Voimund" überliefert ist. Plutarch sagt: 
Tovg TcJv oQq^avciv ßaciXeov eniTQonovg ^anedaifioviot 
TCQodi'Kovg covofAaLov. Das „Tr^odtxog" ist genau unser 
„Reichsverweser", er hatte die volle königliche Gewalt, er 
wurde, wie aus dem Falle des Aristodemos, der für Age- 
sipolis die Regienmg führte, hervorgeht, aus der königlichen 
Familie gewählt, und die königliche Gewalt, insbesondere 
der Oberbefehl im Heere, wurden ihm mit Genehmigung des 
Volkes übertragen^). 

Im römischen Statsrechte, weder in dem der Königs-, 
noch in dem späteren der Eaiserzeit, ist das Stellvertre- 
tungsrecht ausgebildet. Karg wie das Privatrecht mit der 
Stellvertretung ist es das öffentliche Recht, welches weder 
Norm noch Namen kennt für das, was wir heute Regent- 
schaft nennen. In der Geschichte* der Königszeit wird aller- 
dings ein hierher gehöriger Fall erwähnt, nämlich dass 
Servius TuUius im Namen und im Oniate des Königs Tar- 
quinius Priscus während dessen Krankheit Recht gesprochen 
habe, und dass das Volk angewiesen worden sei, ihm zu 
gehorchen: aber es ist hier ebensowenig eine Rechtsform 
entwickelt, wie iiü römischen Principate. Im letzteren war 
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die einzige rechtliche Stellung, welche eine Vertretung in 
sich schlOBS, die des praefedus praetorio. Andererseits wurde 
hier durch das Institut der Mitregentschaft, welche, ur- 
sprünglich der Nachfolge wegen angeordnet, nur eine anti- 
cipirte Feststellung derselben war, thatsächlich abgeholfen. 

et LiT. I. 41. Cic. de repbl. II. 21, 33. MommseD, Stats- 
recht, 1. p. 165, IL p. 1025. 

Wollte man es genug sein lassen an diesem Rückblick 
auf das Alteithum, so würden gewiss Viele darin nichts Be- 
denkliches finden. Der Historiker und Philologe aber würde 
jedenfalls etwas vermissen. Bei Betrachtung der Anschau- 
ungen der antiken Welt über die Regentschaft darf ein 
Blick auf das ägyptische Statsrecht nicht unterbleiben, 
welcher, wenn auch nicht practisch Bedeutsames, doch sicher 
wissenschaftlich Interessantes in Fülle entdecken lässt. 
Aegypten hat sowol unter den früheren Dynastien, wie 
unter den Lagiden eine gi'osse Anzahl von Regentschaften 
gesehen. Im letztgenannten Herrscherhause verdrängte 
geradezu eine voimundschaftliche Regieiiing die andere; die 
Vei^wicklungen unter dem unmündigen Epiphanes, unter 
dem durch seine Mutter Kleopatra bevoiinundeten Philo- 
metor I. sind bekannt, waren sie doch der Anlass, dass die 
Römer die Obervormundschaft erlangten und damit ihre 
Macht in Aegypten begründeten. Unter jenem Hen^scber- 
hause ist für den Regenten einfach der juristische Ausdruck 
für Vormund iTvLxQOTtog gebräuchlich. 

Besonders ausgebildet aber und weniger bekannt ist 
das Recht der Stellveitretung im alten Pharaonenreiche. 
Ohne auf Joseph zurückzugehen, dessen Stellung Luther mit 
der eines „Regenten*' widergibt, kann aus einer Reihe von 
Fällen der Nachweis geführt werden, wie der Begriff der 
Regentschaft klar entwickelt, die Rechte der Regenten genau 
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begrenzt, die Art der Berufung fest bestimmt war. Meist 
wurden die Vertreter aus der Familie der Pharaonen ge- 
nommen : Sesostris, Sethos übertrugen die Begierung für ihre 
Abwesenheit ihren Brüdern: mehrfach kamen dem ägyp- 
tischen Statsrechte entsprechend Regentschaften von Frauen, 
Schwestera, Gemahlinnen vor, sowol für den Fall der Ab- 
wesenheit vom Könige, wie in anderen Fällen schon vom 
Vorgänger ernannt. Die Statthalter hatten eine sehr aus- 
gedehnte Gewalt: ausdrücklich wird ihnen die gesammte 
Königsgewalt zugestanden mit alleiniger Ausnahme, das 
Diadem zu tragen und sich des königlichen Harems zu be- 
dienen. 

ühlemann, IL p. 57 (Job. c. Ap. L 15). 

Besondei-s bemerkenswerth ist endlich, dass (wie Brugsch 
dies zuerst gefunden) sie einen bestimmten Titel, nämlich 
adon fühlten entsprechend dem arabischen waMl. Diese Be- 
zeichnung wird jedoch unserm Stellvertreter, Statthalter ent- 
sprechen, während unser Regent etwa auch durch r^her nu ta 
(d. i. oberster Mund des Landes) ausgedrückt wurde ^). 

Wir wollen uns nicht länger hierbei aufhalten, glaubten 
jedoch diese wenigen Bemerkungen über das Alterthum 
nicht unterlassen zu dürfen, da bisher von keiner Seite auf 
diese interessanten Punkte die Aufmerksamkeit gelenkt 
worden. Ein genaueres Eingehen dagegen auf das ger- 
manische Alterthum wäre bei der Reichhaltigkeit der Dar- 
stellungen von Kraut, Waitz u. a. überflüssig, und braucht 
danach hier nicht eine ausführliche Rechtsgeschichte der 
Regentschaft, vielmehr nur eine kurze Uebersicht geboten 
zu werden. Feste Gesetze über Reichsverwesung finden wir 
in den älteren Zeiten gar nicht, es bleibt also nichts übrig, 
als aus der Regelung der einzelnen Fälle herauszufinden und 
herauszufühlen die Rechtsanschauung der Völker. Das erste 
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Drittel des Mittelalters durcbklingt in dieser Beziehung nur 
der Eine Gedanke, die Abneigung gegen die Herrschaft eines 
Unmündigen, eines Unfähigen überhaupt, eine Abneipng, 
welche häufig zu Gewaltthaten Gelegenheit wurde. Erinnert 
sei nur an die Veranlassung des Senioratsgesetzes Gense- 
rich's, welcher selbst durch Verdrängung der Söhne Gun- 
tharich's auf den Thron gelangte, an die kurze Regierung 
Liutbert's im Longobardenreiche unter Leitung des Herzogs 
Ansprand, vor allem schliesslich an die Zeit nach dem Tode 
des Ostgothenkönigs Dietrich von Bern, deren Anschauungen 
über Mündigkeit und Regentschaft uns in den Quellen bei 
Gassiodor und Procop berichtet und erst in neuester Zeit 
von dem Poeten der deutschen Rechtsgeschichte in lebhaften 
Farben geschildert sind. 

üeber die Abneigung des früheren M.-A. gegen die Regierung 
Unmündiger cf. u. a. H. Schulze, de testamento Genserici commen- 
tatio, § 8 (cmtiquissimis temporibus , . praeferehatwr haud raro . . 
uUimi regis frater filiis eius impuheribus) and Aehnliches not. 74 
p. 40 eod. Auch Dahn, Könige, I. 230. Ueber die Ostgotben, 
Cassiodor Var. VIII. 2, VIII. 5. Dahn, Könige, IL p. 176-192, 
HL p. 106 (dessen Kampf um Rom L). 

Reicher an Fällen, als die oben genannten Stämme sie 
aufzuweisen haben, ist die Geschichte der Franken ^). Nicht 
weniger als sieben Regierungsvormundschaften im Geschlechte 
der Merowinger in kaum 150 Jahren! Schwerlich aber 
kann man einen festen Grundsatz in Bezug auf die Bestim- 
mung der Person des Regenten nachweisen, und man kann 
mit Zöpfl sagen y dass häufig nicht zu sehen, woher die 
Grossen ihre Rechte haben zu regieren, und dass viel An- 
massung, mehr Gewalt als Recht dabei war. Oft nimmt den 
unmündigen König der nächste Verwandte in Schutz, so 
Guntchram seinen Neffen Childebert, zuweilen wird die Mutter 
Regentin, wie Baldechildis über Chlotar III. In einem andern 
Falle wird das Recht der Mutter bestritten — und meiß* 
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bemächtigen sich die Grossen des Reichs der Regentschaft 
So verschieden nun auch die Personen, welche die Regent- 
schaft führten, so mannigfaltig die Art der Ei*nennung, das Eine 
ist für die Zeit der Merowinger unzweifelhaft, dass klare be- 
griflfliche Scheidung von Regentschaft und Voiinundschaft vor- 
lag, dass man bei der Reichsverwesung nicht an privatrecht- 
liche Begriffe dachte. So stand Gogo dem Childebert IL, Ar- 
nulf dem Dagobert zur Seite, ebenso leiteten Bischof Cunibert 
und Herzog Adelgiselus das austrasische Reich, während als 
Vormund, hajulus, nutritor ein Anderer auftritt. ^yÄi^ssi y 
eut il cheg les Francs une double administration, Vune gut 
regardait la personne du roi pupille et Vautre gut regardaii le 
royaumeJ'' (Waitz IL p. 434. Montesquieu esprit XVIIL c. 27). 
Auch in Deutschland lagen ursprünglich die Verhält- 
nisse nicht anders , d. h. das eben erwähnte statsrechtliche 
Moment trat nicht so in den Hintergi'und, wie man es, durch 
die spätere Rechtsgestaltung veranlasst, meistens darstellt. 
In den lehnbaren Territorien trat der öffentlich-recht- 
liche Gedanke durchaus hervor. Dem Lehnsherrn fiel mit 
dem Gebiete als Angefälle auch die Vormundschaft über den 
unmündigen Landeshemi zu — quoad feudum, wie es be- 
kanntlich stets ausdrücklich hervorgehoben wird. Daneben 
steht, der AUodialvormund. Es zeigt sich dort der öffent- 
lich-, hier der privatrechtliche Charakter. Allerdings muHS 
bemerkt werden, dass die Scheidung des Allodial- imd 
Lehnsvormundes mehr eine rechtliche als eine thatsächliche 
war und dass oft — wenn nicht immer, Controverse die hier 
nicht zu entscheiden (d Kraut IIL p. 5; — der Lehnnherr 
entweder dem AUodialvormunde das An^'efälle verlieh orler 
dem Minderjährigen selbst; „ist aber dem Kinde Asm ari- 
gefälle selbst geliehen, so ist .«ein ebenbürtig «chwijrtrna^ 
sein vonnund beide zu lehnrecht und zu landrecht/* 

V. Kirch enh ei m, B^jentaebaft, 2 
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Nach Landrecht aber galt als Vormund im Allgemeinen 
der nächste ebenbüilige Schweilmagen, wie nach den Stellen 
des Ssp. und Schwsp, hier als bekannt vorausgesetzt werden 
daif. Diese Kegel fand nuntnehr auch Anwendung auf die 
regierenden Herren, nachdem mehr und mehr zuerst das 
Angefälle gewichen, und bald auch das übriggebliebene 
Recht des Lehnsherrn, den Vormund zu bestellen, in Ver 
gessenheit gerathen war. Diese Regel wurde alsdann sanc- 
tionirt für die Kurfürstenthümer durch A. B. VII, §4. 
nach dessen Wortlaut allerdings nur dem Vatersbruder die 
Regentschaft zusteht. Man hat jedoch nicht gezweifelt, den 
Paragraphen dahin auszulegen, dass jenes Recht event. auch 
anderen Agnaten gebühre, zumal da in einer Uebersetzung 
der G. B. sich dem „eltest Bruder" die Worte „oder Freund" 
hinzugefügt finden, und in anderen Bullen derselben Zeit, 
wie in der Karl's IV. für Kursachsen und Sigmund's für Kur- 
pfalz ausdrücklich der nächste Neve oder Möge erwähnt ist 

War für die Kurfürstenthümer auf diese Weise die Re- 
gierungsvormundschaft weniger neu geregelt, als für sie das 
ältere deutsche Recht sanctionirt, so wurde die Ausdehnung 
dieser neu präcisirten Grundsätze auf alle übrigen regieres- 
den Herren durch das Eindringen des fremden Rechtes ver- 
hindert. In jener Periode des verfrühten Greisenalters 
unseres einheimischen Rechtes wurden die alten Grundsätze 
überwuchert durch die Lehren von der Tutela, und letztere 
gelangten in den meisten fürstlichen Familien, oft unter 
Widerstreben der Agnaten, zur Geltung. War in der frü- 
heren Zeit die Vonnundschaft der Mutter oder eines ge- 
korenen Vormundes zwar vorgekommen, jedoch nur als Aus- 
nahme vorgekommen, so hiess es jetzt auch für die regieren- 
den Füi'sten: regula in genere statumda est quod eorw^^ 



I 
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tutela regulariter sequatur ius civile. Daher nahm man jetzt 
nicht eine subsidiäre, sondern primäre Regentschaft der 
Mutter an. Daher finden wir jetzt fast regelmässig das 
Recht des Landesherren für den Nachfolger den Vormund 
zu ernennen, so dass J. J. Moser mit Recht sagen konnte: 
das unzweifelhafte Herkommen ist pro tutela testamentaria. 
Daher neben diesen Systemen das Durcheinander von tutela 
pactitia nach älteren Grundsätzen und subsidiärer tutela 
dativa der obei*sten Reichsgerichte. Ja der Kampf der alten 
deutsch-rechtlichen mit den eindringenden römischen Lehren 
hatte sogar mehrfach zur Folge, dass in einer und derselben 
Familie die vei'schiedensten Ginindsätze Anwendung fanden. 

cf. Moser, bad. St -R., § 43. Zöpfl, St-R., § 238 (auch Radorfif 
HL p. 251). 

Bei dem bisher Gesagten hatten wir vorzüglich den 
einen Fall der Regentschaft, den für einen Minderjährigen, 
im Auge. Die heutige Lehre von der Regentschaft hat eine 
zweite Wurzel, hat noch eine andere Seite: die Vertretung 
des behinderten Monarchen. Kennt das heutige Recht ein 
Mittel, dem an physischen oder geistigen Mängeln leidenden 
Fürsten die Hen-scherwürde zu belassen und ihm nur die 
Ausübung der Regiei-ungsrechte zu entziehen, so war das in 
früheren Zeiten nicht der Fall, es fand vielmehr wegen 
solcher Mängel Ausschliessung statt: was aber hierüber zu 
sagen, wird sich besser bei Erörterung der einzelnen Gründe 
eintretender Regentschaft einflechten lassen. Hier mag vor- 
läufig die Andeutung genügen, dass auch auf solche Fälle 
im Laufe der Jahrhunderte die Uebertragung der voiinund- 
schafblichen Sätze üblich wurde, dass aber das heutige Recht 
sich endlich zu einer völligen Analogisirung dieser Regent- 
schaft mit der wegen Minderjährigkeit hingewendet hat 
(cf. § 8. 9.). Es sei gestattet, den Faden dieser Darstel- 
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lung erst wieder aufzunehmen, nachdem wir einen Blick 
auf das in dieser Frage bisher weniger berücksichtigte fran- 
zösische und englische Recht geworfen. 

§ 4. FRANZÖSISCHES RECHT. 

Literatur: ausser bei Du Puy (cf. oben) bei Real IV. p. 829 £, 
Warnkönig I. p. 394 not. 1 (p. 207. 393. 504). Foumier in M. BJock'^ 
Dictionnaire. 

Die Geschichte des Instituts der Regentschaft in Frank- 
reich geholt unstreitig zu den ergiebigsten Gebieten stats- 
rechtlicher Untersuchung: kein Land Europa's ist so mit 
Reichsverwesungen gesegnet gewesen, wie Frankreich. Die 
specielle Geschichte sämmtlicher Regentschaften dieses 
States hat ein französischer Statsgelehrter sich bemüht zu 
schreiben (Du Puy), und noch heute sucht mancher Histo- 
riker das Charakteristische einzelner Regentschaftsfälle zu 
erforschen. ^) 

Fi-üh hat die französische Jurisprudenz, die französische 
Statspraxis, voll von der Idee der Continuität der Monarchie, 
die wahrhaft statsrechtlichen Gedanken des Regentschafts- 
begriifes zum Ausdruck gebracht, wenn auch zueilst nicht in 
feste Gesetze geformt. Dass der König nicht stirbt, tritt im 
französischen Rechte am ei*sten, am häufigsten, am klai-sten 
zu Tage, und wenn nach dem Attentate auf Heinrich IV. 
SuUy die über den Tod des Königs klagende Königin- 
Witwe unterbrach: „Non, madame, le roi votre fils descend 
les dögrds''^, so war dies nur der coiTecte Ausdiiick eines 
statsrechtlichen Gedankens, welcher in Frankreich seit Jahr- 
hunderten lebte. Diesem Gedanken entsprechend blieb das 
Königthum de iure auch unberührt, wenn ein Mindeijähriger 
oder ein Regierungsunfähiger es ererbte. Die Regierung 
wurde geführt, gleich als ob der König sie selbst führte. 
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Zwei Verordnungen KarFs VI. (vom 26. April 1403 und 
26. Decbr. 1407) besagen dies ausdrücklich: ja in ihnen ist 
der alte Gedanke von der Continuität des Königthums mit 
einer seltenen Schroffheit ausgedrückt, indem ein Bechts- 
grund der Eegentschaft völlig geleugnet, indem auch dem 
mindeijährigen König das volle königliche Recht zuge- 
sprochen wird. Nicht unähnlich ist so die altfranzösische 
Auffassung dem englischen Grundgedanken, dass „in the 
hing is no mmority". In jenem selben Edicte von 1407 
aber ist, trotz der Betonung der Nothwendigkeit sofortiger 
Krönung u. dgl., zugleich den factischen Verhältnissen Rech- 
nung getragen und die eventuelle Stellveitretung förmlich 
geregelt. Nur war die begiiffliche Scheidung der privat- 
rechtlichen Vormundschaft und der öffentlich-rechtlichen 
Eegentschaft schon längst vor sich gegangen. Obwol zu- 
weilen dieser Unterschied durch Vereinigung beider in Einer 
Person verwischt, würde es nicht schwer sein, ihn nachzu- 
weisen. Es mag jedoch bemerkt werden, dass in den älte- 
sten Zeiten zuweilen noch des Regenten nur als „nutritor 
ä iutor''^ gedacht wird: sehr bald jedoch bezeichnen diese 
sich daneben als ^^gubernatores regni", als „regni procurator 
et lajulus''. Ludwig der Heilige überträgt 1269 ausdrück- 
lich den Regenten die ^^custodia^ administratio^ defensio et 
cura regni'*' und jene zeichnen, als hcidm tenentes domini Begis : 
,,Nos ex auctoritate et vice Domini Begis nobis commissa''. 
Der Titel „Regent** tritt dann in der Geschichte zum 
ersten Male nach Philipp des Langen Tode (1316) auf, 
dessen Binider sich bezeichnet als ^.Bigent le Boyaume de 
France et de Na/oarre^''. 

c£ ausser Du Puy auch das § 1 cit Glossarium von Du Gange 
s. V. regens. 

Hatte man auch genau erkannt, welcher Art die Gewalt 
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des Regenten und unter welchem Gesichtswinkel sie zu be- 
trachten, so haben doch die Bestimmung der Person des 
Regenten, wie die Festsetzung der Altersgrenze und andere 
Einzelheiten mehrfach gewechselt. Frankreich hat zweiund- 
dreissig Regentschaften bis 1789 gesehen, ohne ein festes 
Gesetz — und alsjäann vier Verfassungsgesetze mit genauen 
Bestimmungen über die Regentschaft gehabt, ohne eine solche 
zu erleben. Um so häufiger und mannigfaltiger sind natur- 
gemäss mangels festen Gesetzes die in dep einzelnen Fällen 
getroffenen, durch zahlreiche Urkunden tiberlieferten, Be- 
stimmungen, welche zu durchfoi-schen dem Vorai-theilslosen 
immer noch interessanter sein wird, als das Studium der 
wirren Massen im Vitriarius oder im Moser, vor welchen 
selbst des letzteren gewaltiger Urenkel, der Meister der 
neueren Statswissenschaft, ein gewisses Grauen empfand. 

cf. die Bemerkung R. v. Mohls, St.-R. etc., I. p. 145 not 1. 

Es kommen in Frankreich alle Fälle der Reichs- 
verwesung vor: IiTsinn und Krankheit (z. B. Karl VI., 
Karl IX.), Abwesenheit von den Zeiten Ludwig's VII. und 
Ludwig's IX., der Kreuzfahrer, an, Gefangenschaft des Königs 
(Johann des Guten), Hinterlassung einer schwangeren Wittwe, 
so nach dpm Tode Ludwig X. und Karl IV., ausserdem aber 
besonders häufig: Mindei jährigkeit. 

Die Grenze der letzteren hat mehrfach gewechselt; in 
älteren Zeiten trat die Regienmgsfähigkeit bekanntlich mit 
der Zeit der Waflfenfähigkeit ein: Childebert II. war fünf- 
zehn Jahre alt, als ihn sein Oheim mündig erklärte. För 
die spätere Zeit ist der Tennin vielfach streitig, doch kann 
nach Du Puy's Auseinandersetzungen angenommen werden — 
wenn man nicht Warukönig's Ansicht, es hätten keine festen 
Grundsätze bestanden, theilen will — dass in der Regel das 
21. Jahr als Volljährigkeitstermin galt. Einheitlich d&s 
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Mtindigkeitsalter festzusetzen, versuchte schon Philipp der 
Kühne 1270 (14 Jahr); als endgiltig entschieden kann die 
Frage gelten, durch Karl V. im August 1374 erlassenes 
,^edit perpetuel et irr^ocdble'^ welches am 20. Mai 1375 dem 
Parlamente mitgetheilt wurde und unter besonderem Hin- 
weis auf einige selbständige Regierungen jugendlicher Könige 
das vierzehnte Jahr als Grossjährigkeitstermin feststellte. 
Dieser Termin ist bis 1791 festgehalten, nach der Juli- 
revolution sogar wieder aufgetaucht, aber durch die Ge- 
setzgebung der Bonapartes auf achtzehn Jahre erhöht 
worden. 

Schwankender war der Gebrauch bei der Bestimmung 
der Regenten. Meistens trafen die Könige in ihren Testa- 
menten selbst Vorsorge: daneben macht sich schon fi-üh das 
Becht der Stände bemerkbar , . welches sich bis zum Jahre 
665 zurückverfolgen lässt. Nicht nur beim Fehlen testamen- 
tarischer Bestimmungen wählten die Stände den Regenten, 
häufig erhoben sie auch den Anspnich, die Bestimmungen 
des Monarchen zu bestätigen und mehrfach wurden letztere 
sogar nicht beachtet. So wurde z. B. das Testament Lud- 
wig's XIII., welcher zu Gunsten des Herzogs von Orleans 
und zum Nachtheil der Anna von Oesterreich Beschränkungen 
der Regentengewalt angeordnet, erheblich modificirt, und 
das Testament Ludwig's XIV. auf Veranlassung Philipp's 11. 
von Orleans gänzlich umgestossen, welcher letztere auf diese 
Weise jene Regentschaft erhielt, die man noch heute 
schlechthin als ,yla r^gence'' bezeichnet. Die Aenderung 
einer solchen letztwilligen Verfügung ging formell um so 
leichter vor sich, da der französischen Anschauung gemäss 
der junge König selbst in seinem „K< de justice''' den 
Regenten proclamiren konnte. So geschah es vor allen in 
jener denkwürdigen Sitzung vom 18. Mai 1643, in welcher 
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der fiiiiQährige Ludwig XIV, den Thron seiner Vorfahren 
bestieg. 

Was die Person des Repenten anbetriflft, so Iudd 
diese Frage ebenfalls nur historisch beantwortet werden : in 
den ältesten Zeiten war es fast regelmässig der nächste 
Agnat. Da jedoch etwa drei Viertel der Begeatschafteo 
weibliche waren, wird es von Real infolge der historischeD 
Thatsachen des späteren Mittelalters und der Neuzeit gleich- 
sam als Fundamentalgesetz bezeichnet, dass fttr mindet- 
jährige KAnige deren Matter die Regentschaft fahren 
(Real p. 862). 

Einer langen geschichtlichen Entwickelung EifahrungeD 

wie die in vielen vereinzelten Bestimmungen gleichmässig 

zur Erscheinung getretenen Grundgedanken verwerthete nun 

praktisch die VerÜEissnng vom 3. Sept. 1791. Sie ist die 

erste, welche auf dem Continent den richtigen statlichen 

Gedanken klar zum Ausdruck brachte. Überhaupt eine 

wirklich statsi-echtliche generelle Regelung traf und iofolße 

dessen sicher vielen europäischen Verfassungen des 19. Jahrh. 

zum Vorbilde diente. Sie bestimmt den nächsten Agnat«] 

zum Regenten, statuirt seine Unverantwortlichkeit, stellt als 

ausdrtlckliche Ausschliessungsgründe von der Regentschift 

den Fall hin, dass der Regent muthmasslicher Erbe andera 

Vi-nnan und noch oicht 25 Jahre sei etc., und regelt das 

en für den Fall der geistigen Verhinderung des 

len, nämlich verlangend, dass die Blödsinnigkeit 

h anerkannt sein muss, gesetzmässig bescheinigt und 

eimaliger monatlich aufeinander folgender Delibei-a- 

I gesetzgebenden Körpei's declarirt. 

1 den Zeitideen durehhaucht waren die Bestimmungen 

e Regentschaft insofern, als nach Ai-t, 5—9 für den 

SS kein Verwandter vorbanden, der Regent, Rousseau- 
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sehen Volkssouveränetätsanschauungen entsprechend, indirect 
durch das Volk gewählt werden soll, worauf unten zurückzu- 
kommen sein wird (§ 10 a. E.). 

Die Charte von 1830 enthielt keine diesbezüglichen Be- 
stimmungen: der Erlass solcher schien jedoch nöthig nach 
dem unglücklichen Tode des Herzogs von Orleans, und vom 
26. Juli 1842 an beriethen die Kammern in 15 Sitzungen 
ein Regentschaftsgesetz, bei welchem es sich besonder um 
die Frage handelte, ob der Mutter die Regentschaft anzu- 
vertrauen. Für sie trat Lamartine in seiner berühmten Rede 
ein, während die entgegengesetzte Ansicht, die auch Thiers 
theilte, den Sieg errang, und man der Mutter nur die Vor- 
mundschaft zu überlassen für gut erachtete. Zu welchen 
Scenen im Februar 1848 dies führte, ist hier nicht zu er- 
örtern. ^) 

Von ganz anderen Gedanken geleitet war die Napo- 
leonische Gesetzgebung, und für ihre Betrachtung bilden 
zwei Senatusconsulte den Mittelpunkt, das Napoleon's L vom 
18. Mai 1804, tit. IV, § 17—31 und das vielbesprochene 
Kapoleon's UI. vom 17. Juli 1856. Ersteres regelt die Regent- 
schaft vom rein statsrechtlichen Standpunkte, scheidet streng 
Regentschaft und Vormundschaft, übergeht den Fall der 
Unfähigkeit mit Stillschweigen, und zeichnet sich dadurch 
aus, dass primo loco der Kaiser den Regenten zu bestimmen 
hat, und nur mangels solcher Ernennung die Agnaten, event 
Grosswürdenträger eintreten. Die einzige Beschränkung, 
welche auferlegt ward, nämlich Ausschluss des weiblichen 
Geschlechtes, wurde, als es nothwendig war und Napoleon 
die Regentschaft an Marie Louise übertragen liess, am 
5. Febr. 1813 angehoben. 

Den imperialistiseben Gedanken von neuem zum Auf- 
druck zu bring», war dem zweiterwähnten Senatusconsulte 



vorbehalten. Dieses, mit seiner Ergänzung vom 1. Febr. 
1858 bildet den geraden Gegensatz zu dem obenerwähnten 
Begentschaftsgesetze vom 20. Aug. 1842. Es ernennt primo 
loeo die Kaiserin zur Regentin, ei-st dann Agnaten etc., alles 
aber nur, sofern der Kaiser keine ausdrückliche Bestimmung 
getroffen. Die primäre Berücksichtigung der Mutter, welche 
unseren Anschauungen nicht entspricht, wurde von franzosi- 
schen Gelehrten sowol logisch, wie im Hinblick auf die 
historische Berechtigung als das Richtigste bezeichnet. In 
Uebrigen enthielt das Senatusconsult sehr ausführliehe 
und durchdachte Bestimmungen, welche bei den einzelna 
Fragen kennen zu lernen, ausreichende Gelegenheit sein 
wird. *) 

§ 5. ENGLISCHES RECHT. 

BlackBtone, commentanes, I. 7. May, nmsf ihdiowri fit'sfwy, i- 
Cap III Stubba, comttitvHonal history II. Brougham, the Brid'«* 
cön«tt[«f!on, p 260 ff Bowyer, conanentaries <m the constUiäm'il 
Laue Ol fMgland, London 1846. 145. 150. Fiscbel, VerfaasangEiil- 
lands, p. 119. 123-125. Büdinger, VorleBungen Über engl. Vaf.- 
Gesch., (Wien 1880) Cap. L p. 33. Bagehot, engl. Verf.-Znstänfc 
p. 121. 

Das englische Regentschaftsrecht kann nur aus eic' 

lischen statsrechtlichen Anschauungen heraus richtig erfaßt 

werden : die Art und Weise der gesetzlichen Regelung dee 

einzelnen Regentschaftsfalles mag nicht gelobt oder getadelt 

len, auch nicht verglichen mit den Auffassungen anderer 

er. Wie bei so vielen statsrechtlichen Betrachtunge" 

ischer und deutscher Verhältnisse, kann man auch hier 

t sagen : dies ist besser, jenes schlechter, sondem nur 

Gneist: das Eine ist eben deutsch, das Andere englisch. 

Obwol das englische Recht unter den Prärogativen der 

le auch die anfuhrt , „nicht minderjährig^" 
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sein", war es auch dort nicht selten nöthig, mit diesem 
Verfassangssatze die factischen Verhältnisse in Einklang zu 
bi-ingen, und wenn auch dem common law das Institut der 
Regentschaft im Grunde unbekannt ist, so können ohne 
Mühe bis in das 13. Jahrhundeit zuiUck einzelne regent- 
schaftsrechtliche Bestimmungen verfolgt werden. Sehr ver- 
schieden ist die Einsetzung der Regentschaften in den 
älteren Zeiten. Für Heinrich III., welcher mit neun Jahren 
1216 den Thron bestieg, ernannte der grosse Rath zu 
Bristol den Earl Wilhelm von Pembroke zum rector regis et 
regnij während für Eduard III. eine Regentschaft von vier 
Bischöfen, vier Earls und sechs Baronen eingeführt wurde, 
an deren Spitze Heinrich von Lancaster stand. 

C<xrte8 history of England^ ü. 2. Brougham, p. 179. Stabbs, II. 
p. 368. 

In der bewegten Zeit der Minderjährigkeit Richard's IL 
führte der Herzog von Glocester die Regierung, bis sich der 
23jährige König aufraffte, um am 3. Mai 1389 zu erklären, 
er bedürfe keiner Vormundschaft mehr und werde jetzt 
selbständig regieren. 

„In the turbulent reign of Eichard II. the Lords ahne gave 
absolute power to the Duke of Gloster during the längs minarity 
(Brougham, p. 190. Stabbs, U. 482). 

Das folgende Jahrhundert der englischen Geschichte 
illustrirt schon vollständig die britische Auffassung von der 
Regentschaft, und die Zeit Heinrich's VI., welcher bald völlig 
unfähig, bald wieder genesen, dürfte sich selbst bis in die 
Details hinein sehr wohl mit der über drei Jahrhunderte 
späteren Georg's IH. in Bezug auf den vorliegenden Gegen- 
stand vergleichen lassen. Heinrich V. hatte für den minder- 
jährigen Heinrich VI. seinen Brüdern, dem Herzog von 
Bedford die Regentschaft in Frankreich, dem Herzog von 
Glocester die in England übertragen: das Parlament stiess 



diese Verfügung als dem Herkommen und der Verfassung zu- 
wider um und erklärte den Titel Regent fQr unzulässig, 
weil in ihm die Souveränetät liege. Infolge dessen wurde 
sogleich ein Regentschaftsrath von sechzehn Pei-sonen er- 
nannt, und den beiden Oheimen des Königs der Vorsitz, 
dem Herzog von Bedford auch der Titel „Protector" über- 
tragen. In der späteren Zeit, während der mehrfach wieder- 
kehrenden Geisteskrankheit Heinrich's VI. war sein Vetter 
Richard von York Protector des Reiches. 

Hierbei erklärte doB Parlament ausdrücklich, der Titel „B^cni" 
sei Dicht TerlieheD. weil er die Macht, den Stat zu r^ereo, in Ejcb 
achliesse (cS. Rot Pari. V. 242 a. d. 1454). 

Richard von Glocester aber , der „Würgengel" des 

Hauses York, begann die Ausführung seiner Pläne damil. 

dass er sich — anscheinend auf gesetzlichem Wege ~ die 

Regentschaft über den Sohn Eduard's IV. übertragen liess. 

wobei er sogleich den grossen officiellen Titel annabm: 

„brother and wncle of kings, protectour and defensow, great 

chamberlayne, constahle and lord high admiral of .Bnj;Ifl«(i.'' 

Die ersten festen Bestimmungen über das Alter der 

Grossjährigkeit traf Heinrich VIII., welcher ä\«sf 

Alter ^ür männliche Nachkommen auf achtzehn , für lät 

liehe auf sechzehn Jahre festsetzte und zugleich anordoett 

dass die Mutter im Verein mit Männern, welche der Köii^ 

ernennen würde, die Regentschaft führen sollte. Er selbst 

ernannte sechzehn Personen zu Testamentsexecutoren aDd 

vormundschaftlicheu Regenten; aber sein Testament wurde 

tossen und bereits am 1. Febr. 1547 Eduard SeymouTr 

;hr Herzog von Somerset, der mütterliche Oheim des 

i Königs, zum Protector ernannt, woiüber derselbe 

in förmliches Patent ausstellen Hess. Aehnliche Fälle 

Jmstora königlicher Verfügungen Hessen sich noch in 
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grosser ZaU anfiÜireD: oft standen sie, wie z. B. das letzt- 
erwähnte Mal, mit politischen und religiösen Bewegungen 
im Zusammenhang: im Allgemeinen aber deuteten sie an, 
dass die Regentschaftsfrage nicht eine ohne Zuthun des 
Parlaments zu entscheidende sei, und dies zeigt sich 
damals nicht nur in England, sondern auch in Schottland, 
wo etwa gleichzeitig das Testament Jacob's V., das die Vor- 
mundschaft für die acht Tage nach dessen Tode geborene 
Maria Stuart regelte, umgestossen wurde. 

Mehr Interesse flössen die neueren gesetzlichen Be- 
stimmungen über die Regentschaft ein. Die Bill von 17r)l 
(4 Geo.n. c. 24) verordnet, dass für den Fall des Ablebens 
GeoTg's II. während der Mindeijährigkeit des Prinzen von 
Wales die Princess Dowager, die verwitwete Gemahlin des 
Prinzen Friedrieh, die Regentschaft führen, ihr aber ein 
Eegentschaftsrath beigegeben werden sollte. Ausführlicher 
regelte dann die Angelegenheit 5 Geo. III. c. 27 von 17()5 
„an (ict to provide for the adminvitration of Government in 
case the Croum should descend to any of the children of hin 
Majesty under the Age of Eighteen Years and for the Cure 
and Guardianship of their Persons.'^ Hier wurde in 24 Ab- 
schnitten genau bestimmt, dass der König für seine Nach- 
folger aus den in der Acte bezeichneten Personen einen 
Regenten ernennen könne. Da jedoch für die Anwendung 
dieser beiden Bills keine Gelegenheit vorhanden gewesen, 
so wird nicht näher darauf eingegangen *). 

Zu den meisten und manni^altigsten statKrechtlichen 
Erwägungen gaben nun die mehrfachen Krankheitsfälle 
Georg'sin. Veranlassung. Im Jahre 1788 zdgte sich beim 
Könige eine Geistesstörung und — wie die englinchen 
Juristen zu Lincolns Jnn es noch heute thun — man Murhte 
nach Präcedenzfällen. Da traten Sheridan und beM>nd<?rH 
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Fox im Unterhaose auf, erklärend, der Prinz von Wales 
habe ein unzweifelhaftes Recht, die souveräne Gewalt aus- 
zuüben, gleich als ob der König todt sei: das Parlament 
möge den Umfang der Ausübung bestimmen. Pitt dagegen 
behauptete, der Prinz von Wales habe nicht mehr Recht, 
wie jeder andere Statsbtlrger. Offenbar ging man auf beiden 
Seiten zu weit. Es folgen nun Verhandlungen, in beiden 
Häusern wird die Frage lebhaft erörtert, und das daselbst 
Gesprochene geholt wol zum Interessantesten und Gharac- 
teristischsten, was über die Regentschaft -im Allgemeinen in 
England gesagt worden ist. Pitt konnte am 16. Decbr. 
1788, nachdem unterdess der Bericht über die Präcedenz- 
fälle erstattet war, von neuem das ausschliessliche Recht 
des Parlaments betonen: nicht Gesetz, nicht PräcedenzfäUe. 
nicht Analogien sprächen für den Prinzen von Wales. Ihm 
gegenüber hob Fox hervor, dass durch die Pitt'schen An- 
sichten aus der Erbmonarchie ein Wahlreich geschaffen 
würde. Man einigte sich alsdann in echt englischer Weise 
auf folgende drei Resolutionen: dass die Ausübung der 
königlichen Gewalt iiihe, dass das Parlament befugt sei, 
diese Lücke auszufüllen, und dass vor allem ein Mittel auf- 
zusuchen sei, wodurch die königliche Genehmigung zu Bil/s, 
welche die Kronrechte betreffen , ersetzt werde (first fhat 
the personal exercise of royal aufhoriiy was interrupted, 
second the rtght of the two Houses to supply the defect of 
the personal exercise of the royal authority, in such manner 
OS the exigency of the case may seem to require and third 
the necessiiy of determining the means by which the royal 
assent may he given to hüls passed hy the two Houses re- 
specting the exercise of the potcers of the crown during the 
continuance of the Kings indisposition). Es wurde alsdann 
dem Prinzen von Wales ein Regentschaftsgesetzentwurf vor- 
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gelegt, welcher jedoch so viele Beschränkungen enthielt, I 

dass der Prinz eine abweisende Antwort ertheilte und er- \ 

kläite, es sei dies eine Schwächung der Regierangsgewalt. 
Endlich, nach neuen Vorschlägen und Verhandlungen, kam 
das ganze Gesetz nicht zu Stande, da im Februar 1789 die 
plötzliche Genesung des Königs verkündet wurde. 

Obwol nun der König drängte, eine feste gesetzliche 
Regelung der Regentschaftsfrage vorzunehmen, blieb dies 
unbeachtet, und neue Verwicklungen waren die Folge dieser 
Kachlässigkeit, welche um so befi*emdlicher ist, als sie auch 
trotz der wiederholten, wenn auch kürzeren, Krankheits- 
anfälle des Königs 1801 und 1804 und der daraus er- 
wachsenden politischen Verlegenheiten, foi*tgesetzt wurde. 
Die englische Jurisprudenz aber hatte sich in dieser Zeit für 
die Pitt'sche Meinung, dass Niemand ipso iure ein Anrecht 
auf die Regentschaft habe, entschieden. 

Im Jahre 1810 begann des Königs letzte Krankheit; 
nach etwa fünfzigjähriger Regierung befand sich jetzt unter 
äi-ztlicher Aufsicht der Verstandeskranke, nahezu erblindete 
greise Herrscher, vergleichbar dem König Lear 

a poor öld man 
as fuU of grief as age wretched in hoth. 

Wiederum längere Verhandlungen, Zurückgreifen auf den 
Fall 1789, Beschluss derselben drei Resolutionen, Hervor- 
ziehung aller irgendwie verwerthbaren Beispiele der Ver- 
fassungsgeschichte, schliesslich Uebertragung der Regent- 
schaft an den Prinzen von Wales unter gewissen Beschrän- 
kungen („that the Prince of Wales should he empovered^ 
as regent of the hingdom to exercise the royal authority in 
the name and on hehalf ofHis Majesty^ subject to such limita- 
tions as shall be prpvided'^). Diese Beschränkungen be- 
standen in dem Verbot Peers zu creiren, bestimmte Aemter 
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zu besetzen, die Thronfolge zu ändern etc. Zugleich wurde 
bestimmt, dass Vermählung mit einer Papistin oder Ver- 
legung der Residenz nach auswärts den Regenten seiner 
Stellung verlustig machte. Am 5. Febr. 1811 erhielt diese Bill 
— man muss sich stets in englische Anschauungen hineinzu- 
denken verauchen — unter eigenthümlichen Umständen die 
königliche Genehmigung. 

cf. über die Form dieser Genehmigang May, law cmd practüe 
of Pa/rlament cp. XVIIF. (zweite deutsche Ausgabe 1880, p. 515). 

Wenn auch Fälle wie die eben berührten von 1788 
und 1811 sich nicht wiederholten, so wurden doch noch 
mehrmals in England Regentschaftsgesetze erlassen, ohne je 
practisch zu werden. Eine Bill von 1831 unter Wilhelm IV. 
(1. W. IV. c 2) übertrug die Regentschaft an Stelle seiner 
bei seiner Thronbesteigung einährigen Tochter für den Fall 
seines Ablebens der Herzogin von Kent, und zwar ab- 
weichend von fiüheren Bestimmungen ohne einen Regent- 
schaftsrath : auch wurde in dieser Bill die Frage über die 
Regentschaft für den Fall eines nachgeborenen Kindes ge- 
regelt. Die letzte Regentschaftsbill war die nach der Heirath 
der Königin Victoria erlassene (3 e. 4 Vict. c. 52), wonach 
für den Fall des Ablebens der Königin der Prince Consort, 
event. bis zum 18. Lebensjahre des Thronerben diesen untet 
geringen, den früheren analogen Beschränkungen und ohne 
Regentschaftsrath „umler the style cmd title of Regent of ihe 
United Jcingdom'^ vertreten sollte ^^). 

Es ergibt sich aus dem Gesagten, dass in England keine 
generelle Regelung der Regentschaft erfolgt ist. Das eng- 
lische System hält auch heute noch an dem Satze fest: 
nulhmi tempus occurrit regi. Daher kann auch heute noch 
der richtigen Ansicht nach ein unmündiger Fürst einem 
Parlamentsbeschlusse, welcher ihm einen Vormund ernennt, 
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seine Gendunigong ertheflen, wie dies z. B. bei Heiiiricli HL, 
Bichard IL, Hdnrich YL Torgekommen. Es lässt ach, auch 
vom englischeD Standpunkte ans, darüber streiten, ob es 
praktisch sei, die Frage nur spedell za regeln. Allerdings 
ist es nach dem cofmmon lau: undenkbar, dass nicht auch 
ein Knabe regieren konnte: ein generelles Gesetz würde 
der Theorie tou der PerfectibUitat des Königs widersprechen. 
Andererseits machte und macht sich auch in England die 
Meinung geltend, dass eine solche Fiction, so folgerichtig 
sie sein mag, durch ihren Conflict mit dem gesunden Men- 
scheny^^tande, die Statsgewalt, die Krone in Missachtung 
bringt. So ist die alte Regel des gemeinen Rechtes prak- 
tisch nicht mehr brauchbar, und so ist tou der anderen 
Seite durch die gegebenen Präcedenzfälle, welche eine Mit- 
wirkung des Pariaments ausgebildet, eine Anomalie in das 
englische Statsrecht gebracht, die mit seinen Prindpien un- 
yertraglich scheint Man kann aber annehmet, dass bei 
Behandlung einer eventuellen Regentschaftsfirage in England 
die massgebenden Grundsätze eher den yerschiedenen Prä- 
cedenzfallen des letzten Jahrhunderts als der Theorie der 
Fiction und der Blackstone'schen Philosophie entnonmien 
würden. Der Mangel gesetzlicher fester Bestimmung wird 
auch in England empfunden und — z. B. von Brougham^^) 
— deutlich ausgesprochen: der Mangel ist jedoch kein 
anderer, als wie uns so häufig im englischen Rechte be- 
gegnet. 

§ 6. DIE ÜBRIGEN STATEN. 

Eb würde fnr den Leser ermüdend senu wenn hier eine einsehende 
DarsidlnDg sänuntlieher, die Kegentschiift betrefleuden Bestinmmngen 
in den einzdnen Staten gegeben würde. Da jedoch eine mehr statisd- 
sehe, mi^^ehst gedrängte Ueberaicht nicht übezääsäg erscheint, schalten 
wir, wir moehten sagen anmerknngsweise, einen besondeien Psim- 

T. Kirckeakeia, SegeiAKhaft 8 
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graphen ein, welcher von dem Freunde einer fortlaufenden Darstellung 
überschlagen werden kann und möge, aber zu näherem Studium der 
Regentschaft in den einzelnen Staten hoffentlich wenigstens einiges Ma- 
terial liefern wird. Wenn trotz sorgfältiger Sichtung des letzteren viel- 
leicht hier und da, insbesondere möglicherweise bei Portugal, Dänemark, 
Norwegen, Schweden und Russland sich Irrthümer eingeschlichen, so 
möge man darüber nicht zu hart urtheilen, da die literarischen Quellen 
dieser Staten meistentheüs schwerer zugängUch. Das Aphoristische vieler 
Bemerkungen wird leicht erklärlich sein, kam es doch oft nicht sowol 
darauf an, sänuntliche Emzelheiten aufzuführen, als vielmehr besondere 
bei Bestimmungen, die nur noch historisches Interesse haben, das Auf- 
fallige herauszuheben. 

Für Belgien gelten Art 80—84 der Verfassung vom 7. Febr. 1881. 
Art. 80 setzt das Alter auf 18 Jahre fest. Art 81 „st ä la mort Ju 
roi 8on successeur est minewr Us deux chanibres se reimissent en une 
seule assemblee, ä Veffet de potMrvoir ä la regence et ä la tutelle.^ 
Art. 82 „81 le rot se trouve dans Vimpossibüite' de re'gner, les ministres 
apres avoir fait constater cette impossibilüe, convoquent immediatement 
les chambres, 11 est powrvu a la tuteUe et h la regence par les clwmhres 
r^unies." Art. 83 bestimmt, dass nur Eine Person Regent sein dürfe. 
Art. 84 lässt keine Verfassungsänderungen während der Regentschaft 
zu. Näheres cf. im Commentar von Thonissen und von A. Kent 
(la const. beige expliqu^e etc.), Gand 1842, p. 273. 

Niederlande. Zur Zeit der Vereinigten Niederlande führte 
gemäss Bestimmungen von 1747 die Mutter für den verhinderten Erb- 
statthalter die Regierung (cf. darüber unten § 14). Die Verfassung 
von 1806 § 23 ff. übertrug sie der Königin -Witwe, ev. hatte der 
Kaiser der Franzosen das Recht der Ernennung. Beigabe eines Regent- 
schaftsrathes war stets erforderlich. Die Bestimmungen der § 38—51 
der Verfassung vom 24. August 1815 weichen nur unerheblich ab 
von de grondwet voor het Koningrijk der Nederlanden vom 11.0c- 
tober 1848 (§ 34 — 49). Hier wird auch die Vormundschaft durch 
Gresetz geregelt und ist Scheidung von Vormundschaft und Regentschaft 
durchgeführt, was man früher auch dort nicht erkannt hatte (cf. van 
Bell, p. 48 und Bosch-Kemper, p. 274). Die Regentschaft für einen 
Minderjährigen soll bei Lebzeiten des Vorgängers durch Gesetz be- 
stimmt werden, und zwar sollen die Kammern in vereinigter Sitzung 
darüber berathen (cf. z. B. Ges. v. 4. Mai 1850, Staatsblad Nr. 21). In 
anderen Verhinderungsfällen (ingeval de Koning huiten Staat geradkt de 
regering waar te nemen) beschliessen die Generalstaten, welche in d o p - 
pelter Anzahl berufen werden, über die Nothwendigkeit einer Regent- 
schaft. Von Rechtswegen Regent ist der Prinz von Oranien. Bis zur 
unbedingt erforderlichen Leistung des in Art. 45 genau normirten Eides 
fuhrt der Statsrath, vereinigt mit den Ministem, die Regierung (Art. 42.47). 
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Näheres c£ bei Bosch-Kemper, p. 275 und in Beirs Commcntar, 
p. 48. (De Grondwet Met Aanteekeningen door Bir. C. van Bell. 
Amsterdam 1871.) 

Für Spanien kommt im letzten Jahrhundert — von früheren Vor- 
mundschaften über Heinrich IlL, Carl L (V.), Carl 11. sei hier ab- 
gesehen — Folgendes in Betracht: l)Die Yerfiassong Joseph Napoleon*s 
vom 6. Jnni 1808 § 8 £P., welche als Yolljährigkeitealter das von 
18 Jahren festsetzt, primo loco Emennong des Regenten, eventuell Ein- 
treten des entferntesten Verwandten bestimmt 2) Die bedeutend 
fräere — von einer Regentschaft unterzeichnete — Verfassungs- 
Urkunde vom 19. März 1812, wonach die Cortes drei bis fünf 
Regenten wählen, provisorisch die Mutter mit der Lieitung der Ge- 
schäfte betraut ist und die Regentschaft, die königliche Gewalt, „unter 
den Bedingungen ausüben soll, welche die Cortes für gut halten" 
(Art 195). 3) Nach Herstellung des alten Thronfolgerechts und Erlass 
der pragmatischen Sanction Ferdinand's VH. vom 29. März 1880 wird 
für die zur Thronfolgerin bestimmte Isabella (H.) gemäss testamentarischer 
Bestimmung (vom 10. Juni 1830) deren Mutter Maria Christina, welche 
schon in der letzten Zeit des kranken Ferdinand VU. Gubemadora 
gewesen, Regentin. 4) Die Verfassung vom 25. Mai 1845 setzt 
das Alter auf 14 Jahre herab, beruft zunächst Mutter (oder Vater) oder 
nächsten zwanzigjährigen Verwandten, im Falle anderer Behinderung 
den Thronfolger, eventuell ist Wahl festgesetzt: die Gewalt des Re- 
genten ist unbeschränkt. Cf. auch Brauchitsch, p. 190. 5) Aehn- 
lich ist die demokratische Verfassung von 1869 § 82 ff. (Alter: 18 Jahre), 
cf. Lauser, Geschichte Spaniens, IC. p. 331. 6) Die neueste Con- 
stitucionde lamonarquiaEspanola vom30.Juni 1876(TitVin. 
Art 66 — 73) kennt, im Gegensatz zu 1845 und 1869, als Mündigkeita- 
termin das 16. Jahr (Art 66), beruft für diesen Fall zunächst Vater 
oder Mutter, eventuell den nächsten männlichen Verwandten; in Er- 
mangelung aller dieser Personen soll Wahl von ein, drei oder fünf Per- 
sonen durch die Cortes eintreten. Im Fall der König unfähig, seine 
Gewalt auszuüben, müssen die Cortes diese Unfähigkeit constatircn, 
und wird der Erstgeborne des Königs, eventuell seine Gemahlin, eventuell 
die oben benannten Personen zur Regentschaft gesetzlich berufen. Aus- 
drücklich ist ausser in einem Falle die Trennung von Vormundscliaft 
und Regentschaft ausgesprochen (pero no podrdn esia/r reimidoH Ion 
cargos de Begente y de ttUor sino en el padre 6 en la mad/re de inie) 
und (Art. 72) dem Regenten die volle Gewalt des Königs zugestanden. 
(El Regente, y la Regencia en su caso, tjercerd toda la aittoridad del 
Bey, en ewyo nombre se publicardn los actos del Göbierno.) 

Portugal. Die Bestimmungen der nur kurze Zeit giltigen V(!r- 
fassung vom 23. Sept 1822 (§ 139 — 148) waren nie praktiM;h: sie 
ähnelten übrigens denen der spanischen Verfassung von 1812 derartig, 
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dass Wiedergabe überflüssig. Grundlage ist § 91—100 der carta dei 
ley vom 19. April 1826. Mündigkeitsalter ist hier das 18. Jahr (eine 
Ausnahme findet sich gleich im ersten Falle. Maria 11., geb. 4. April 
1819, wurde am 19. Sept. 1834 durch Beschluss beider Kammern — 
fünf Tage vor dem Tode ihres Vaters — für volljährig erklärt). Zu- 
nächst berufen ist der erste fünfundzwanzigjährige successionsberechtigte 
Verwandte, eventuell wählen die Cortes drei Personen, bis dahin pro- 
visorische Regierung von zwei Ministem und zwei Statsräthen unter 
Vorsitz der Königin - Witwe. Sonstige Unfähigkeiten müssen beide 
Kammern constatiren: in diesem Falle erhält der Kronprinz die Begent- 
schaft. UnVerantwortlichkeit ist ausdrücklich festgestellt. Ueber die 
Vormundschaft cf. Art. 100. Regentschaftsfälle in Portugal : Ernennung 
(den 20. Februar 1828) des Don Miguel zum Regenten für die oben 
erwähnte Maria II. da Gloria, an deren Stelle er als Usurpator auftritt. 
Für Pedro V. führt (Nov. 1853 bis Sept. 1855) sein Vater die Regierung. 

Bemerkenswerth ist, dass die Bestimmungen über die Regentschaft 
in der Verfassung des Kaiserthums Brasilien vom 25. März 1824 
§ 121 ff. wörtlich, wie leicht erklärbar, mit denen der Carta dei ley 
übereinstimmen. Dieselben sind jedoch durch das Reformgesetz vom 
12. August 1834 erheblich modificirt. Cf. über das letztere Genaueres, 
§ 10 a. E. 

Italien • Bei Erörterung der Regentschaft in Italien kann ledig- 
lich auf die Dynastie Savoyen gerücksichtigt werden. In der Hauptlinie 
derselben — auch in den Nebenlinien kommen einige vormundschafr 
liche Regierungen vor — begegnen wir in den ersten drei Jahrhunderten 
sechs Regentschaften wegen Minderjährigkeit, welche allgemeines In- 
teresse bieten. Auch hier erfolgte in den früheren Jahrhunderten die 
Beurtheilung der Stellvertretung des Herrschers lediglich nach den 
Gnmdsätzen des fürstlichen Familienrechtes und die meisten Be- 
stimmungen finden sich einfach in den Testamenten der Fürsten 
Tommaso I. hatte Bonifacius, Grafen von Montferrat, zum Vormiin<i- 
Bonifacius, Sohn Amadeus' IV. (f 1253) hatte seine Mutter Cecilia zur 
Vormünderin, während infolge testamentarischer Bestimmung die Regent- 
schaft von der Vormundschaft getrennt war und durch den Oheim 
Tommaso, Grafen von Piemont, geführt wurde. Der Vater des grünen 
Grafen Amadeus VI. hatte für letzteren zwei Agnaten, Louis de Vaud 
und Am6 de G^n^ve, zu Regenten bestimmt, die ihr Amt für den beim 
Tode des Vaters neunjährigen Grafen 1343 antraten. Im Testamente 
dieses Amadeus VL vom 27. Februar 1383 finden sich dann einige das 
Grossjährigkeitsalter etc. betreffende Bestimmungen (cf. bei Dumont, 
Corps diplomatique, II. 176). Für Amadeus VIII. hatte Amadeus VII. 
durch testamentarische Bestimmung vom 1. November 1391 die Gross- 
mutter, die Witwe des grünen Grafen, für den Fall des Todes oder 
der Verheirathuiig derselben die Mutter zur Regentin bestellt: es ent- 
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stand zwischen diesen beiden lebhafter Streit um die Regentschaft, cf. 
Cantü IV, p. 267. 

Im folgenden Jahrhundert finden wir während der Krankheit 

Amadeas' IX. "(die letzten Jahre seiner mit 1472 endenden Regierung) 

die Stellvertretang desselben seiner Gemahlin Jolanda von Frankreich 

durch die Stände übertragen. Dieselbe war auch Regentin nach 

dem Tode ihres Gemahls (1. April 1472) für den Sohn Philibert I. : diese 

Regentschaft erhielt sie allerdings erst nach langer Fehde mit ver- 

scbiedenen Prätendenten, besonders den Brüdern des Verstorbenen, cf. 

Sclopis, p. 102 £F.; Cantü V, 680. Die letzte Regentschaft dieses 

Jahrhunderts ist alsdann die nach dem Tode Karl's L (13. März 1489). 

Ihm folgte der erst am 14. Juni 1488 geborne Karl Johann Amadeus. 

Obwol der Vater kein Testament hinterlassen, erhielt doch die Mutter 

Bianca von Montferrat die Regentschaft, allerdings auch erst nach 

vielem Streite. („Enfin apres une grande seditiofi ä Turin, oü ü y eut 

plusieurs de tiies, la regence detfietira ä Blanche et le titre de lieiUeiiant 

general de Savoie et de Piemont ä VÄrcheveqiie d^Auche et au comte de 

Bresse" meldet Guichenon.) Am 20. März 1490 waren die Verhältnisse 

soweit geordnet, dass sie den Eid leistete, cf. Sclopis 1. c. Für diese 

Zeit wird man ausser bei Sclopis, Cantü, Leo, Theil III, Reuch- 

lin, Einleitung, etc. zahlreiche Belege finden in Histoire g^n^alogique 

de la royale maison de Savoie par SamuelGuichenon. Turin 1778. 1. II. 

Der Streit zwischen Agnaten und Mutter wiederholte sich besonders 
lebhaft nach dem Tode des Herzogs Victor Amadeus I. (1637), als dessen 
Gemahlin Christina die Vormundschaft über ihren Sohn, Karl Emanuel II., 
beanspruchte, ihr gegenüber aber der Prinz Tommaso von Savoyen 
«nd der Cardinal Maurizio, die Brüder des verstorbenen Herzogs, als 
Begentschaftsprätendenten aufbraten: nach langem Bürgerkriege wie 
Hereinziehung spanischer und französischer Hilfe, erhielt am 14. Juli 
1642 Christina definitiv die Regentschaft. Cf. genauere Berichte bei 
Botta. (Etwa gleichzeitig finden wir eine mütterliche Regentschaft in 
Mantua, wo auf Carlo I. da Gonzaga, Carlo H. unter Vormundschaft 
der Mutter Maria folgte.) 

Bei der folgenden Minderjährigkeit, Victor Amadeus H., Ende des 
yi. Jahrhunderts, führte die Mutter Johanna, ohne dass ihr dies Recht 
bestritten worden wäre, die Regentschaft. (Wieder etwa gleichzeitig eine 
mütterliche Regentschaft in Modena und Mantua.) 

Auf die übrigen Staten braucht hier nicht gerücksichtigt zu werden, 
da in Toscana die österreichischen Grundsätze galten, die Murat'schen 
Bestumnungen für Neapel und Sicilien (Verf v. 20. Juni 1808, Tit. III, 
§ 1—4) nie ins Leben traten und hier später die pragmatische Sanction 
vom 6. October 1759 für das Haus Bourbon eintrat, während die Ver- 
fassung Lucca's vom 23. Juni 1805 § 6 nur das Grossjährigkeitsalter 
(20 Jahre) festsetzte. Auch nur der Merkwürdigkeit halber ist des Inter- 
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mezzos der napoleonischen Bestiinmungen zu gedenken. Daa Statut für 
das Königreich Italien vom März 1805, die einzige alier VerfassaBgen, 
welche mit den Gnindflätzen über die Regentschaft beginnt, ist inhalt- 
lich mehr oder minder Copie des französischen Senatusconsults von 1804. 

Die vollkommen statsrechtliche Auffassung ist auch in Italien ent 
in diesem Jahrhundert durchgedrungen und gesetzlich fixirt worden: den 
Abschluss der Entwickelung bildet naturgemäss auch für die hier betrach- 
tete statsrechtliche Einrichtung das Statuto vom 4. März 1848, wel- 
ches in Art. 11 — 17 das Grossjährigkeitsalter auf 18 Jahre festsetzt, 
während der Minderjährigkeit den nächsten successionsberechtigten 
einundzwanzigjährigen Verwandten, in anderen Fällen den nächsten 
fünfundzwanzig]' ährigen als Regenten beruft, auch dem entfernteren Ver- 
wandten stets die einmal angetretene Regentschaft belässt, secundo loco 
die Mutter zur Regentin und ev. Wahl der binnen zehn Tagen durch 
die Minister zu berufenden Kammern bestimmt Die Bestimmungen 
sind genauer die folgenden : 11. B re ^ ma^igiore aW da di diciotto anni 
convpiti, 12. Dwrante la minorüa del Be, ü principe «wo piü prossim 
parente nelV ordine della Siiccessione cd Trono sarä Meggente äel 
Begno, se ha compitUi gli anni ventrmo. 13. Se per la minoritii del 
Principe chiamato aUa Beggenza questa i devoluta ad im parevde piit 
lontano, il Beggente, che sa/rä enprato in eserdzio, conserverä la Beggenza 
fmo aUa maggiorüa del Be. 14. In mancama di parenti maschi la 
reggenza apparterä aUa Begina Mad/re. 15. Se mancha anche la Madre, 
le Camere convocate fra di^ci giorni dai mvnistri, nominera/nno ü Beg- 
gente. 16, Le disposizioni precedenti relative aMa Beggenza sono appli- 
cabili al caso in cm il Be maggiore si trovi neUa fisica impossünW 
di regna/re. Perö se Verede presimtivo del Trono ha compiuti dicM 
an/ni egli sarä in tal caso di pien dirüto Beggente. 17. La Begi/na Ma- 
dre ^ Putrice del Be fincM egli abbia compivia Vetä di sette a/n/nii ^ 
questo ptmto la tutela passa al Beggente. 23, II Beggente prima Ü^' 
trare in fimzioni, presta il Giwamento di essere fedeU al Be, e di (fi^' 
vare lealmente lo Statuto e le leggi deUo Stato, 

Eine Regentschaft in Griechenland wird jetzt allein durch <Ue 
Verfassung von 1864 geregelt. Immerhin hat Griechenland in der 
kurzen Zeit seines Bestehens als Königreich mehrfache Beiträge zurBe- 
urtheilung der Regentschaft geliefert. Zunächst ist bekannt, dass aas 
Königreich Griechenland sein Statsleben mit einer Regentschaft heg&raHj 
da der 1832 zum König gewählte Otto von Baiem minderjährig '^^' 
Die diesbezügliche Bestimmung des Londoner Statsyertrages vom 
7. Mai 1832 Art. 10 lautet: „pmdant la minoritä du Prince Otlum ä 
Baviere, Boi de la Grece, ses droits de soy/veravnet^ seront eoserces en 
Gr^ce, dans toute lewr pUniHde pa/r ime Be'gence, composSe de trots 
conseiUers qm hbi seront adjoints par S. M. le Boi de Baviire''. ^^ 
Regentschaft währte vom 1. October 1882 bis zum 1. Juni 1885, der 
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VoUeodmig des 20. Lebensjahres König Otto^s. Unter dessen Begiening 
kamen »liMlaiifi mehrfiiche Abwesenhei to regentBcfaaften vor, so fahrte 
im April 1836 Aimannsperg die Geschifte, wihrend bei der l&ngeren 
Reise des Königs nach Baiem 1850 die Königin Amafie die Regierung 
leitete, welche auch für den Fall der Minderjähii^eit eines Thron- 
folgers zur H^enlin bestimmt war. üeber die Regentschaft vor der 
Tbronbesteigang Ottos Näheres bei Maar er. 

Die neue griechische Verfassung vom November 1864 
bestimmt folgendes über die Regentschaft (§ 50—53) cfl das JTt'rray^a 
irig 'Ellados im griechischen Gesetzblatt vom 17. November 1S64 
(E(f'rifÄfQ^g T71S xvßegvfiaftjg rov ßaa^lttov tfis ^Ella&og p. 303): 

Bei Mindeijähiigkeit oder Abwesenheit des Thronfolgers treten, 
falls nicht schon Sorge for die Regentschaft getragen, die Abgeordneten 
ohne Bern fang binnen zehn Tagen zusammen. Die provisorische 
Regierung fuhrt das Ministerium. Ein genaueres Gesetz soll die Re- 
gentschaft regeln {tdiatjfQOi: \6iiog ^^Itt x«vor{aei ra 7T(qI Tfji am- 
ßaGiUr«;). Besonders festgesetzt ist (Art 53) das Verfahren bei Ab- 
wesenheit oder Krankheit Ist der König fähig, so beruft er die 
Kammer zum Erlass eines Specialgesetzes. Ist er unfähig, so beruft 
sie der Ministerrath; diese muss alsdann mit '4 Majorität die Nothwen- 
(%kett feststellen und in öffentlicher Abstimmung einen Regenten 
wählen. (Art. 53: *JEav 6 BaaUevs tvtxev ttnoStjfttas ^ voaov xq^v^ 
avayxaiav rffv Ovoraaiv ävri ßaailiCaq^ avyxalit nQog tovto rijy Bot— 
Irjv xal n^xalu Jiä rov vnovgyslov negl toitov sidixov vofiov lE«v 
BaaiUitg dkv r^vni ifg xaraaraaiv va ßaa&Uvij, to *Y7i(\vfyyixov avu" 
ßoviior avyxalei rijV Bovlijv, ij cf^ Bovlfj aw^g^ofAivriy iav cT*« rijg 
7il(Mijjrj(pj[aig rtiv zQitov TiraQttov rort' xlnjtpotftoQfiaavratv dvayvtooCnn 
f^v dvayxriv, ixlfyet ^Amißaailia, xal XQ^^^S xalovarig, ^EnUgonov 
^td (fttviQag \priq)0(poQias,) 

Für Rumänien gelten § 87 — 90 der Verfassung vom 30. Juni 
1866. Dieselbe bestinmit als Grossjahrigkeitsalter 18 Jahre, gibt dem 
Fürsten das Recht, eine Regentschaft von drei Personen für den minder- 
jährigen Nachfolger nach Zustinmiung der zu einer Versammlung ver- 
einten beiden Kanunem zu ernennen (es müssen wenigstens "/^ der 
Mitglieder anwesend sein und unter diesen eine Majorität von */, Stim- 
men erzielt werden). Im Falle der Unfähigkeit berufen die Minister 
die Kammern, welche die Regentschaft ernennen. Verfassungsänderungen 
sind während der Regentschaft unzulässig. 

Nordische Statem 
In Dänemark sind in älteren Zeiten mehrfach mütterliche Re- 
gentschaften, auch Ernennungen durch die Stände vorgekommen. Diese 
bestellten nach Saxo's Grammaticus Berichte Frothar II. Vormünder, 
ebenso dem Canut nach Erich's Tode. Die mütteriiche VormundschafY. 
galt als Regel (so während Erich GHpping's Minderjährigkeit Regierung 
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von Margaretha Sambiria, während Erich Menved^s Regierung Agnes etc. 
Cf. über diese Regentschaften, wie Fälle der Abwesenheit in J. F.W. 
SchlegeTs Statsrecht des Königreichs Dänemark (übers, v. Sarauw) 
Schleswig 1829 p. 59. Den Mittelpunkt auch des Regentschaftsrechts 
in Dänemark bildet das Konge Lov (14. November 1665 Art. 8—18.) 
War noch 1651 auf dem Reichstage unter Christian IV. festgestellt, 
dass die sieben ältesten Reichsräthe allein die Regentschaft führen 
sollten, so wurde in der lex regia bestimmt, dass primo loco schrift- 
liche Disposition des Königs den Regenten ernenne, eventuell die 
leibliche Mutter (nicht die Königin -Witwe, die möglicherweise 
Stiefmutter) als „Regent" (nicht als Regentin, also ähnlich wie Maria 
Theresia rex Hungaria hiess), eventuell der nächste Verwandte, sofern 
er siebzehnjährig eintreten sollte. Das Mündigkeitsalter ist das von 
13 Jahren. Das Gesetz enthält noch genaueste Bestimmungen über 
Einzelheiten (Art. 10 — 14) und kann für unsere Frage als eins der in- 
teressantesten Denkmäler betrachtet werden (cf. Näheres bei Schlegel). 
Den Fall der Unfähigkeit berührte es nicht: als derselbe 1784 eintrat, 
übernahm der Kronprinz (für seinen entnervten Vater Friedrich VI.) 
die Regierung. Das neueste Grundgesetz gedenkt der Regentschaft 
nur kurz, alles Weitere einem Specialgesetze überlassend. Die proTi- 
sorische Regierung führt der Statsrath. Der Beschluss über die Re- 
gentschaft muss auch hier vom vereinigten Folkething und Laudthing 
gefasst werden und zwar müssen von jeder Versammlung mindestens 
die Hälfte an der Abstimmung theilnehmen. 

Schweden und Norwegen. Auf die zahlreichen früheren Fälle 
von Regentschaften zurückzugreifen, würde zu weit führen. Cf. über 
die Grossjährigkeitserklärung Gustav Adolph's, über die Bestimmungen 
der „Regierungsform'* von 1634, über das sog. „Additameut" zu der- 
selben von 1660, welches bestimmte, dass erledigte Stellen in der vor- 
mundschaftlichen Regierung nur nach Genehmigung der Stände zu 
besetzen wären, über das Testament KarPs XI. von 1693, welches drei- 
jährige Rechenschaftslegung der Regentschaft forderte, über die Regent- 
schaft Karl's von'Südermannland nach dem Tode Gustav's III. wie über 
alle rechtlichen und politischen an diese Falle eich anknüpfenden Fragen 
F. 0. Frh. V. Nord enfly cht: die schwedische Statsverfassung in 
ihrer geschichtlichen Entwicklung(Berlin 1861) passim besonders p. 133, 
242, 331. — Die schwedische Verfassung vom 7. Juni 1809 
§ 39 ff. enthält besondere Bestimmungen über die Abwesenheits- 
regentschaft etc. Die norwegische Verfassung von 1814, deren 
Bestimmungen (§ 39 ff.) nun auch für die Union gelten, ist mo- 
dificirt durch Gesetz vom 20. Januar 1863. Das Volljährigkeits- 
alter wurde (18. Juli 1815) von 20 auf 18 Jahre herabgesetzt, der ver- 
muthliche Thronerbe ist Regent, sobald der Kernig krank oder abwesend. 
Bei Minderjährigkeit gelten die Bestimmungen der Unionsakte von 
1814 § 6. 7. Nähere Auskunft gibt: 
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T. H. Aschehoug, Norges nuvaerende Stateforfatning. Ghristiama 
1875. 79. Bd. I. p. 251—261. p. 163. 

Bei der Nichtbeachtung, welche dem Kaiserthum Bussland bisher 
zu Theil geworden, haben wir über Regentschaften in diesem Reiche 
wenig Kenntniss: auch muss ja statsrechtlich hier ein ganz anderer 
Massstab angelegt werden, wie für die übrigen europäischen Staten. 
Die Regeln aber über die Regentschaft sind in Russland so zu sagen 
rechtlich betrachtet durchaus nicht willkürlicher, wie in vielen anderen 
Staten. In den ältesten Zeiten, unter der Dynastie der Rurik's, finden 
wir (Ende des 9. Jahrhunderts) den unmündigen Igor bevormundet von 
seinem Oheim Oleg : bald darauf wird uns von einer mütterlichen Re- 
gentschaft, der der Gemahlin des eben genannten Igor, Olga, über den 
unmündigen Swätoslaw berichtet. Dass im Mittelalter offenbar noch 
nicht der heute anerkannte Grossjährigkeitstermin von 16 Jahren galt, 
geht daraus hervor, dass von Fedor IL, welcher mit 16 Jahren auf 
den Thron gelangte, gemeldet wird, er habe unter Vormundschaft seiner 
Mutter gestanden. Ebenso gelangte der Sohn Michael Feodorowitsch 
Romanow's unmündig auf den Thron. Von Peter d. Gr. ist bekannt, 
dass während der ersten Jahre seine Schwester Sophie die Regierung 
führte. Reich an Regentschaften ist das nun folgende Jahrhundert: 
nach Peter d. Gr. Tode der damals neunjährige Peter II. unter der 
Regentschaft Katharina's, nach deren Tode unter der Leitung des im 
Regentschaftsrathe den Vorsitz führenden Menzikoff, welcher bald der 
Familie Dolgorucky wich, — hierbei ist jedoch oft Regentschaft und 
usurpirte Selbstregierung derart verwischt, dass eine staatsrechtliche Be- 
trachtung hieran zu knüpfen kaum lohnend sein dürfte. Alsdann die Re- 
gentschaft über den unglücklichen Iwan HI., welche den Bestimmungen 
der Vorgängerin desselben gemäss von deren Günstling Biron, später 
aber von der Mutter Iwan's geführt wurde und die Veranlassung war 
zur Erhebung Elisabeth's. 

Nach dem neuen Verfassungsrechte des Czarenreiches, wenn man 
nicht vielmehr von Famüiengesetzen sprechen will, fuhrt Vormundschaft 
und Regentschaft während der Minderjährigkeit — und zwar stets 
unter der unbedingt nothwendigen eines aus sechs vom Regenten er- 
nannten Personen bestehenden Regentschaftsrathes — Vater oder 
Mutter, sofern der verstorbene Herrscher nicht etwas anderes verfügt 
und Trennung der Vormundschaft und Regentschaft angeordnet hat. 
In dieser Bestimmung ruht ersichtlich der Schwerpunkt, und sind auf 
Grund jener Regel auch mehrfach für den einzelnen Fall abändernde 
Bestimmungen ergangen, von denen u. a. erwähnt sei eine Verordnung 
von Kaiser Nicolaus von 1828 (als er gegen die Türken zog), besagend, 
dass für den Fall seines Ablebens sein Bruder Grossfürst Michael 
(nicht der ältere Bruder Constantin) die Regentschaft, die Kaiserin 
Alexandra die Vormundschaft führen sollte, schliesslich der neueste 
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(mir bekannte) BegentBchaftsakaa vom 21. Mai 1855, worin Alexander IL 
„für den Fall anseres Ablebens, bevor anser innigst geliebter Sohn nnd 
Thronfolger das für die Volljährigkeit der Kaiser gesetzlich bestimmte. 
Alter erreicht hat'', dem Grossfursten Constantin die Regentschaft, der 
Kaiserin die Vormundschaft übertrug (cf. Bussland unter Alexander IL 
Nikolajewitsch 1855—60. Leipzig 1860 p. 26). 

(Für Polen gelten ausdrücklich nach der Verfassung vom 
27. Nov. 1815 § 3 und dem organ. Statut vom 26. Febr. 1832 Art 4 
dieselben Bestimmungen, während nach der VerfBissung vom 
22. Juli 1807 Art. 5 die sächsischen Grundsätze Anwendung finden 
sollten, die Verfassung vom Mai 1791 Art. 7—9 (cf. z. B. die 
Geschichte der polnischen Statsveränderung. Zittau 1793. 18. Stück) 
besondere Regeln für die drei verschiedenen Fälle der Minder- 
jährigkeit, Schwachheit und Kriegsgefangenschaft beziehungsweise 
Abwesenheit au&tellte; bei dem republikanischen Character des 
früheren Polenreiches kann die provisorische Regierung des 
Primas wol kaum als Regentschaft in unserem Sinne betrachtet 
werden.) 



§ 7. HISTORISCH-POLITISCHE RANDBEMERKUNGEN^^). 

Kaum wird es nöthig sein einen längeren Rückblick zu 
werfen auf die Geschichte des Rechts der Regentschaft, da 
schon bei den einzelnen Punkten stets die charakteristischen 
Merkmale andeutungsweise hervorgehoben wurden. In der 
Natur der Dinge liegt es, dass überall, wo das erbmonar' 
chische Princip begriffen ist, auch ein Recht der Regent- 
schaft sich herausbilden musste, mag es auch häufig kein 
im scriptum gewesen, mag es noch häufiger durch Un- 
recht und Gewalt verdunkelt sein. Sobald das Statspiincip 
zum Durchbruch gelangte, d. h. sobald sich wirklich die 
königliche Gewalt heraus entwickelte als solche, musste auch 
die Reurtheilung der Regentschaft sich dem Statsprincipe 
nähern. Aber wenn unserer heutigen Auffassung nach das 
Recht der Regentschaft sich nur erklären lässt aus sich 
selbst heraus und aus statlichen Grundsätzen, so liegt es 
doch im Gang der Geschichte, dass andere Völker, andere 
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Zeitanschauungen den Grundgedanken dieses Rechtsinstituts 
nicht gleich klar zu erfassen vermochten, dass hier paral- 
lelisirt wurde mit der Stellung des Amtes, dort angeknüpft 
an die private Bevormundung des Familienrechtes. Ver- 
schiedene Elemente sind es, welche die Auffassungen der 
verschiedenen Epochen und verschiedenen Nationen bilden 
und kennzeichnen. In den orientalischen Reichen mussten 
hochtrabende Titel dem Sinne dieser Völker gemäss den 
Regenten und dessen Gewalt bezeichnen. Aus dem spar- 
tanischen Kriegei-state hören wir nur, wie das Recht der 
Regentschaft sich anschliesst an den Oberbefehl im Heere, 
während die Sagenzeit der römischen Könige uns meldet, 
wie der Stellvertreter des Königs an dessen Statt Gericht 
gehalten, wie er regio omatu ius dixisset. Thronerhebung 
von Kindern, an deren Stelle Weiber, Höflinge und Geist- 
liche regierten, entsprach den Anschauungen von Byzanz: 
Gothen und Germanen entsetzten vom Erbe den Unfähigen 
und liebten nicht Hen*schaft des Unmündigen : dinim mussten 
sie abkürzen die Zeiten der Mindeijährigkeit, wollten sie 
anders den Thron in einem Geschlecht vererben. Daher 
weniger Rücksicht auf feste Altersgrenze als auf Geist und 
Kraft: ^^Gothis aetatem legitimam virtus facit!" lässt Gassiodor 
den Gothenkönig sagen : und ähnlich war es im Frankenreiche, 
wo der Regent dem Unmündigen, sobald er waffenfähig, die 
Lanze reichte mit den Woi*ten: hoc est indicivm qftod Übt 
omne nunc regnum iradidi. 

Wir wollen hier nicht weiter alle theils schon bemerkten 
Vei-schiedenheiten hervorheben, das streng monarchische 
Princip der altfranzösischen Statstheorie, das an die Ergän- 
zung der königlichen Unterschrift anknüpfende englische 
Recht mit seinen „Precedenzen'' und Gelegenheitsgesetzen, 
die urspi-ünglich statliche von Grundsätzen des Lehnrechts 
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beeinflusste, später durch das Eindiingen des fremden 
Rechtes auf den vormundschaftlichen Standpunkt gedrängte 
deutsche Auffassung. Es sei nur bemerkt, dass überall der 
Gang der Entwicklung der Weg ist von schwankender Ent- 
scheidung einzelner. Fälle zur festen Foimung allgemeiner 
Gesetze. Dies ist nun zwar dem Gange der Zeit Verhältnisse 
nach nicht zu verwundern, aber ein grosser Fortschritt muss 
in den festesten und klarsten Gesetzen über Regentschaft 
unzweifelhaft erblickt werden: mag es auch unmöglich sein 
durch Verfassungsbestimmungen allen Misshelligkeiten vor- 
zubeugen, so ist doch den grössten Ausschreitungen voraus 
entgegen getreten. Die Geschichte aber belehrt uns, dass 
fast jedesmal der Fall einer möglichen Regentschaft den ver- 
schiedensten Personen erwünschte Gelegenheit war, An- 
sprüche zu erheben auf den Thron oder ihren Missmuth 
laut werden zu lassen gegen die Regierung; und „wenig 
Funkte sind es in der Geschichte der Regentschaftszeiten, 
auf welchen das Auge des Menschenfreundes gern verweilen 
möchte", — so klagt schon mit Recht ein älterer Regent- 
schaftsschriftsteller. 

Es ist kein Zufall, dass zu Zeiten der Regentschaft die 
politischen Wogen höher gehen, dass es scheint, als obio 
diesen Zeiten alle bösen Leidenschaften entfacht wären. Wit 
haben hier nicht die politischen Bewegungen zu schildern, 
welche die Regentschaftsepochen von Alters her kennzeichnen : 
dazu gehörte die gewandte Feder eines Statsgelehiten und 
Historikers, welcher auf einer höheren Warte steht, und es 
wäre eine dankbare Aufgabe tiefer nachzuspähen und nach- 
zuspüren den politischen Ideen, welche während dieser 
Zeiten ausserordentlichen Gewaltverhältnisses die Geister be- 
wegten. Hier kann es nur darauf ankommen, das Vorhan- 
densein solcher Bewegungen nicht ganz mit Stillschweigen 
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zu abergehen und die Aufinerksamkeit dieses oder jenes der 
Leser darauf hinzulenken: denn einseitig nnd todt ist die 
blosse Betrachtang des Rechts ohne den Seitenblick auf 
die wirklichen Thatsachen des Lebens. 

Die Epochen der Regentschaften, man kann es sich 
nicht verhehlen, sind die Perioden der Ohnmacht und 
Schwäche des monarchischen Princips. Dem Durchschnitts- 
menschen, der nicht gewohnt ist viel nachzudenken, tritt mit 
eineift Male ein Mangel der Erbmonarchie entgegen: dem 
Volke fehlt plötzlich der Mittelpunkt des Statslebens, den es 
im Monarchen erblickt, die einheitliche Statsgewalt, welcher 
es sich willig unterwirft Der Regent ist dem Volke nicht 
der König , der König aber regiert nicht Dieses Dilemma 
ist für den gewöhnlichen Mann höchst bedenklich. Zu der 
Theilung der Ansichten über diesen Punkt selbst treten 
andere Parteigegensätze, welche dadurch geschärft werden. 
Oft, so war es wenigstens in früheren Zeiten, wurden diese 
Gegensätze begünstigt durch den Zwist in der fürstlichen 
Familie selbst, durch die verschiedenen Prätendenten, welche 
Ansprüche auf die Regentschaft erhoben. Welchen Reiches 
Geschichte man durchblättern möge, überall wird man be- 
stätigt finden den Zwiespalt in der Herrscherfamilie, die 
Änmassung der Grossen, die Ausnutzung der Gelegenheit zu 
Sonderzwecken in einer Zeit, wo Jeder den Thron weniger 
gefestet glaubt und Wenige bestrebt sind ihn zu stützen. 
Ueber ein Jahrhundert durchtobten RegenschaftswiiTon das 
Haus und Reich der Lagiden, bis hierdurch begünstigt über 
unmündige Hen*scher Rom die Gewalt erlangte. Reich an 
Regentschaftsstreitigkeiten war das Säculum des getheilten 
römischen Reiches, wo Arcadius, Honorlus, Th^dos H., 
Valentinian H. und HI. unmündig die Augustuswürde er- 
hielten und schwach und willig sich von Anderen leiten 
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Hessen. Fast die gesammte Geschichte der Merowinger ist 
eine AneinandeiTeihung von Gräueln und Fehden aus An- 
lass der Unmündigkeit der Könige, und die Zwistigkeiten 
in diesem Geschlechte bahnten dem zuerst für Dagobert, 
dann für Sigbert III. auftretenden Pipin von Landen den 
Weg zur Herrschaft; und endlos weiter liessen sich diese 
Beispiele mehren, wo der Zwist der fürstlichen Familie den 
Anstoss gab zu gefährlichen Bewegungen und Zerrüttungen — 
man blicke nur auf England, Frankreich, Savoyen iif den 
vorhergehenden Paragraphen — wo selbst durch solche 
Streitigkeiten fremden Mächten die Einmischung ermöglicht 
wurde, wie den Spaniern und Franzosen beim Umsturz des 
Testaments Victor Amadeus' I. von Savoyen und in vielen 
anderen Fällen! 

Mit diesen Gegensätzen der Regentschaftsprätendenten 
verbanden sich allzuhäufig Pai-teibestrebungen, und unter den 
Deckmantel des Rechtsanspruches bargen sich politische 
Interessen. Religiöse Fehden traten hinzu als Justina die 
Arrianerin für ihren Sohn Valentinian IL die Regierung lei- 
tet; den Gegensatz römischer Bildung und gothischer Ge- 
sinnung schärfte die kui'ze Regentschaft AmalaswinthaS' 
Die Anmassungen der Bischöfe während der Minderjährigkeit 
Heinrich's IV. von Deutschland, das Verfahren des Ade\s, 
welcher das seinen Interessen nicht entsprechende Testament 
Karl's X. von Schweden umstiess, die Reactionsbestrebungen 
in England nach Heinrich's VIII. Tode sind beredtes Zeugniss, 
wie die Regentschaftszeiten allseitig betrachtet worden, als 
vorzüglich geeignet einzelnen Parteiwünschen Geltung zu 
verschaffen. 

Zeigtj uns so die Geschichte fast mit jeder Regentschaft 
Wirren aller Art in engem Zusammenhange, so erklärt sich 
die noch heute, gi-ade heute bestehende Abneigung einer 
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Partei gegen jede Regentschaft. Es ist .hier nicht der Oit 
diese Ansicht zu kritisiren. Der Grundgedanke derselben 
ist : wie die Geschichte zeigt, ist jede Regentschaft eine Zeit 
der Aufregung und Schwäche. Zudem aber erfasst diese 
Partei das practische Leben, indem sie rücksichtigt auf den 
gewöhnlichen Mann, dem die Theilung von Königswürde und 
K^entenrecht schwer begreiflich zu machen. Daher erklärt es 
sich, wo nur an die Möglichkeit einer Regentschaft gedacht 
werden kann , das sofortige Eifern, der Organe dieser Partei 
^hier liegt noch nicht der Fall einer Regentschaft vor". 
Die entgegengesetzte Anschauung ist eine mehr doctrinäre, 
idealere, sie lässt sich leiten von dem Principe, es sei we- 
niger gut, dem Ansehen der Monarchie weniger zuträglich, 
Thatsaehen, welche einmal in den Verhältnissen liegen, zu 
bemänteln und zu verhüllen, als diesen Mängeln abzuhelfen 
dui'ch offene Anerkennung und feste Formung eines Rechts- 
instituts. Welche dieser Ansichten, — im wirklichen Leben 
meist mit „conservativ" und „liberal" zusammenfallend, — 
richtiger, ist hier nicht zu entscheiden ^ ihre Grundgedan- 
ken sind u. E. nur in den bezeichneten Gedanken zu er- 
blicken .... 

Erinnert man sich nochmals alles Haders, welchen die 
Regentschaften in fast allen Reichen veranlasst, und durch- 
denkt man diese Sturmzeiten im Statenieben, so begreift 
man den Mönchspruch des Mittelalter „den Völkern, die 
Gott strafen will, setzt er Knaben zu Königen". Es ist ein 
unschätzbarer Vorzug eines States, wenn in seiner HeiTScher- 
reihe stets volljährige Männer im Regentenbenif auf einander 
gefolgt sind. Dem preussischen State ist dieser Vorzug 
geworden, und erst kürzlich führte in schwungvollen Worten 
ein süddeutsches Tagesblatt grade diese Thatsache an, um aus 
ihr gleichsam die prädestinirte Bestimmung des Hohen- 
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zoUernberufes zu folgern. Wenn ti*otzdem auch dem preussi- 
schen State die Erfahrung einer Regentschaft nicht erspart 
geblieben ist, so hat die neuere Zeit es mit sich gebracht, 
dass hier in anderer Foim — ob grade in milderer ist schwer 
zu sagen — die Gegensätze auftraten. Wie in England Ende 
des vorigen und Anfang dieses Jahrhunderts die Streitpunkte 
man möchte sagen mehr statsrechtliche als politische waren, 
so wurde auch die Regen tschaftsf rage in Preussen 1858 zu- 
nächst mehr theoretisch erörtert. Hatten in früheren Zeiten 
sich die Parteien um verschiedene Prätendenten geschart, 
waren persönliche Intriguen vielfach im Spiele gewesen, so war 
es jetzt zunächst eine juristische Frage, welche Alle bewegte: 
„ob Vollmacht oder Regentschaft, schien das einzige Für 
und Wider der preussischen Politik". Diese Controverse er- 
regte die Gemüther der gebildeten Kreise. Vielfach war 
man sich selbst nicht klar. Man war vorsichtig in der Ent- 
scheidung wegen der Neuheit des Falles. Man scheute sich 
wegen der unmittelbaren Berühning der königlichen Person. 
In dieser Weise erörterte man die Sachlage im Privatgespräch, 
anknüpfend an die Frage über Bestätigung der Todesurtheile, 
während die Tagespresse schwieg, vielfach schweigen musste, 
gebändigt im Verwaltungswege. Der bessere Theil der Po- 
litiker trat für verfassungsmässige Regentschaft ein, ^^ 
Kleinadel stemmte sich gegen eine solche. Es ist nicht zu 
schildern nöthig, wie auch hier hinter der Rechtsfrage poli- 
tische Gegensätze standen, wie auch hier genug Erregung 
herrschte und vielen ein Alp von der Bnist genommen wurde, 
als am 9. October 1858 der Prinz von Preussen Regent ward. 
Als die Kunde durch das Land ging, nannte die Mehrzahl der 
Blätter Preussen ei-st jetzt wieder einen verfassungsmässigen 
Stat, und Deutschlands, man kann sageu Europa's öffentliche 
Meinung begiüsste die Regentschaft als Beginn einer neuen 
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Aera. „Der später erfolgende Tod des Königs erweckte persön - 
liehe Theilnahme, machte aber nicht den Eindruck eines wich- 
tigen Statsereignisses''. Eine neue Periode begann mit der 
Uebemahme der Regentschaft Man erkannte jetzt allgemein, 
dass eine immer erneute Stellvertretung unthunlich gewesen 
wäre und dem monarchischen Principe mehr geschadet hätte, 
als die Einsetzung einer Regentschaft, und selbst die Ereuz- 
zeitungspartei, deren verfassungsfeindliche Pläne zu nichte 
gemacht waren, wusste sich allmählich in das neue System 
zu finden. Gleichviel welcher politischen Meinung man hul- 
digte , konnten Jurist, Politiker, Historiker mit Genugthuung 
darauf blicken, wie aus dem anscheinend sich immer ver- 
bringenden Streite der Meinungen mit Würde und Ruhe die 
Ueberleitong in neöe Bahnen erfolgte. 

Vielleicht wird man es tadeln, dass hier gleichsam ein Ex- 
curs gemacht und auf einige politische Thatsachen und 
Ideen während der Regentschaftsepochen hingewiesen wor- 
den : vielleicht wird auch, von anderer Seite das Aphoristische 
solchen Hinweises gerügt werden. Doch wäre allzu an- 
massend die Ausführung dieser Andeutungen, wozu umfas- 
sendere historische Kenntniss, gereifterer politischer Blick 
erforderlich wäre. Darum aber auch einen Hinweis zu unter- 
lassen, schien nicht richtig, nicht nur weil eine völlige 
Nichtberücksichtigung der preussischen Verhältnisse 1858 selbst 
bei einer so geringen, doch immerhin allgemeinen, Dai*stel- 
lung fehlerhaft wäre, sondern auch, weil im Uebiigen ge- 
nügen kann die Aufmerksamkeit überhaupt gelenkt zu haben 
von den Formen des Rechts auf die Thatsachen des Lebens. 
Sind es doch grade hier Thatsachen so bedeutsam, dass die 
Regentschaftszeiten selbst für den Laien als etwas Besonderes 
und Ausserordentliches aus dem Gesammtbilde der Geschichte 
hervortreten: die „Zeit der Regentschaft" steht dem Eng- 

y. Kirchenheim , Begentschaft. 4 
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länder als ganz abgeschlossene Epoche im Sinne, und fast 
zum Sprüchwort geworden sind in Frankreich „fes moeurs 
de la r^mce'^ und andere sich daran knüpfende Redensarten ! 
Wenn aber in diesem Paragraphen Alles mehr angedeutet, 
so kann nur gesagt werden, dass ja nicht der Zweck einer 
Arbeit, Alles auszuführen. Oft, und grade im vorliegenden 
Falle, scheint es weniger richtig jede Einzelheit mit feinem 
Pinsel auszumalen, als mit wenigen Kreidestrichen zu skiz- 
ziren: bei letzterem Verfahren tritt die Subjectivität des 
Skizzirenden in den Hintergrund und jedem Leser, welcher für 
Eins oder das Andere Interesse hat, bleibt es überlassen, 
diese oder jene Partie durch Selbstforschung und Eigen- 
denken auszugestalten. 



§ 8. DIE RECHTLICHE NATUR DER REGENTSCHAFT. 

Die Schriftsteller der letzten Jahrhunderte, besonders 
in Deutschland leiteten den Begriff der Regentschaft aus 
dem Vormundschaftsrechte her, wie dies oben bemerkt 
wurde. Richtiger konnten die englischen und französischen 
Publicisten den Begriff erfassen , wo der monarchische Ge- 
danke sich eher losgelöst hatte von veralteten Anschauungen. 
Es ist bekannt wie immer noch patrimoniale Ideen herüber- 
ragten in die neue Entwicklung, wie in tausend kleinen und 
grossen Fragen das Territorialstatsrecht noch immer privat- 
rechtliche Färbung hatte: erst als mit dem Hinsiechen und 
dem Untergang des alten Reiches die Statsgewalt der Lan- 
desherren zu voller Ausbildung gelangte , konnte eine rich- 
tigere Beurtheilung erfolgen. „In keinem Lande ist der Stats- 
idee der Sieg so schwer geworden", wie bei uns, kann man 
auch bei dieser Frage wiederholen mit einem unserer gi'öss- 
ten Statsrechtslehrer, welcher mit diesen Worten eins seiner 
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Erstlingswerke einleitet. Wenn auch das practiscbe Stats- 
Jeben hier offenbar zuerst die Fehlerhaftigkeit der Anwen- 
dung privatrechtlicher Grundsätze erkannt hat, so folgt hier- 
aus filr die Theorie kein Yorwurl Es ist für das frühere 
Statsrecht durchaus nichts so Ungeheuerliches hier privatvor- 
mundschaftliche Grundsätze herbeizuziehen, und es ist vielmehr 
zu verwundem, dass auch in Deutschland — und das ist 
niigends hinreichend betont — sich vielfach die klare £r- 
kenntniss der Unterscheidung öffentlicher und privater Be- 
vormundung in Fürstenhäusern findet (cf. u. a. bes. Lyncker 
I. p. 275. Moser XVin. 140 u. pers. St-R. I. p. 450.) Die 
Anknüpfung aber an privatvormundschaftliche Sätze hat für 
jene Zeiten gar nicht so sehr Befremdliches an sich : treten 
uns doch früher, ja noch jetzt, weit sonderbarere statsrechtliche 
Deductionen entgegen, wenn man etwa das Wesen des Amtes 
aus d^n Mandat, als locatio conductio operarum oder gar 
als precarium zu erklären vei*suchte, und man braucht nur 
wahrhaft vorurtheilslos die Art und Weise eines statsrecht- 
schreibenden Privatrechtslehrers der Gegenwart zu betracb^ 
ten, dann wird man zugeben, dass wir noch kein Recht 
haben, uns besonderen statlichen Vei*ständnisses zu rühmen! 
Aber auch andererseits liegt in den bei unserer Frage zu Tage 
getretenen familienrechtlichen Anschauungen fiüherer Epochen 
nichts Absonderliches: ist es doch ganz natürlich, dass das 
Statsrecht der Monarchie, sofern es die Spitze derselben be- 
trifft, sich anschliesst an das Erb- und yonnundschaftsrecht 
der Familie. Langsam vollzieht sich die statsrechtliche Ent- 
wicklung von dem Punkte, wo das Recht der fürstlichen 
Familie zunächst nur dem selbstischen Bestreben der Macht- 
erhaltung des eigenen Geschlechtes genügen soll, bis jenes 
Recht von der Statsidee durchdrungen , mit dieser sich ver- 
schmilzt und zu wahrhaft öffentlichen Rechte wird. Mehr 

4* 
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und mehr scheiden, in dem einen State frtlher, im an- 
dern später, aus dem Privatrechte der Vererbung die Ele- 
mente aus, welche dem State widei*sprechen, und es be- 
festigen sich als öffentliches Recht die statlichereu Ideen, 
(cf. Trendelenburg p. 489). So konnte auch hier erklärlicher- 
weise das patrimoniale Mittelalter und die absolutistische 
Periode nicht Anschauungen zum Ausdracke bringen, welche 
nach modeinei) Statsbegriffen als klarer und statlicher er- 
scheinen, und welche sich im Anschluss an die constituti- 
nellen Theorien naturgemäss entwickelten. Für die Be- 
trachtung der Regentschaft ist jetzt bei uns wie überall die 
statsrechtliche Auffassung zu voller Geltang gelangt 
und nur in einigen wenigen Lehrbüchera, wie bei Kraut, 
Zachariä, Zöpfl, klingt noch die vormundschaftliche Saite 
durch. Man hat die Regentschaft mehrfach definirt. Ger- 
ber bezeichnet sie als „unvoUkommne Thronfolge", Schulze 
als „inteiimistische Statsoberhaup tschaft", G. Meyer als 
,, Ausübung der Statsgewalt im fremden Namen". 

Gerber § 84. Held IL p. 291. G. Meyer p. 206. H. Schulze, 
preuss. St-R., I. p. 214. 220, deutsches St.-R., p. 258—63. 

Alle diese Definitionen sind theilweise richtig, enthalten 
Richtiges, aber sie sind (so glaube ich) mehr erklärend, vie 
begründend. Sie beiücksichtigen offenbar nur eine Seite, 
die äussere der Regentschaft. Allerdings sind solche Defini- 
tionen unbedingt nöthig, ja aus ihnen lassen sich die er- 
giebigsten Folgeningen für das practische Leben, ziehen. 
Wenn man etwa unter Vereinigung der verschiedenen in 
diesen Definitionen enthaltenen Elemente sagt: die Regent- 
schaft ist die kraft eigenen Rechtes — (in Analogie 
des Thronfolgerechts und in Gemässheit der Thronfolgeord- 
nung) — übernommene Verpflichtung (und Befugniss) 
zur selbständigen Ausübung der vollen Statß- 
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gewalt des zeitweilig behinderten Monarchen, 
so würde man für das heutige Becht eine formell cor- 
recte jmistische Definition haben, nnd die einzelnen Para- 
graphen der Lehrbücher geben die Analyse dieser Definition : 
sie enthält so zu sagen auch die Inhaltsangabe der einzelnen . 
Abschnitte des folgenden bescheidenen Grundrisses, die F<älle 
der Verhinderung, die Art der Berufung, den Umfang der 
r^entlichen Bechte. Aber im Grunde ist das doch nur die 
eine Seite der Begi-iffsbestimmung : es muss hinzutreten die 
matei'ielle Begründung. Die drei genannten Autoren 
wollten und brauchten eine solche nicht zu geben: in einer 
Specialschrift darf sie nicht fehlen, und ich will mir gestat- 
ten ganz kurz dieselbe zu entwickeln und in dieser Hinsicht 
die dtirten, die eine Seite vollständig erschöpfenden Defini- 
tionen zu ergänzen. 

Die Begentschaft ist das Mittel der Ausgleichung zwi- 
schen den statsrechüichen Grundgedanken ununterbrochener 
Continuität der Erbmonarchie mit den factischen Verhält- 
nissen- Darin liegt das ganze Wesen der Begentschaft er- 
klärt. Das ist es, was in England und Frankreich schon 
frühe klar erkannt wurde. Es ist die Idee von der Ewig- 
keit des Königthums, — die im englischen Becht ja auch durch 
den Gebrauch des Wortes „demise*^ für „deaW* auftritt, — 
wenn das common law sagte: in the hing is no minority 
oder wenn Lord Eldon bei Berathung der 1831 publicii-ten 
Begentschaftsbill äusserte: „besteigt ein unmündiges Kind 
den Thron, dessen Haupt hinter der Perrücke seines edlen 
und gelehrten Freundes auf dem Wollsacke nicht # zu sehen 
wäre, so würde zu seinem Gunsten, wie die Schotten sagen 
auf Grand einer Fiction, wie die Engländer es nennen auf 
Gnind einer Vermuthung, angenommen werden, es habe so 
viel Verstand, Kenntniss und Erfahrung, als ob es siebenzig 
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Jahre alt wäre" (May. 1. c). Gleichei-weise hatte man schon 
früh in Frankreich diesen Gedanken erfasst, wenn das Par- 
lament in Paris 1563 an den König Karl IX. schrieb :• „Sire, 
wenn Sie gleich nur einen Tag alt wären, so wären Sie doch 
so mündig, als ob Sie dreissig Jahr alt wären" 

(„Qtiand Sire Vous ne seriez äge que d*\m jour, vous seriez 
mqjeu/r quant ä la justice comme si aviez trente ans")» 

oder wenn der Kanzler Seguier, als er im Namen der Königin 
Anna von Oesterreich eine Rede an die Deputirten hielt, 
sagen konnte: in Ansehung der Macht und Autorität gibt 
es bei den Königen keine Mindeijährigkeit, keine Schwach- 
heit, keine Hinfälligkeit. (Real. p. 831). 

So richtig theoretisch diese Fiction ist und so unbedingt 
erforderlich zu Aufrechterhaltung des Princips der erblichen 
Einhen'schaft , welches ohne sie in seinen Gnindfesten er- 
schüttert würde, so widerspricht es doch einmal dem ge- 
sunden Menschenverstände, dass ein Kind oder ein Unfähiger 
die vollen Königsrechte selbst ausübe, sodann aber tritt 
hierdurch die Befürchtung hinzu, dass der tiefe rechtsphiloso- 
phische Gedanke der Continuität des Königthums weit weniger 
vom Volke erkannt würde, wenn ihm die statsreehtlichen 
Fictionen mit den einfach menschlich aufgefassten Thatsachen 
im Widei-spinich erschienen, als wenn in Berücksichtigung 
der rein thatsächlichen Verhältnisse hier das ewige Recht 
der Monarchie und die zeitige Ausübung desselben einmal 
geschieden, und die letztere allein zu wirklick rechtlicher 
Potenz erhoben würde. Es war bei jener Fiction die 
in England mehrfach ausgesprochene Befürchtung gerecht- 
fertigt, dass das Ansehen der Krone dadurch nur in Miss- 
achtung gebracht würde, und es war die Aufgabe des prac- 
tischen Statsreehts hier den Einklang herzustellen zwischen 
dem tief ethischen Gedanken von der Ltickenlosigkeit der 
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Erbmonarchie und der factiscben UnvoUkommenheit, die 
auch bei diesem Verhältnisse beillcksichtigt werden muss. 

Will man das Wesen der Regentschaft von innen heraus er- 
klären, so kann man es u. E. nur in der eben angedeuteten Weise. 
Man könnte ja zur Erklärung des Begriffes zurückgehen auf 
andere Gebiete, auf das Recht des Volkes gegenüber der 
Statsgewalt, auf yormundschaftliche Analogien u. a. m., 
aber man würde nie zu einem so zweifellosen Ergebnisse 
kommen. Der statsrechtliche Begriff der Regent- 
schaft ist nichts weiter als das zur rechtlichen Potenz 
erhobene Compromiss zwischen der unentbehrlichen Idee der 
ewigen imunterbrochenen Dauer der Erbmonarchie und der 
thatsächUch nicht wegzuleugnenden und darum am besten 
rechtlich anerkannten Möglichkeit einer zeitigen Un- 
fahigkeit des Inhabers der statsgewaltlichen Rechte. Eine 
solche Erkläi-ung ist allerdings scheinbar sehr einfach, sie 
ist aber nicht etwa eine Worterklärung, eine Umschreibung, 
eine blosse Phrase: sie enthält vielmehr den wahren Grund- 
gedanken aller Rechte, das einzige positiv aus allen Rechten 
zu Abstrahirende. Das Institut ist hervorgewachsen nicht 
mit logischer Nothwendigkeit aus dem Wesen der Erb- 
monarchie als vielmehr aus den mit dyeser Statsform wie 
mit jedem irdischen Begriffe nothwendig verbundenen Mängeln, 
und weil dieses Rechtsinstitut ganz besonders durch die 
Macht der Verhältnisse gestaltet worden, ist es erklär- 
lich, dass hier weit eher die Praxis des Statslebens für ein- 
zelne Fälle die Entscheidung getroffen, als allgemein giltige 
Gesetze aufgestellt und als die Theorie eine giiindlegende 
Darstellung gegeben hat. 

Hiermit ist die innere Rechtfertigung dieser Rechts- 
bildung, aber nur diese gegeben, und so wünschenswerth 
eine solche sein mag, so sind die Einzelheiten damit nicht 
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erklärt. Aber das ist auch eine ganz andere Frage — und 
so trivial es klingen mag, so glaube ich doch, dass heutzu- 
tage bei wissenschaftlichen Streitfragen die strenge Scheidung 
dieser beiden Seiten vernachlässigt wird: so bleibt Jeder 
auf seinem Standpunkt und Jeder hat von seinem Stand- 
punkt aus Recht. Der Eine verlangt von einer ,juristi- 
schen^^ Begriffsbestimmung die materielle Begittndung; der 
Andere die formale Begrenzung, Jener das Innere, Dieser das 
Aeussere, Jener foi*scht nach den Gnindideen, Dieser gibt eine 
Darlegung der Begriffsbestandtheile. So unbedingt nun diese 
beiden Arten der Begriffsbestimmung, die Antwort auf das mate- 
rielle Wamm und das formelle Was, verbunden werden müssen, 
so können sie doch nie in Eins verschmolzen werden. Nur 
die Bestimmung der ersteren Art kann allgemein eifolgen, 
während die der letzteren Art, wenn sie brauchbar sein 
soll, stets Bestandtheile enthalten muss, welche sich ergeben 
aus den jeweiligen Auffassungen von Stat und Recht, und 
welche von einem höhern Standpunkte betrachtet dem Wech- 
sel unterworfen sind. So auch hier. Die innere rechtliche 
Natur der Regentschaft ergibt sich aus der Nothwendigkeit 
ein rechtliches Sun'ogat zu finden für die Selbstregierung 
eines verhinderten Monarchen, die „factische Thronerledi- 
gung'' dem State dadurch gleichsam zu verhüllen, dass Inne- 
habung und Ausübung der königlichen Gewalt geschieden 
wird. 

Den Ausdruck „factische Thronerledigung'' empfiehlt Weiss, 
Verf.-R. für Hessen, p. 218. 

Dagegen kann die äussere Begriffsbestimmung, soll sie 
anders practischen Werth haben, nur gegeben werden im 
Hinblick auf eine bestimmte Statsform, auf ein positives 
Recht — da werden sich aber naturgemässe Verschieden- 
heiten ergeben aus dem historischen Entwicklungsgange, 
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wie aus den theoretischen und practischen Anschauungen 
eines Zeitalters. Daher bald Regentschaft kraft letztwil- 
liger Verfügung, bald gemäss Thronfolgeordnung, hier festes 
Recht der Agnaten und Mitwirkung der Volksvertre- 
tung, dort absolutistisch und imperialistisch freie Befugniss 
des HeiTschers zur Ernennung des Regenten: in dem einen 
State unbeschränkte Wahl der Kammern, in dem andern gar 
durch das Volk selbst, dort Regentschaft Einer Pei-son, hier 
einer Personenmehrheit, bald uneingeschränkte Gewalt des 
Regenten, bald Beigabe eines Regentschaftsrathes, dort all- 
gemeine Bestimmung, hier jedesmalige gesetzliche Regelung 
für den einzelnen Fall, kurz eine Fülle statsrechtlich be- 
deutsamer Gegensätze, welchen näher zu treten in den fol- 
genden Abschnitten Gelegenheit sein wird. 

Da wir hier nicht von der Vertretung des Monarchen im All- 
gemeinen, sondern nur von der — engeren — Regentschaft han- 
deln, kann auf die vorübergehende Stellvertretung nicht 
eingegangen werden. (Literatur bei H. Schulze, preuss. St.-R. § 72, 
dazu Fricker, p. 266 und Mittnacht, p. 228—244). Es ist bekannt, 
dass theilweise ein Recht der Stellvertretung dem Monarchen völlig 
bestritten wird, sofern ein solches nicht, wie in Sachsen, Olden- 
burg, Baiem, Hannover, Waldeck ausdrücklich verfassungsmässig 
zugesichert ist. Diese z. B. in den preuss. Jahrbüchern II. p. 446, 
von Lasker, neuerdings auch von Rönne (cf. dessen Auflage II. des 
preuss. Statsrechts p. 885 mit I. Auflage p. 282) und auffallen der- 
weise auch von 6. Meyer vertretene Ansicht bedarf u. E. als 
völlig unhaltbar keiner Widerlegung. Es ist nicht nur allgemeine 
Praxis aller deutschen Staten, dass der Souverän sich zeitweilig 
aus freiem Entschlüsse vertreten lassen kann in der Ausübung 
seiner Rechte, es würde auch geradezu mit den Thatsachen in gar 
keinem Verhältnisse stehen, für jede kleine Behinderung gleich 
eine Regentschaft installiren zu wollen. „In keinem State der Welt 
denkt Jemand hieran" (cf. Mohl, p. 149 Note 1). Man liebt es ja 
sonst so, den Monarchen als Organ des States hin-, womöglich 
den Beamten gleichzustellen: so falsch dies ist, soll etwa der 
Monarch hier wie ein Sklave gefesselt sein und nicht das Recht 
haben, das Jeder hat, sich bei Ausübung einer Pflicht kürzere Zeit 
vertreten zu lassen? In der That sind auch überall seit alter Zeit 
Stellvertretungen vorgekommen, cf. Moser, pers. St-R., IL p. 68: 
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„ein abwesender Regent kann ordentlicher Weise nach freiem Be- 
lieben disponiren, wie es während seiner Abwesenheit gehalten 
werden solle und ganze CoUegia oder einzelne Personen zu seinen 
Statthaltern oder Bevollmächtigten oder, wie man es sonst nennen 
will, erkiesen.^ In neuerer Zeit cf. für Württemberg Mittnacht 
a. a. 0. und Mohl, WOrtt. Statsrecht, I. § 65, f&r Baiem bair. 
Ge8.-Bl. von 1813 p. 25, 1835 p. 997, flir Preussen Ges.-Samml. 
1857 p. 817, 1858 p. 1, 101, 307. Rönne I. p. 495 u. d. A. H. 
£rl. V. 4. Juni 1878. Die richtige Ansicht theilen Gerber, Grote- 
fend, Mittnacht, Schulze, Zöpfl. 

Die Zulässigkeit der Stellvertretung des) Monarchen 
nach heutigem Rechte ausser dem Falle der Regentschaft, das ist 
der eine Punkt, auf den hier nur hinzuweisen war. Der zweite 
Puukt von gleichem Interesse, welcher hier auch nur anzudeuten, 
ist die Feststellung des begrifflichen Unterschiedes 
von „Stellvertretung^ und „Regentschaft''. Worin derselbe liegt, 
ist praktisch wie theoretisch schwer zu entscheiden, zumal da eine 
Verhinderung anfangs nur eine Stellvertretung nöthig zu machen 
scheinen, bald aber in eine, eine Regentschaft unbedingt erfordernde, 
Verhinderung übergehen kann: man denke an die Zustände in 
Preussen vom October 1857—58. Ausser Schulze, preuss. St.-R., L 
p. 226 haben hier am prägnantesten den Unterschied gefasst Mitt- 
nacht und Fricker p. 266. (Mittnacht's Ansicht: eine Regentschaft 
ist nothwendig, sobald Verhinderung von der Dauer und Intensität 
eingetreten, dass mit Vollmachten för bestimmte Kategorien ein- 
zelner Regierungsgeschäfte und Zurücklegung der wichtigsten nicht 
mehr geholfen werden kann). Zunächst ist die Dauer der Ver- 
hinderung kein Kriterium dafür, ob Stellvertretung, ob Regent- 
schaft (wie z. B. Schwarzburg-Sondershausen 1849, § 58 aufstellte. 
1852 aufgehoben : cf. auch preuss. Jahrb. II. p. 446). Der Gegensatz 
beruht auch nicht allein auf Uebernahme und Ueber tragung 
der königlichen Pflichten, auf dem Gegensatz von Selbstrecht und 
Auftrag. Allerdings tritt Regentschaft ein in bestimmten Fällen 
kraft festen Rechtssatzes, Stellvertretung kraft Vollmacht nach 
freiem Willen. Aber das Charakteristische ruht, wenn man etwas 
tiefer geht, glaube ich darin, dass bei der Stellvertretung 'der 
Wille der Statspersönlichkeit im Monarchen bleibt, 
während bei der Regentschaft der Monarch rechtlich wie faktisch 
keinen Willen hat: dort kann er jeden Augenblick eintreten, hier 
ist sein Wille bedeutungslos. Das Charakteristische ist u. £., dass 
eine Stellvertretung in der Regierung als Ganzes unmöglich ist. 
Man missverstehe dies ja nicht: es ist dies nur dialektisch zu er- 
klären : es soll heissen , dass der Stellvertreter den Monarchen in 
allen einzelnen Rechten, sofern sie eben einzelne sind, nicht 
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das ganze Statsleben als solches erfassen, vertreten kann, aber 
nicht in ihrer Gesammtheit. Er kann ihn vertreten als Spitze der 
Verwaltung, der Vollziehung wie in der Sanctionirung der Gesetze 
(„in der oberen Leitung der Regierungsgeschäfte'' 4. Juni 1878), 
aber nicht kann der Stellvertreter die Statspersönlichkeit darstellen, 
wie es der Begent kann, der gleichsam „interimistisches Stats- 
oberhaupf* ist; jener könnte z. B. u. £. nicht Krieg erklären oder 
Frieden schliessen. Fasst man die Stellvertretung anders auf, so 
gelangt man dazu, dass die Ausübung der königl. Rechte seitens 
eines Stellvertreters und die Ausübung derselben seitens eines 
Regenten eine gleichartige ist und dass Regentschaft und Stell- 
vertretung sich nur in ihrer Entstehung und ihrem Aufhören, 
nicht aber in ihrem Wesen während ihres Bestehens unter- 
scheiden. Dies ist aber eine nicht zutreffende Ansicht: vielmehr 
sind sie gerade auch hierin unterschieden. Der Regent gleicht 
dem Statsoberhaupte, der Stellvertreter dem ersten Beamten, jener 
ist selbstregierend, kann event. selbst dem vertretenen Herrscher 
befehlen, dieser ist Unterthan und auch während der Stellvertre- 
tung an die Befehle des Monarchen gebunden. Das Ausschlag- 
gebende ist, dass bei einer Stellvertretung doch immer die mo- 
ralische Einwirkung des Monarchen bleibt, dass die ganze Re- 
gierung in seinem Geiste, seinem Sinne geleitet wird, dass in 
ausserordentlichen Fällen, welche die Theorie nicht vorausbe- 
stimmen kann, er die entscheidende Stimme hat, dass in solchen 
Fällen der Stellvertreter nicht die Initiative hat, dass also überall 
der Monarch, seine Persönlichkeit, sein Wille im Hintergrunde 
steht, um jeden Augenblick eingreifen zu können, während bei 
einer Regentschaft der Monarch völlig zurücktritt und der Geist 
des Regenten das politische Agens ist Mit dieser Erklärung, 
welche Manchem .vielleicht nicht gefallen wird, wird man weiter 
kommen, als mit dem Versuch formalistischer Scheidungen. 
Es folgt daraus vor allem, dass bei geistiger Verhinderung, sei sie 
auch heilbar, stets eine Regentschaft eintreten muss, während in 
allen übrigen Fällen — denn eine derartige Abwesenheit, dass 
nicht bei ausserordentlichen Fragen die Entscheidung des Herr- 
schers eingeholt werden könnte, ist bei dem Stande der heutigen 
Mittel der Nachrichtenbeförderung kaum denkbar — eine Stell- 
vertretung genügt. 

Es begegnet sich diese Ansicht etwa mit der hübschen Fricker- 
schen Scheidung von Hoheit und Arbeit (wenn sie auch sich 
mit Fricker's Meinung nicht deckt): noch schärfer könnte man 
vielleicht den Gegensatz bezeichnen, als Vertretung in allen 
einzelnen Geschäften als soPchen gegenüber der Vertretung 
in der Summe aller monarchischen Rechte als Ge- 
sammtheit. 
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§ 9. GRÜNDE DER EINTRETENDEN REGENTSCHAFT. 

Nachdem man im heutigen Rechte auf dem Standpunkt 
angelangt ist, dass es keinen Mangel gibt, welcher direct 
Thronunfähigkeit begründet, und nachdem man eingesehen 
hat, dass aus dem Satze „wer nicht fähig ist zu regieren'', 
weiter nichts folgt, als „der soll nicht regieren", nicht aber 
jenes Ausschliessung vom Throne sich daraus ergibt, — jetzt 
können alle die Thatsachen, welche auch im weitesten Masse 
zur Selbstregierung unfähig machen, nur eine Reichsver- 
wesung begründen. Man kann versuchen diese Thatsachen 
einzutheilen : doch kann man für das heutige Recht als Grund- 
satz hinstellen, dass allen Fällen hier die gleiche Behand- 
lung zu Theil wird. 

Unter den Gründen der eintretenden Regentschaft ist 
der häufigste der der Minderjährigkeit, welche hier 
bekanntlich früher endet, als im Privatrecht. Mehrfach ist 
dies angefochten mit dem Argumente, es sei unlogisch die 
Grenze für die Handlungsfähigkeit in der höchsten Stellung 
des Lebens enger zu ziehen als in den übrigen, es sei un- 
logisch die Regieining eines States Jemandem zu übertragen, 
welcher civilrechtlich noch tausend Beschränkungen unter- 
worfen wäre. So richtig diese Beweisgründe auf der einen 
Seite scheinen, so ruht der Grund der hier früher ein- 
tretenden Volljährigkeit lediglich in dem Bestreben den 
Widerspnich, welchen jede Regentschaft zum Principe 
der Erbmonarchie enthält, möglichst schnell zu heben, 
und in dem Gedanken, dass die Gefahr einer frühen 
Selbstregierung geringer ist, als das Missliche einer 
Regentschaft. Wenn in älteren Zeiten zur früheren An- 
Setzung des VoUjährigkeitstermines die vielfachen Gefahren 
der Regentschaften bewogen, so kam im modeiiien Stats- 
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leben hinzu, dass bei der Contrasignatur der Minister und 
der Controle der Volksvertretung die Jugend des Monarchen 
wenig Bedenkliches hat. Mit der früheren Volljährigkeit 
soll also nicht eine früher eintretende Fähigkeit statuirt, 
sondern lediglich der Ausnahmezustand möglichst abgekürzt 
werden. 

In die Geschichte zurückblickend wie in den heutigen 
Verfassungen Umschau haltend finden wir nun eine ganze 
Härtescala von Altersterminen der Selbstregierungsfähigkeit. 
Das Alter von 12 Jahren oder von 13 Jahr 6 Wochen 3 
Tagen galt in älterer Zeit auch für Fürsten und hat sich 
ersteres z. B. in Braunschweig bis ins 15. Jahrhundert er- 
halten. Vierzehn Jahre verlangte die spanische Verfassung 
von 1845, ferner Böhmen, früher auch Lothringen und die Be- 
stimmungen der savoyischen Dynastie. Fünfzehn Jahr war 
der Termin der lex Bipuaria^ er galt bei den Karolingern 
und bei den deutschen Königen bis ins 17. Jahrhundert, wie 
auch später im Hause Lothringen. Das sechzehnte Jahr 
finden wir früher in Oesterreich und im Königreich Neapel 
unter den Bourbonen, jetzt in der neuesten spanischen Ver- 
fassung und in Bussland. Das angefangene achtzehnte Jahr 
verlangt die Josephyiische Wahlcapitulation, das vollendete 
achtzehnte Jahr wird jetzt fast von den meisten Staten ver- 
langt, so dass eine Aufzählung überflüssig. Das neun- 
zehnte Jahr kennt nur das mecklenburgische Hausgesetz 
vom 23. Juni 1821, § 2. Zwanzig Jahre als Minder- 
jährigkeitsgrenze kannten Lucca und Norwegen, einund- 
zwanzig Jahre fanden sich früher in den sächsischen 
HäuseiTi und finden sich noch in Anhalt, Waldeck, Schwarz- 
burg-Sondershausen, Schaumburg-Lippe, Altenburg, Coburg- 
Gotha, Reuss ä. L. Höhere Termine sind ganz vereinzelt. 
So kam früher im württembergischen Hause der Termin von 
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vieiamdzwanzig Jahren vor, und so wurde selbst mehrfach 
der römische Termin von fünfundzwanzig Jahren eingeführt, 
welcher sich z. B. im mecklenburgischen Hause, schon im Tes- 
tament Albrecht's I. (1573) findet und dort bis zu dem eben 
erwähnten Hausgesetze erhalten hat. 

Gute Uebersicht über die verscliiedenen Mündigkeitstermine bei 
Kraut III. p. U9 not. 2, für die ältere Zeit cf. Kraut I. p. 113. 
133. 142. 145. Für das Ausland Real IV. p. 844— «47, Reitemaier 
cp. Yni. und einige Bestimmungen bei Bluntscbli, St.-R. (IL), p. 179. 
FOr Oesterreich cf. not. 13. 

Ausser im Falle der Minderjährigkeit kann eine Begent^ 
Schaft bei längerer Abwesenheit nothwendig werden: hier 
wird jedoch gewöhnlich eine einfache Stellvertretung genügen, 
und daher erklärt es sich, dass die wenigsten Verfassungen 
dieses Falles gedenken. Anders natürlich ist es, wenn der 
abwesende Monarch selbst ausser Stande Voreorge fllr seine 
Vertretung zu treffen, etwa im Falle einer Gefangenschaft: 
dann treten die gewöhnlichen Grundsätze über die Regent- 
schaft ein. 

Neben diesen Fällen wird vorzüglich eine Regentschaft 
nöthig , wenn der Monarch dauernd an der Selbstregierung 
verhindert ist. Die Verfassungen haben es absichtlich ver- 
mieden, hier weiter zu classificiren und^ zu specialisiren : es 
heisst hier einfach, wenn der Monarch „verhindert" oder 
„dauernd verhindert" oder „durch physische oder moralische 
Ursachen", „durch Schwachheit der Sinne oder des Körpere 
verhindert" oder „unfähig seine Macht auszuüben", „nicht 
im Stande zu regieren", „zur Selbstregirung unfähig" ,,dans 
TimpossibiliU de rdgner'\ ^^neUa fisica impossibilitä dz regnare"^ 
„huiten Staat de regering waar te nemen" u. a. m. Wenn 
sich in einzelnen Verfassungen nähere Bestimmungen, etwa 
über die Zeit der Verhinderung u. dgl. finden, so ist das im 
Ganzen wenig zweckdienlich. 
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Gerade für diese Fälle der körperlichen und geistigen 
Unfähigkeit hat sich erst in unserm neueren Bechte die 
Begentschaft herausgebildet. Es ist keine Unfähigkeit des 
älteren deutschen Hechtes den statsrechtlichen Begriff zu er- 
fassen, vielmehr tief in seinem Wesen liegend, dass es die 
Regentschaft nur als tiäela minor is und ahsentis auf- 
fasst. Wie wäre es mit den Anschauungen des älteren 
Bechts vereinbar gewesen, einen körperlich oder geistig 
Schwachen regieren zu sehen ! War den einzelnen Stämmen 
nach den Stürmen der Yölkerwandiiing eines Unmündigen 
Herrschaft zuwider, so vertrug es sich später bekanntlich 
weit weniger mit dem RechtsgefQhle der Germanen, dass 
ein irgendwie Unfähiger zum Throne gelangte. In jener 
Periode des deuts.chen Rechtes, wo die sinnliche Auffassung 
Yorhen'schte, hätte man es nimmer begriffen^ dass auf ^,alt- 
vile twerge und hropelkind'^ irgendweich j,lSn noch erbe'' er- 
stürbe. Bekannt ist, wie das Kind die vier Wände beschrieen 
haben musste, wie die lex Alemannorum das oculos aperire 
et culmen donvus videre verlangte und wie die Gebrechlichen 
der nächste Mage in Pflege halten sollte (Ssp. I.) Und diese 
Grundsätze werden dann ausgedehnt in dem berühmten Pa- 
ragraphen „nisi Sit fattms vel mente captus" auf geistige 
Schwächen. Noch machte man nicht den Unterschied von 
ursprünglicher und hinzutretender Unfähigkeit : die Möglich- 
keit der Absetzung wegen später eintretender Unfähigkeit 
stand ausser Zweifel, (so wurde z. B. Ludwig n. von der 
Pfalz, der im Alter taub und blind wurde, desshalb abge- 
setzt). Es liegt jedoch in der Natur der Sache, dass auch 
in jenen Zeiten schon eine Regentschaft stattfinden konnte 
bei körperlichen und geistigen Schwächen, sofern dieselben 
unbedeutend oder heilbar oder nicht genügend constatirt : 
bis zur Feststellung der Unheilbarkeit , ev. bis zur Heilung 
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musste im Gegensatze zu der bei oflFenbaren und unheilbaren 
Fehlem erfolgenden Absetzung, eine „Administration", eine 
Curatel eintreten, und dieser Mittelweg der Curatelen bildet 
den üebergang zu den statsrechtlichen Ansichten der neueren 
Zeit. 

cf. hierüber besonders die Schrift von Oppenheim. 

Nach der neueren statsrechtlichen Auffassung hat man 
das Missliche einer völligen Ausschliessung vom Throne er- 
kannt: die in ihr möglicherweise liegende Ungerechtigkeit, 
die Schwierigkeit der Feststellung u. a. m. haben veranlasst, 
an die Stelle der Successionsunfähigkeit die Regierungsnn- 
fähigkeit zu setzen : sie allein ist nach heutiger Anschauung 
die juristische Folgeining, welche wir bereits im Beginn 
dieses Faragi'aphen betonen mussten. Diesen Standpunkt 
vei-treten alle neueren Verfassungen, und wenn ihn einige 
nicht ausdrücklich erkennen lassen und etwa — wie es die 
hannoversche Verfassung that — die Selbstregierung eines 
Blinden billigen, so kann doch angenommen werden, dass 
auch dort, wo die Verfassungen etwa nur die *Mindeijährig- 
keit erwähnen, die analogen Gnindsätze auch für andere Fälle 
gelten. 

cf. Fricker p. 222 mit Schulze, deutsches Statsrecht, p. 228. 

Ob die älteren Rechte mit völligem Ausschluss eines 
gänzlich Unfähigen oder die neueren Ansichten mit der 
milderen Form der Vertretung besser und richtiger, das 
wird in abstracto sich nicht entscheiden lassen, wird eben 
nach Zeit und Volk verschieden zu beurtheilen sein. Dem 
heutigen Jahrhundert erscheint die Ersetzung des Begriffes 
der Successionsunfähigkeit und der Ausschliessung durch die 
w^eniger störende Reichsverwesung im Allgemeinen als eine 
reinere und reifere Rechtsgestaltung. Immerhin gibt es in 
Theorie wie Praxis noch gewichtige Stimmen, welche — und 
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¥oI nicht ganz mit Unrecht — den Fortschritt zum Bessern 
m Nichtausschluss bezweifeln. So spricht dies neuerdings H. 
>chulze (deutsch. St.-R. p. 228) aus und so rechtfeitigte 
iluntschli gelegentlich des Referats über den badischen 
legentschaftsgesetzentwurf (Berichte p. 284) den § 5 des- 
elben, wonach durch Gesetz gänzliche Ausschliessung be- 
timmt werden konnte. Dass übrigens in praktisch werdenden 
•"allen dauernder Unfähigkeit der thatsächliche Unterschied 
wischen völligem Ausschluss und blosser Regettschaft kein 
erheblicher, ist offensichtlich, und beweisen dies vor allem die 
Verhältnisse 1852—56 im Grosshei-zogthum Baden ^*). 



Ein dritter völlig andersartiger Fall, welcher eine 
Begentsehaft nöthig macht, ist der, dass beim Tode des 
Monarchen dessen oder eines Agnaten Witwe im Zustande 
1er Schwangerschaft hinterbleibt, und möglicherweise der 
Smbryo der zunächst Thronberechtigte ist, ein Fall, dessen 
A'egen seiner Seltenheit in den Verfassungen kaum gedacht 
^ird, welcher aber auch schon mehrfach vorgekommen, so 
n Frankreich z. B. 1316. Hier ist die statsrechüiche Con- 
»truction schwierig. Erst die Niederkunft entscheidet über 
iie Berechtigung: soll nun der Berechtigte, d. h. der z. Z. 
les Todes des Monarchen Berechtigte nicht gleich den Thron 
)esteigen? Wenn dann das Kind, dem der Thron offen ge- 
halten wird, todt zur Welt kommt oder weiblichen Geschlechtes 
st, wäre jener offenbar in seinem Rechte verküi-zt. Das 
mgeborne Kind kann gar nicht Träger der Krone sein: da 
'S aber an einem solchen nie fehlen kann, so ist ereichtlich, 
iass hier eine ganz andere Art Regentschaft vorliegt als in 
Jen übrigen Fällen: denn wo kein Träger der Krone, kann 
auch kein Vertreter sein. Dieser Regent würde gar kein 

▼. Eirchenheiin, Regentschaft. 5 
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Regent im gewöhnlichen Sinne sein, da er nicht im Namen 
und an Stelle eines Souveräns regiert. Solche Gedanken 
waren es, welche auch besondere bei Berathung der eng- 
lischen Regentschaftsbill von 1831 zum Ausdnick gelangten. 
Um alle Bedenken zu beseitigen und sowol der Ansicht, 
dass die Einsetzung einer „Regentschaft" für einen (mög- 
licherweise todt oder nicht thronberechtigt zur Welt kommen- 
den) Embi70 nicht möglich sei, gerecht zu werden, wie eine 
Verkürzung äer Rechte des präsumtiven Thronerben zu ver- 
meiden, gibt es nur den einen Weg (welchen das erwähnte 
englische Gesetz auch eingeschlagen), dass der präsumtive 
Thronerbe den Thron besteigt vorbehaltlich der 
Rechte eines später zur Welt zu bringenden königlichen 
Sprösslings: eine Regentschaft einzusetzen ist misslich, weil 
im Falle, dass das Kind, von dessen Geburt die Entschei- 
dung abhängt, todt oder weiblich, der wahre Thronerbe in 
seinem Rechte verkürzt wäre, und eine Rückdatirung des 
Thronantritts nicht möglich. Wird aber wirklich ein männ- 

cf. May, Verf.-Gescli. cp. III. a. E. mit H. Schulze, prenss. 
St.-R. p. 202, deutsches St.-R. p. 245. 

lieber Nachkomme zur Welt gebracht, so ist bei Entschei- 
dung der Frage im obigen Sinne Niemand geschädigt, 
eine Rückdatining des Thronerwerbs für die Zeit, da 
Kind, Embryo, undenkbar. Auch liegt nichts Abnormes 
darin, dass der, welcher die Regiening übernommen, zurück- 
tritt oder „Regent" wird, da er ja jene nur „vorbehaltlich'* 
der Rechte eines etwa geboren werdenden Erben über- 
nommen. Eine solche Klausel genügt völlig um alle Be- 
denken zu heben, und dieser Weg ist einfacher und rich- 
tiger als der, eine föiinliche „Regentschaft" einzusetzen, 
welche hier einen ganz anderen Begriff darstellte und 
einem Interregnum näher käme als dem, was wir Regent- 
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Schaft, nennen. In dieser Weise ist diese selten practische 
aber feine statsrecbtliche Frage nach dem Muster der eng* 
lischen Jurispi-udenz zu entscheiden. 

§ 10. DIE ZUR REGENTSCHAFT BERUFENE PERSON. 

Wir sahen, welche Verschiedenheiten das ältere Recht 
der europäischen Staten in Bezug auf die Bestimmung der 
Person des Regenten aufwies, wie theils die Grossen des 
Reiches die Leitung der Statsangelegenheiten übernahmen, 
theils testamentarische Bestimmung massgebend war, theils 
Vormund und Regent durch Vertrag oder durch ein höheres 
Gericht bestellt wurde, theils festes Recht der Agnaten oder 
der Mutter anerkannt war. Man wttrde sich täuschen, glaubte 
maa diese Vei-schiedenheiten gewichen in einem Zeitalter, 
wo sich der statsrecbtliche Gedanke mehr und mehr Bahn 
gebrochen: nicht hat er es vermocht, alle Reminiscenzen an 
die privatrecbtliche Auffassung zu beseitigen: anderei*seits 
aber sind diese Vei*schiedenheiten zum Theil gar nicht einmal 
in der privatrechtlichen Anschauung, wie man es gewöhnlich 
beliebt, zu suchen und aus ihr zu erklären, vielmehr diiickt 
sich oft auch in der Art und Weise, wie dieses Institut des 
öffentlichen Rechts geregelt ist und in welcher Reihenfolge 
die Personen benifen sind, der Character der ganzen Ver- 
fassung aus: man vergleiche z. B. nur die Bonapartistischen 
Senatusconsulte mit der belgischen Charte oder die kur- 
hessische Verfassung von 1831 mit der von 1852! 

Nach sehr mannigfaltigen Gesichtspunkten könnte man 
— und ich möchte das nicht mit Mohl als verwirrend oder 
unnütz bezeichnen — die verschiedenen Verfassungsbestim- 
mungen systematisiren und darstellen. Zunächst aber scheinen 
es zwei Hauptgegensätze zu sein, durch welche sich die Grund- 
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Regent im gewöhnlichen Sinne sein, da er nicht im Namen 
und an Stelle eines Souveräns regiert. Solche Gedanken 
waren es, welche auch besonder bei Berathung der eng- 
lischen Regentschaftsbill von 1831 zum Ausdnick gelangten. 
Um alle Bedenken zu beseitigen und sowol der Ansicht, 
dass die Einsetzung einer „Regentschaft'' für einen (möp:- 
licherweise todt oder nicht thronberechtigt zur Welt kommen- 
den) Embi70 nicht möglich sei, gerecht zu werden, wie eine 
Verkürzung fler Rechte des präsumtiven Thronerben zu ver- 
meiden, gibt es nur den einen Weg (welchen das erwähnte 
englische Gesetz auch eingeschlagen), dass der präsumtive 
Thronerbe den Thron besteigt vorbehaltlich der 
Rechte eines später zur Welt zu bringenden königlichen 
Sprösslings: eine Regentschaft einzusetzen ist misslich, weil 
im Falle, dass das Kind, von dessen Geburt die Entschei- 
dung abhängt, todt oder weiblich, der wahre Thronerbein 
seinem Rechte verkürzt wäre, und eine Rückdatirung des 
Thronantritts nicht möglich. Wird aber wirklich ein männ- 

cf. May, Verf.-Ge8ch. cp. III. a. E. mit H. Schulze, prenss. 
St.-B. p. 202, deutsches St.-R. p. 245. 

lieber Nachkomme zur Welt gebracht, so ist bei Entschei- 
dung der Frage im obigen Sinne Niemand geschädigt, ^ 
eine Rückdatining des Thronerwerbs für die Zeit, da to 
Kind, Embryo, undenkbar. Auch liegt nichts Abnormes 
darin, dass der, welcher die Regiening übernommen, zurück- 
tritt oder „Regent" wird, da er ja jene nur „vorbehaltlich" 
der Rechte eines etwa geboren werdenden Erben über- 
nommen. Eine solche Klausel genügt völlig um alle Be- 
denken zu heben, und dieser Weg ist einfacher und rich- 
tiger als der, eine föiinliche „Regentschaft'' einzusetzen, 
welche hier einen ganz anderen Begriff darstellte und 
einem Interregnum näher käme als dem, was wir Regent- 
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scbaft nennen. In dieser Weise ist diese selten practische 
aber feine statsrechtliebe Fi'age nach dem Muster der eng- 
lischen Jurisprudenz zu entscheiden. 

§ 10. DIE ZUR REGENTSCHAFT BERUFENE PERSON. 

Wir sahen, welche Verschiedenheiten das ältere Recht 
der europäischen Staten in Bezug auf die Bestimmung der 
Person des Regenten aufwies, wie theils die Grossen des 
Reiches die Leitung der Statsangelegenheiten ttbernahmen, 
theils testamentarische Bestimmung massgebend war, theils 
Vormund und Regent durch Vertrag oder durch ein höheres 
Gericht bestellt wurde, theils festes Recht der Agnaten oder 
der Mutter anerkannt war. Man würde sich täuschen, glaubte 
man diese Vei*schiedenheiten gewichen in einem Zeitalter, 
wo sich der statsrechüiche Gedanke mehr und mehr Bahn 
gebrochen : nicht hat er es vermocht, alle Reminiscenzen an 
die privatrechtliche Auffassung zu beseitigen: andererseits 
aber sind diese Verschiedenheiten zum Theil gar nicht einmal 
in der privatrechtlichen Anschauung, wie man es gewöhnlich 
beliebt, zu suchen und aus ihr zu erklären, vielmehr drückt 
sich oft auch in der Art und Weise, wie dieses Institut des 
öffentlichen Rechts geregelt ist und in welcher Reihenfolge 
die Personen benifen sind, der Character der ganzen Ver- 
fassung aus: man vergleiche z. B. nur die Bonapartistischen 
Senatusconsulte mit der belgischen Charte oder die kur- 
hessische Verfassung von 1831 mit der von 1852! 

Nach sehr mannigfaltigen Gesichtspunkten könnte man 
— und ich möchte das nicht mit Mohl als verwirrend oder 
unnütz bezeichnen — die verschiedenen Verfassungsbestim- 
mungen systematisiren und darstellen. Zunächst aber scheinen 
es zwei Hauptgegensätze zu sein, durch welche sich die Grund- 
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Regent im gewöhnlichen Sinne sein, da er nicht im Namen 
und an Stelle eines Souveräns regiert. Solche Gedanken 
waren es, welche auch besondei's bei Berathung der eng- 
lischen Eegentschaftsbill von 1831 zum Ausdnick gelangten. 
Um alle Bedenken zu beseitigen und sowol der Ansicht, 
dass die Einsetzung einer „Regentschaft" für einen (mög- 
licherweise todt oder nicht thronberechtigt zur Welt kommen- 
den) Embi70 nicht möglich sei, gerecht zu werden, wie eine 
Verkürzung äer Rechte des präsumtiven Thronerben zu ver- 
meiden, gibt es nur den einen Weg (welchen das erwähnte 
englische Gesetz auch eingeschlagen), dass der präsumtive 
Thronerbe den Thron besteigt vorbehaltlich der 
Rechte eines später zur Welt zu bringenden königlichen 
Sprösslings: eine Regentschaft einzusetzen ist misslich, weil 
im Falle, dass das Kind, von dessen Geburt die Entschei- 
dung abhängt, todt oder weiblich, der wahre Thronerbe in 
seinem Rechte verkürzt wäre, und eine Rückdatirung des 
Thronantritts nicht möglich. Wird aber wirklich ein männ- 

cf. May, Verf.-Gesch. cp. lü. a. E. mit H. Schulze, preuss. 
St.-B. p. 202, deutsches St.-R. p. 245. 

lieber Nachkomme zur Welt gebracht, so ist bei Entschei- 
dung der Frage im obigen Sinne Niemand geschädigt, da 
eine Rückdatining des Thronerwerbs für die Zeit, da das 
Kind, Embryo, undenkbar. Auch liegt nichts Abnormes 
darin, dass der, welcher die Regienmg übernommen, zurück- 
tritt oder „Regent" wird, da er ja jene nur „vorbehaltlich" 
der Rechte eines etwa geboren werdenden Erben über- 
nommen. Eine solche Klausel genügt völlig um alle Be- 
denken zu heben, und dieser Weg ist einfacher und rich- 
tiger als der, eine förmliche „Regentschaft'' einzusetzen, 
welche hier einen ganz anderen Begriff darstellte und 
einem Interregnum näher käme als dem, was wii- Regent- 
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Schaft, nennen. In dieser Weise ist diese selten practische 
aber feine statsrechtliche Frage nach dem Muster der eng* 
lischen Jurispinidenz zu entscheiden. 

§ 10. DIE ZUR REGENTSCHAFT BERUFENE PERSON. 

Wir sahen, welche Verschiedenheiten das ältere Recht 
der europäischen Staten in Bezug auf die Bestimmung der 
Pei-son des Regenten aufwies, wie theils die Grossen des 
Reiches die Leitung der Statsangelegenheiten übernahmen, 
theils testamentarische Bestimmung massgebend war, theils 
Vormund und Regent durch Vertrag oder durch ein höheres 
Gericht bestellt wurde, theils festes Recht der Agnaten oder 
der Mutter anerkannt war. Man würde sieh täuschen, glaubte 
man diese Vei'schiedenheiten gewichen in einem Zeitalter, 
wo sich der statsrechtliche Gedanke mehr und mehr Bahn 
gebrochen: nicht hat er es vermocht, alle Reminiscenzen an 
die privatrechtliche Auffassung zu beseitigen: anderereeits 
aber sind diese Vei-schiedenheiten zum Theil gar nicht einmal 
in der privatrechtlichen Anschauung, wie man es gewöhnlich 
beliebt, zu suchen und aus ihr zu erklären, vielmehr drückt 
sich oft auch in der Art und Weise, wie dieses Institut des 
öffentlichen Rechts geregelt ist und in welcher Reihenfolge 
die Personen berufen sind, der Character der ganzen Ver- 
fassung aus: man vergleiche z. B. nur die Bonapai-tistischen 
Senatusconsulte mit der belgischen Charte oder die kur- 
hessische Verfassung von 1831 mit der von 1852! 

Nach sehr mannigfaltigen Gesichtspunkten könnte man 
— und ich möchte das nicht mit Mohl als verwirrend oder 
unnütz bezeichnen — die verschiedenen Verfassungsbestim- 
mungen systematisiren und darstellen. Zunächst aber scheinen 
es zwei Hauptgegensätze zu sein, durch welche sich die Grund- 
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gesetze der Staten in dieser Hinsicht untei*scheiden. Die 
eine Beihe von Verfassungen geht bei Bestimmung der Pei'son 
des Regenten — und zwar haben wir vorläufig nur die Be- 
stimmung über den primo loeo zu Berufenden im Auge — 
von dem Familienrechte der Dynastie aus, die andere von 
einem Rechte des Volkes. In ihren Gegensätzen, ihren End- 
punkten berühren sich diese beiden Systeme wieder, die 
Extreme dieser Systeme aber sind die Systeme der Extreme, 
dort das despotische^ hier das demokratische. Dieser beiden 
Extreme Begegnungspunkt aber ist die einseitige Ernennung 
im Gegensatze zur allgemeinen Bestimmung, auf der einen 
Seite Ernennung durch den Regierungsvorgänger, auf der 
anderen freie Wahl durch Volk oder Volksvertretung — in 
der Mitte aber das System, welches allerdings in gewisser 
Beziehung an privates Vormundschaftsrecht anklingt, aber 
dainim, zumal da es aus jenem doch nur die tutela legüima 
entnommen, das naturgemässeste ist: denn das monarchische 
Princip, sofern es der Sache nach aufrecht erhalten ist, be- 
mht ja auf der Einführung eines bevorzugten Familienrechtes 
in die Gestaltung des Statslebens. 

In diesem letzteren Gebiete der Regentschaft nadi Fa- 
milienrecht zeigt sich wiedenim ein einschneidender Gegen- 
satz, welchen man mit kui*zen Worten etwa bezeichnen 
könnte als den der Regentschaft nach Thronfolgerecht und 
der Regentschaft nach mehr vormundschaftlichem Principe, 
i. e. dort Berufung des Regenten nach der Thronfolgeordnung, 
des Agnaten etc., hier nach den Ginindsätzen des privat- 
fürstlichen Vormundschaftsrechtes, und zwar Berufung der 
Mutter, Grossmutter etc. Eine derartige Eintheilung, wie 
sie zu geben hier versucht wurde, ist sowol historisch be- 
rechtigt, me aus dem Wesen der Verfassungen folgend. 
Wer die zahlreichen gesetzlichen Bestimmungen aller Klein- 
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und Grossstaten in dieser Ordnung zusammenhält, wird da- 
durch ein geeignetes Gerüst für weitere Betrachtungen haben. 

Selbstverständlich sind diese Ginindgedanken nicht überall 
rein ausgeprägt. Es finden sich einmal in vielen Verfassungen, 
besondei*s in denen der deutschen Eleinstaten, Yeimischungen 
der verschiedenen Systeme in höchst complicirter, theils aus 
dem Entwicklungsgange der Haus- wie Statsgnindgesetze, 
oft auch wol gar nicht zu rechtfertigender Weise, Vermischun- 
gen für den Fall, dass eine Person, welche primo loco zur 
Regentschaft berufen wäre, nicht vorhanden ist; theils tritt 
in Ermangelung einer letztwilligen oder anderweitig getrof- 
fenen Veifügung eo ipso die agnatische oder mütterliche 
Regentschaft, theils bei Nichtvorhandensein einer Mutter jene 
ein, umgekehit ist wieder zuweilen der Mutter ei*st der 
nächste Agnat substituirt. Aber ganz abgesehen von diesen 
Verknüpfungen verachiedener Principien, derart, dass das 
eine doch nur als secundäres bezeichnet werden kann, treten 
auch die oben skizzirten Gmndgedanken sonst nicht immer 
ohne Beigabe zu Tage: vielmehr finden wir auch da Varia- 
tionen und ein Schema, welches eintheilte: Regentschaft 
durch freie Ernennung — durch Wahl — agnatische, bezw. 
nach Erbfolgeordnung bestimmte — mütterliche etc. Regent- 
schaft — würde nicht ganz vollständig sein. Auch hier sind 
einzelne nicht unerhebliche Abweichungen. So kann die 
Wahl auf bestimmte Personen oder Personenzahl beschränkt 
sein (Belgien), so kann der Monarch bei der Einennung auf 
einen gewissen Kreis von Personen (Prinzen) angewiesen, so 
kann er auch bei Bestimmung der Person an die Geneh- 
migung der Landstände gebunden sein u. s. f. 

Immerhin finden sich die einzelnen Systeme noch viel- 
fach ganz klar durchgefühlt, bald so, dass überhaupt nur 
Agnaten oder nur die Mutter beinifen, nur Ernennung oder 
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nur Wahl zugelassen, bald aber so, dass genau bestimmt ist, 
wie die Substitution erfolgen soll, eine Vermischung, welcher 
schon kui*z zuvor gedacht wurde. 

Cf. besonders deaüich z. B. Waldeck, § 20. 1) Anordnung des 
Fürsten oder Regierongsvorgängers oder durch Hausgesetz; 2) Ge- 
mahlin; 8) demnächst leibliche Mutter; 4) väterliche Grossmatter; 
5) weiterhin aber daejenige volljährige Mitglied des fürstlichen 
Hauses, welches der Regierungsfolge am nächsten steht. 

1. In verschiedenen Zeiten und in vielen Staten steht 
die Regentschaft der Mutter obenan. In Deutschland 
ist dies zum Theil eine Reminiscenz an das Voimundschafts- 
recht des späteren Mittelalters nach der Reception des rö- 
mischen Rechtes. In den romanischen Staten aber wird die 
mütterliche Regentschaft vielfach als das einzig richtige 
System hingestellt. Die sardinische Monarchie hat grössten- 
theils solche Regentschaften gesehen, ebenso Frankreich, und 
noch heute bezeichnen französische Statsgelehrte dies durch 
die Bestimmungen Napoleon's III. wieder zu Ehren gekommene 
System als das historisch wie nattiiTechtlich allein zu bil- 
ligende. „Cest la naiure, la loi de Dieu, la loi du scmg^ — 
so sprach Lamartine bei Berathung des Regentschaftsgesetzes 
1842 — „Zes mk'es sont meilleures gardien/nes que les com- 
päiteurs ambitieux de la vie, de Vhöritage, de VEtat mime 
oü rdgnera lewr fils. Wies rCont düauire a/venir gue le sien^ 
d^auire ambition que la sienne; et y-a-t-il v/ne loi qui garantisse 
plus la vie et Vhöritage du pupille royal, et la paix de VEtat^ 
que le co&u/r Sune mbre? . , . Non la loi que vous faites n'est 
ni conservatrice^ ni dinastique, quoiqu^on en dise; on VappeUe 
conservatrice , et eile est grosse de rholutions; on Tappelle 
dinastique, et eile est grosse d'tmirpations ; eile chasse la mbre 
du ierceau^ et y place le competiteur et le rival."" 

2. Wenn man hört, wie Lamartine seine Ansicht be- 
kräftigt durch den Hinweis, dass von achtundzwanzig agna* 
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tischen Regenten dreiundzwanzig sich gewaltsam des Thranes 
bemächtigt haben, so wird man wenigstens ein schroffes Ab- 
ui-theilen hieiilber unterlassen: man wird vielleicht die Be- 
stimmungen einiger Verfassungen^ welche der Mutter wenig- 
stens die Vormundschaft übertragen, billigen. Immerhin 
neigt die statsrechtlichere Auffassung jetzt zur Berufung 
nach Thronfolgeordnung, ja diese Auffassung ist wol nicht 
nur eine' deutsche, sondern eine allgemeinere, nicht nur eine 
heutige, sondern eine ewige. Wenigstens kennt nicht nur 
das deutsche Recht die Bemfung der Schwertmagen. Wenn 
die ägyptischen Könige zu Felde zogen, übeitiiigen sie meist 
den Brüdern die Regentschaft, die fünfte Tafel der alt- 
römischen Gesetzgebung ^nennt die Agnaten als tutores, 
und auch in Hellas finden wir die Vormünder nach Ordnung 
der ctyxioxeia beiiifen, die Regenten aus der Familie des 
Fürsten genommen. Im älteren deutschen Rechte ist diese 
Art Berufung eine allgemeine Regel, sie gilt nach Landrecht 
wie nach Lehnrecht, bei Privatpei*sonen wie bei Fürsten. 
Wurde diese Regel auch in einigen Häusern durch das spä- 
tere römische Recht verdrängt, so gelangte doch dieses zu 
keiner Zeit zur vollen HeiTSchaft: vielmehr hat sich ihm 
gegenüber, wie auch selbst Reichsgesetzen gegenüber, das 
ältere deutsche Recht erhalten, wonach der älteste eben- 
bürtige Schwertmage berufen war. ^^) 

Eine grosse Anzahl deutscher wie ausserdeutscher Ver- 
fassungen steht auf diesem uns natürlich erscheinenden 
Standpunkte: der nächste successions- und regie- 
rungsfähige Agnat ist geborener Reichs Verweser. 
Die politischen Bedenken, welche man gegen diesen Grund- 
satz geltend macht, sind im Giamde keine anderen, als welche 
man dann gegen die Monarchie geltend machen könnte: 
diese Bedenken sind unschwer zu beseitigen. Die Garantien 
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gegen Gefahren Bind nicht in der Bestimmung der Person, 
als vielmehr in der Regelung des Verfahrens, der Mitwirkung 
der Minister etc. zu suchen. Merkwürdig ist jedenfalls, wenn 
diese Bedenken politischer Art auch einen rechtlichen Aus- 
druck gefunden. haben in jener Bestimmung der spanischen 
Verfassung vom 6. Juli 1808, wonach mangels Ernennung, 
dem Piinzen, welcher der Erbfolge nach der entfernteste 
vom Throne, die Regentschaft zustehen sollte. 

Den Gegensatz der bisher erwähnten Bestimmungen 
bilden diejenigen Verfassungen, nach welchen die Bezeich- 
nung der Pei-son des Regenten in das Belieben eines Factors 
der Statsgewalt gestellt ist. Während dort fQr alle Fälle 
generelle Regelung getroffen, die Entscheidung der Frage: 
wer wird Regent, völlig unabhängig ist vom Willen des 
Fürsten wie des Volkes, ist hier diesem oder jenem die Wahl 
der Person des Regenten anheimgegeben. Abgesehen von 
denjenigen Staten, nach deren Verfassung die Bezeichnung 
der Person des Regenten nur durch ein Zusammenwirken 
der Volksvertretung und des Monarchen möglich, kommen 
iie beiden Fälle in Betracht, in welchen durch 
r den anderen der letztgenannten Factoren die 
stattfindet. 

e Ernennung des Regenten durch den Regierungs- 
des Vertretenen ist durchaus nicht allein ein 
tisches Merkmal im Hause Romanow und im 
laparte: vielmehr findet sich dies Institut auch 
ielen deutschen Veifassungen. Hier ist es zu be- 
ils ein Ueberrest jener Zeit, wo die alte der 
lordnung im Heergewate analoge Berufungsordnung 
:haftBwegen der tutela testamentaria zu weichen 
wurde, der Uitela testamentaria, welche natur- 
der Epoche des Absolutismus viel Anklang finden 
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musste. Von den deutschen Verfassungen dieses Jahrhunderts 
gestatten dem Monarchen die Benifung die von Altenhurg, 
Baiem, Braunschweig, Hannover, Waldeck, [Coburg, Olden- 
burg, Beuss j. L. mit Zustimmung der Volksvertretung]. 

Abgesehen hievon ergibt sich diese Art der Berufung 
folgerichtig aus dem Statsrechte der Despotie wie der de- 
mokratischen Tyrannis. Nach rassischem Rechte hat der 
Czar die Befugniss, den Regenten zu eraennen, ohne an die 
Erbfolgeordnung gebunden zu sein, und dass von diesem 
Rechte Gebrauch gemacht worden, beweist die Verfügung 
des Kaisers Nikolaus von 1828. Dem Kaiser der Franzosen 
legte schon die erate imperialistische Verfassung von 1804 
das Recht der Ernennung des Regenten bei, und alle Be- 
stimmungen des Senatusconsults von 1856 durchdringt der 
Gedanke von der Prärogative des Kaisers bei Ordnung der 
auf die Regentschaft bezüglichen Fragen. 

Ganz exceptionell sind die Verfassungen der Staten von 
Napoleon's Gnaden. Art. 8 der Verfassung des Königi-eichs 
Westfalen vom 15. November 1807 sagt: „Der Regent soll 
von uns und unseren Nachfolgeni als Haupt der kaiserlichen 
Familie eniannt werden"; ähnliche Bestimmungen werden 
wir alsbald in einigen anderen Verfassungen, welche dem 
„gekrönten Plebejer** ihren Ui^sprung verdanken, kennen 
lernen. 

2. Unbedingte Wahl des Regenten kennen nur sehr 
wenige Staten, wie Spanien 1812 und Belgien. Wie sehr 
dies dem Principe der Monarchie widei-spricht, bedarf keiner 
Ausführung: wir werden auf die Frage von der Wahl des 
Regenten erst im Folgenden eingehen. 

Bisher hatten wir, um dies nochmals ausdiilcklich zu 
bemerken, stets den Fall der, wir wollen sagen, regelmässigen 
Regentschaft im Auge, d. h. dass irgend eine der in der 
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Verfassung oder durch Verfügung des Füreten speciell be- 
zeichneten Pei*sonen vorhanden: nun gibt es noch eine andere 
Art Regentschaft, eine Regentschaft zweiter. Ordnung, die wir 
die eventuale nennen möchten, d. h. wenn keine jener 
Peraonen vorhanden, wenn also ein ausserordentliches Ver- 
fahren zur Bestimmung des Regenten eintreten muss. Ein 
Beispiel wird diesen Gegensatz der (in diesem Sinne) 
ordentlichen und ausserordentlichen, der regel- 
mässigen und eventualen Reichs vei'wesung verdeut- 
lichen: die letztere würde etwa eintreten in dem oben ge- 
wählten Beispiele von Waldeck, wenn keine der bis sub 5 
bezeichneten Personen vorhanden wäre: am klarsten tritt 
der Gegensatz in der preussischen und italienischen Ver- 
fassung hervor: Agnat oder Wahl, tertium non datur. In 
denjenigen Staten natürlich, welche überhaupt lediglich Be- 
stimmung des Regenten durch freie Wahl kennen (wie z. B. 
Belgien) verschwindet dieser Gegensatz der regelmässigen' 
und eventualen Regentschaft. Im Ganzen wird man sagen 
können, dass dieser Fall der eventualen Regentschaft ein 
äusserst seltener, und dass er mehr theoretisches Inter- 
esse hat. 

Ein solches bietet er aber, insofein die Bestimmung der 
Autoritäten, von welchen die Bezeichnung des Regenten aus- 
gehen soll, durchaus keine gleichmässige. Wenn wir von 
Baiern absehen, wo für den Fall, dass weder Agnaten noch 
Königin - Witwe vorhanden, der erste Kronbeamte designirt 
ist — ein Fall, der etwa als Mittelglied zwischen regel- 
mässiger und eventualer Reichsverwesung betrachtet werden 
kann, was in praxi ja gleichgiltig — so gibt es neben der 
singulären Bestimmung Altenburgs, dass in solchem Falle 
die Regentschaft dem ältesten regierenden HeiTU des Ge- 
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sammthauses zusteht, haupsächlich zwei Wege, welche man 
eingeschlagen. 

Erstens kommt die Bezeichnung des Regenten durch 
eine höhere Macht vor: so kannte Hannover hier das An- 
rufen der deutschen Bandesvei-sammlung: diese sollte drei 
Bundesfürsten bezeichnen, welche einen deutschen Prinzen 
zum Regenten ernennen sollten. Femer war nach den sich 
sehr ähnlichen Verfassungen der Niederlande von 1806 und 
des Königreichs Neapel von 1808 der Kaiser der Franzosen 
berechtigt, falls keine Mutter vorhanden, den Regenten zu 
ernennen. 

Am häufigsten findet sich jedoch als ultima ratio Wahl 
durch das Volk bezw. dessen Vertreter oder einen Theil der 
gesetzgebenden Versammlung. Es soll hier nicht versucht 
werden, aus den Grundsätzen des philosophischen Statsrechts 
die Berechtigung solcher Bestimmungen nachzuweisen. Ein 
Theil der Leser wii'd mich verstehen, wenn ich eine solche 
Deduction als abhängig bezeichne von der Beantwortung der 
Vorfrage: was ist eigentlich der Gnind der Theilnahme jedes 
Einzelnen (durch das Wahlrecht) an den Statsgeschäften und 
wie weit soll diese indirecte Mitwirkung gehen! Eine voll- 
kommen befriedigende Lösung ist in dieser Hinsicht noch 
nicht gegeben. Es ist mehr ein „dunkler Drang" der ein- 
zelnen Verfassungen, als letzte Aushilfe die Kammern herbei- 
zuziehen, und ein kurzes Referat wird sofort zeigen, dass es 
nicht immer der „rechte Weg" gewesen. 

1. Die am häufigsten wiederkehrende Bestimmung ist 
die, dass, wie in Preussen, Belgien, Holland, Dänemark, die 
beiden Kammern, zu einer einzigen Versammlung vereint, 
den Regenten wählen. Die Massregel hat das Missliche, dass 
vielfach die erste Kammer dadurch direct zur Minorität ge- 
macht ist, was noch ganz besonders verstärkt wird, wenn. 



— le- 
rne in einem Falle in Holland, die zweite Kammer doppelt 
berufen werden soll. Einige geringe Beschränkungen hier, 
so selbstverständlich sie sind, rechtlich zu fixiren, scheint 
nicht unangebracht und ist z. B. in Braunschweig, Belgien 
erfolgt, dort hat man die Wahl auf nicht regierende deutsche 
Fürsten beschränkt, hier lediglich die Besdiränkung auferlegt, 
dass zui* Regentschaft nur Eine Person berufen werden soll. 

2. Mit statsmännischem Takte erdacht und weit rationeller 
ist hingegen die Bestimmung desSenatusconsultsNapoleon'sIII. 
(§ 5), wonach eventuell der Senat allein und nur unter den 
von dem Ministerconseil vorgeschlagenen Candidaten wählt 

3. Eine vollständige Negation des monarchischen Princips 
enthalten alsdann zwei verfassungsrechtliche Bestimmungen, 
nämlich die der französischen Charte von 1791 und der re- 
formirten brasilianischen Verfassungsurkunde. Die eretere 
nimmt im Verhältniss zur letzteren noch einen gewissermassen 
gemässigten Standpunkt ein: hier ist das Princip der in- 
directen Wahl des Regenten durch das Volk: die Wähler 
jeden Bezirkes geben einem Bürger des Districtes nur das 
Mandat, den Regenten zu wählen, und diese Mandatare 
treten zu einer Versammlung zusammen ; hier ist kein corps 
l^islatif, das gebildet wird, sondern lediglich eine assenibUe 
iledorale, welche keine andere Bestimmung und Befugniss 
hat als den Regenten zu wählen. 

Das Non plus ultra einer Anwendung des Gedankens 
der Volkssouveränetät auf den vorliegenden Fall zeigt Bra- 
silien: hier ist die Regentschaft eine directe und auf be- 
stimmte Zeit gewählte. Die Wahl wird am gleichen Tage 
im ganzen Reiche derart vollzogen, dass jeder Wähler 
zwei Bürger, den einen in der Provinz des Wählers, den 
andern ausserhalb dei*selben ansässig, als Regenten bezeich- 
net, und zum Regenten wird dann deijenige proclamirt 
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welcher die meisten Stimmen im Ganzen erhalten hat, even- 
tuell entscheidet das Loos. Um aber jeder Gefahr zu be- 
gegnen, ist die Bestimmung getroffen, dass ein solcher Re- 
gent nur vier Jahre am Buder bleibt und sich alsdann das 
beschriebene Verfahren wiederholt. 

Die Fehlerhaftigkeit dieser Bestimmungen ist anerkannt : 
die Wahr von Wählern, wie 1791, ist unnütz, da alle In- 
teressen des Volkes in den Kammeni vertreten, und die 
directe Wahl ist gefährlich, weil das Volk nicht die höchste 
Autorität im Lande bestimmen soll. 

Nach diesem Ueberblick über die verschiedenen Systeme 
der Bestimmung des Regenten, haben wir noch kurz die an 
dessen Persönlichkeit gestellten Erfordernisse 
zu bei-tihren. Diese Erfordernisse, welche an die Person des 
Regenten für seine Befähigung zur Regentschaft gestellt 
werden, bieten im Allgemeinen keine hervorhebenswerthen 
Punkte. Selbstredend müssen bei ihm dieselben Bedingungen 
erfüllt sein, wie beim Thronfolger, sofeni die agnatische Re- 
gentschaft Platz greift. In früheren Zeiten war dieser For- 
derung noch manche andere hinzugefügt: Geistliche waren 
durch mehrere Bullen von der Regierungsvormundschaft 
ausgeschlossen, doch nur katholische, während evangelische 
in nicht kurfürstlichen Häusern mehrfach zugelassen waren. 
Mehrere berechtigte Forderungen an die Person des Re- 
genten haben sich in einzelnen Verfassungen erhalten: so 
soll der Regent nicht Fürst anderer Länder sein, was nur 
Sachsen ausdrücklich gestattet. Ferner kann entgegen der 
Krautschen Ansicht angenommen werden, dass ein Ausländer 
nicht Regent sein kann. Schliesslich hat noch eine einzige 
Verfassung die Bestimmung getroffen, dass der Regent pro- 
testantisch sein soll, und merkwürdigerweise hat grade hier, 
in Gotha, eine solche Bestimmung zu lebhaften Erörterungen 
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und Gonäicten Anläse gegeben, als 1862 der katholische 
Prinz August zum Regenten einannt werden sollte'^. Yod 
besonderem InteresKe ist nur bei den Erfordernissen an die 
Person des Regenten die Frage, welches Alter rauss der 
Regent haben, um als volljährig zu geltan? Piese 
Frage ist von Gesetzgebung wie Auslegung sehr verschieden 
beantwortet worden. Eine Reibe yod Verfassungen hat von 
dem Regenten ein bestimmtes Alter, und zwar ein höheres 
als das MUndigkeitsalter des Thronfolgers gefordert, so Spa- 
nien 1837/45 zwanzig, Frankreich 1842 wie 1856 und Italien 
einundzwanzig, die fiüheren Verfassungen der beiden letzt- 
genannten 8taten (Frankreich 1791, 1804, Italien 1805), 
Spanien 1808, Portugal 1826 sogar fünfundzwanzig Jahre, 
und während hier das codificirte Statsrecht ausdrücklich 
sich entschied, schwankte die deutsche Theorie in der Inter- 
pretation der Gesetze und behauptete mehrfach, zur Regent- 
schaft ^hig sei nur der Agnat, der das fUr die Prinzen Aes 
Hauses, nicht das für den Thronfolger festgesetzte Ältei' er- 
reicht habe. Die Lösung dieser Controverse, und die Ant- 
woi't, ob jene Gesetze von einem richtigen allgemeinen 
Grundsätze ausgehen, ob diese Interpretation haltbar, iet 
nicht schwierig. Mohl und Kraut — letzterer wenigstens 
für den Fall, dass der agnatische Vormund aus einer anderen 
Linie stamme — deduciren allerdings, der zur Regentschaft 
berufene Agnat könne die Regentecbaft nicht übernehmen, 
da er selbst unter Voimundschaft stehe: ein volljähriger 
*™"* lei nur der, welcher nach seinem Rechte die Volf- 
it en'eicht habe. Das ist aber nur dem Scheine, 
T Sache nach richtig. Das Recht, welches sagt, der 
1 ist mit achtzehn Jahren volljährig , gilt eben für 
inzen von dem Augenblicke an, wo er zur Ausübung 
larchenbefugnisse berufen wird, gleichviel ob sein 
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Volljährigkeitsalter sonst ein anderes wäre. Es ist hier 
wieder eine etwas zu privatrechtliche Auffassung: die Voll- 
jährigkeit der Prinzen bestimmt das Privatfürstenrecht, die- 
selbe geht uns hier nichts an, hier handelt es sich im Grunde 
gar nicht um Volljährigkeit, sondern um Regentschafts- 
mündigkeit, und diese ist folgerichtig die gleiche wie 
die Regierungsmündigkeit. Es wäre gradezu wider- 
sinnig, Jemanden, welcher für den Todesfall seines Vorgän- 
gei-s die Regierung übeniehmen- könnte, für unfähig zur 
blossen Regentschaft, für Regentschaftsunmündig zu erklären 
und man kann verwundert nur mit Moser fragen: Warum 
soll denn nicht Jemand tutorio nomine verwalten können, was 
er im eigenen versehen dörffte?^'^) 

§ 11. ANFANG UND ENDE DER REGENTSCHAFT. 

Nachdem wir sahen, in welchen Fällen eine Regentschaft 
eintreten und wer eine solche übernehmen soll, müssen wir 
noch einen flüchtigen Blick werfen auf die Art und Weise, wie 
eine solche äusseriich beginnt und endet. Man könnte sagen, 
dass es sich hier im Gegensatz zu jenen materiellen Bestimmun- 
gen um Foimalien handelt: aber in der Praxis des Stats- 
lebens sind diese von der grössten Schwierigkeit. Es ist 
ähnlich wie in civilrechtlichen Verhältnissen. Der Theoreti- 
ker legt den meisten Werth auf das materielle Recht: für 
den Praktiker bleibt die grundlegende Disciplin immer und 
immer die Civilprocesslehre : werthlos ist das materielle Recht 
in tausend Fällen, wenn auch nur in einem Punkte ein for- 
meller Mangel. Ob nun die Fonnen des Verfahrens für 
Entscheidung der höchsten Fragen im Statsleben sieh so 
genau regeln lassen, wie in übrigen Rechtsgebieten, ist min- 
destens noch unentschieden : jedenfalls werden Feststellungen 
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a priori nur zu Theoremen führen, die veraltet sind, ehe sie 
nur zum practischen Leben gelangt. Ist ja doch nirgends 
mehr wie im öffentlichen Recht ewiges Fliessen, ewiger 
Wechsel, nirgends mehr, wie da nöthig, dass dem formellen 
Rechte stets die „rectificirende Kraft lebendiger Potenzen** 
zur Seite stehe. 

Wann eine Regentschaft eintreten solle, Iftsst sich in 
abstracto sehr leicht mit allgemeinen Ausdrücken bezeichnen : 
wie aber soll in concreto dieses Wann beantwortet, welcher 
Art Massregeln bei Einleitung der Regentschaft getroffen 
werden? Man muss hier einfach vier ^Punkte scheiden: die 
provisorische Leitung der Regierung bis zur Feststellung 
der Noth wendigkeit einer Regentschaft — die Initiative zur 
Einleitung einer solchen -r- die massgebende Entscheidung 
über die Nothwendigkeit — den definitiven formellen An- 
tritt. Hält man in den Yeriassungsbestimmungen diese vier 
Punkte scharf auseinander, so werden sich rechtlich viele 
Schwierigkeiten heben: dass sich gleichwol wichtige Erör- 
temngen hieran knüpfen lassen, dafür ist Mohl's Aufsatz der 
glänzendste Beweis. Mit Hinblick auf denselben wird man 
sich hier darauf beschränken, in Kürze auf die erwähnten 
Abschnitte bei Einleitung einer Regentschaft hinzuweisen: 
eine Dai-stellung anderer Art würde sowol dem Zwecke der 
Arbeit nicht entsprechen, als auch besonders unumgänglich 
zu Wiederholungen des von Mohl Gesagten führen. Man 
findet heute sehr vielfach in wissenschaftlichen Arbeiten ein 
föimliches Sichmühegeben, um ja nicht denselben Ausdruck 
zu gebrauchen, den dieser und jener dasselbe Thema behan- 
delnde Schriftsteller angewendet, um nicht in den Verdacht 
der Unselbständigkeit zu gerathen : wenn aber die Gedan- 
ken dieselben, ist da nicht besser zu sagen: cf. da und da? 
Also sei hier nur übersichtlich mit Hervorhebung der Haupt- 
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gesichtspankte auf den Gang der Handlung vom Augenblicke, 
wo die Einsetzung einer Regentschaft nothwendig scheint, 
bis zur eigentlichen Antretung hingewiesen: im Uebrigen 
gestatte ich mir einfach zu sagen: cf. Mohl p. 190 ff., 
denn ex^qov de fioi saziv avrig aQiÜT^lwg elQtjfieva fxvd^o- 

1. Wenn eine Regentschaft nothwendig zu werden scheint, 
wer soll die Einleitung derselben veranlassen? Drei Wege 
sind hier möglich: die Initiative der Agnaten, der höch- 
sten Statsbehörde , der Volksvertretung. Das unmittelbare 
Einschreiten der letzteren findet sich nur in Griechenland, 
wo die Kammer, gleichviel ob aufgelöst oder nicht, sich 
beim Tode eines Monarchen, der ohne Vorsorge getroflfen zu 
haben, einen unfähigen Nachfolger hinterlässt, ohne Be- 
rufung spätestens binnen zehn Tagen versammelt. 

Die Initiative der höchsten Statsbehörde, des Statsmi- 
nisteiiums ist im Uebrigen selbstverständlich sowol in den 
Staten, in welchen die Person des Regenten nicht ein für 
alle Mal fest bestimmt, wie in denjenigen Fällen, wo trotz 
einer sofchen Bestimmung keine der speciell berufenen Per- 
sonen vorhanden. 

Schwierigkeiten bietet nur die dritte Möglichkeit: soll, 
wo die Person des Regenten fest bestimmt ist, speciell wo 
dies der Agnat ist, der letztere oder das Statsministerium 
die Initiative haben ? Hier stehen sich die Ansichten stricte 
gegenüber, deren Begi-tindung besonders in der Sitzung des 
preussischen Abgeordnetenhauses vom 20. September 1849 
versucht wurde. Man sagt auf der einen Seite: nur das 
Statsministerium dürfe die Initiative haben. Es sei be- 
denklich und gefährlich, sie dem Agnaten zu überlassen. 
Er werde den richtigen Moment versäumen, er könne die 
Besorgniss hegen, dass, wenn die Kammern eine definitive 

T. Eirchenheim, Regentschaft. 6 
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Entscheidung haben, diese möglicherweise wider seine Er- 
wartung ausfallen und er dadurch verdächtigt werden könnte. 
Mohl fügt als ausschlaggebenden Grund hinzu, dass im heu- 
tigen State die Agnaten absolut keinen Antheil an der Lei- 
tung desselben hätten, und dass es daher eine geringere 
Anomalie sei, wenn diejenige Behörde, welche dauernd an 
der Leitung der Regierungsangelegenheiten betheiligt sei, 
die Einleitung einer Regentschaft übeinähme, als wenn dies 
der Agnat thäte. Diese Ansicht wurde besonders im preussi- 
schen Abgeordnetenhause 1849 vom Referenten Keller 
widerlegt, mit dem Hinweis darauf, dass ja in jedem Falle 
die Mitwirkung des Statsministeriums nöthig sei. Fasst man 
die Regentschaft auf als ein Institut, das mit möglichster 
Aufrechterhaltung der Continuität des monarchischen Princips 
zu regeln, das insofern eine unvollkommene Art der Thronfolge 
darstellt, so ist es immerhin richtiger, dem Agnaten die Ini- 
tiative zu lassen, obwol jene Bedenken nicht hinweggeleugnet 
werden können. Es lassen sich aber ihnen gegenüber 
u. E. auch andere Argumente geltend machen, nämlich dass 
das Familiengefühl den Agnaten anspornen wird, (fcis Rich- 
tige zu wählen, dass solch ein Antrieb die Uebermacht ge- 
winnen wird über jene falsche Pietät oder Furcht, auch dass 
für ihn ein solcher Schritt weit leichter ist, als für das 
durch den Monarchen selbst ernannte Statsministerium. Ge- 
wiss wird die Initiative des Agnaten die mindeste Störung 
enthalten, dem im § 8 aufgestellten Princip am nächsten 
kommen: auch ist vom juristischen Standpunkte nichts da- 
gegen einzuwenden; wenigstens wüsste ich nicht, was z. B. 
an der ersten Verordnung des Prinz-Regenten in Preussen 
vom 9. October 1858 , welche vom gesammten Statsministe- 
rium gegengezeichnet war, vom allgemein - statsrechtlichen 
Standpunkte auszusetzen wäre. 
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cf. Berichte der L preoss. Kammer 1849, Bd. IIL p. 1227, der 
n. Kammer 1849, L p. 353 ff. et anch art. 6 des bad. Begenl- 
schafisgesetzentwmrfes nnd daza Blontschli's Referat p. 28o. 

2. Wer die Initiative za ergreifen hat, das ist nur 
die eine Seite der Frage : es fragt sich andererseits, noch wer 
die Entscheidung zu treffen. Fast ausnahmslos haben 
die neueren Verfassungen dieselbe den Kammern anheim- 
gestellt. Die Mitwirkung der Stände ist aber schon eine so 
alte Einrichtung, dass man sie nicht allein auf Constitu- 
tionen- moderne Principien zurükzufuhren braucht: 

c£ dafür letzte Note za § 80 bei Zacharia, Moser, pers. St-B., L 
p. 498. Häb^lin, StatsarchlT, UL p. 295. 

in allen Rechten finden sich Ansätze dazu: in älteren 
deutschen Vergleichen wird ihnen ausdrücklich Mitwirkungs- 
recht eingeräumt, in dem Auftreten der Grossen im Franken* 
reiche kann man denselben Gedanken erkennen, ja selbst in 
der Stelle, welche oben aus Xenophon (Hell. IV. 2) angeführt 
wurde, ist offenbar eine Mitwirkung des Volkes bei Bestel- 
lung des Bleuten angedeutet. Nach neuerem Bechte haben 
nun die Kammern, theils im Verein mit den Agnaten , theils 
in Verbindung mit dem Statsministerium , theils allein zu 
entscheiden über die Nothwendigkeit einer Begentschaft, oder 
wenigstens einer sog. ausserordentlichen Begentschaft Für 
den Fall der Minderjährigkeit — in diesem Sinne der ordent- 
lichen Begentschaft liegt ja die Frage einfach, und ist die 
Entscheidung oft eine blosse Formalität: es ist jedoch da- 
durch der richtigen Ansicht nach die Möglichkeit g^eben, 
die Nothwendigkeit einer B^en tschaft, z. B. wegen sehr 
nahen Volljährigkeitstermines, zu verneinen. 

Preoss. Verf. § 56. Bdnne, preoss. St.-B^ § 81. 

In den anderen Fällen nöthig werdender Begentschaft ist die 
Entscheidung schwieriger: in Deutschland stallte hier wol 
zunächst ein Decret der Beichsgerichte, und nur, wo pericu- 
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lum in mora, die Erklärung der Gemahlin oder Agnaten 
die Nothwendigkeit fest: besonders genaue Bestimmungen 
enthielt dann die ei'ste französische Verfassung (§ 9), aus 
welcher die Fordeiiing der Mitwirkung der Volksvertretung 
in diesem Falle in die meisten übrigen Verfassungen über- 
gegangen. Es lässt sich darüber streiten, ob eine der- 
artige Mitwirkung in der That so nothwendig ist, wie es im 
Allgemeinen dargestellt wird. Allerdings wird ja ein ausser- 
ordentliches Gehorsam verhältniss begründet (Mohl), ob aber 
dieser Grund durchschlagend, ist doch fraglich, ob das Ur- 
theil der Volksvertretung wirklich hier angebracht ist, nicht 
entschieden. Die Volksvertretung wird sich stets auf das 
Gutachten der Aerzte oder die Darstellung der Agnaten etc. 
verlassen müssen, und ich kann nicht finden, dass die Ver- 
handlungen der beiden vereinigten Häuser des preussischen 
Landtages vom 21. October 1858 ff. den Eindruck machten, 
als ob hier mehr wie eine Fonnalität erfüllt wäre, als ob 
eine andere Regelung dem Statsrechte, vom allgemeinen 
Standpunkte betrachtet, nicht ebenso gut entsprochen hätte. 

cf. die Verhandlungen der durch AUerh. Verordnung vom 9. Oct. 
1858 einberufenen beiden Häuser des Landtages. Nebst Anlagen. 
Separatheft (Berlin 1858, Decker. Q. 32 etc.) 

Der formelle Antritt der Regentschaft erfolgt alsdann 
ohne Weiteres, ist aber meist durch die Ableistung eines 
Eides bezeichnet. Vielfach ist sogar (so z. B. in Preussen 
im Gegensatze zum französischen Gesetz von 1842) dem 
Eide eine besondere Bechtswirkung beigelegt, insofern bis 
zur Ableistung desselben das gesammte Statsministerium 
allein verantwortlich bleibt, also gleichsam auch eine Be- 
gentschaft fühlt, eine Begentschaft, die man im Gegensatz 
zur eigentlichen als Zwischenregentschaft bezeichnen könnte. 

Am klarsten kennzeichnet den Gegensatz von „eigenlijk^* und 
„intermediair regentschap^* de Bosch -Kemper^ p. 279. 
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In früheren Zeiten brachte es die voiinundschaftsrechtliche 
deutsche Auffassung mit sich, dass von einer Bestätigung 
besondei*s gehandelt werden konnte, dass die Gelehrten dis- 
putiren konnten, ob der „Regieiningsvonnund" eine Caution 
zu stellen, ein Inventar zu errichten habe etc. (Kraut III. 
p. 223). Von alledem hat sich nur die Beeidigung erhalten, 
hier mehr ein Analogon des Verfassungseides des Mo- 
narchen. Von diesem letztem Eide ist der des Verwese« 
nur durch die HinzufQgung des Schwui-s der Treue gegen- 
über dem Monarchen verschieden. 

Franz. S. C. von 1856, § 17 (^Je jwe fidelüe ä VEmperei4r") 
Spanien 1845, § 58. Brasilien, § 127 u. viele andere. 



Das Ende der Regentschaft tritt ein entweder in der 
Weise, dass das Recht des zeitigen Regenten erlischt oder 
dass die Regentschaft selbst unnöthig wird. Im erstem Falle 
würde man coiTecter von einem lieber gang der Regent- 
schaft sprechen. 

Dieser Fall kann eintreten durch den Tod des Regenten, 
die Niederlegung seines Amtes, dadurch, dass er selbst re- 
gierungsunfähig wird. Hier sind keine weiteren Schwierig- 
keiten: eine Niederlegung der Regentschaft ist möglich; 
ebenso wenig wie eine Pflicht besteht die Regentschaft zu 
übernehmen, ebenso wenig ist der Regent verbunden die über- 
nommene wider seinen Willen fortzuführen. Auch kann kein 
Zweifel sein, dass durch Eintreten eines gesetzlichen Hin- 
derungsgrundes ein bestimmter Regent seiner Regentschaft 
verlustig wird. Nicht nur was zur Thronfolge unfähig macht, 
kommt hier in Betracht: denn selbst wo nichts von dieser 
ausschliesst, macht zur Regentschaft begreiflicherweise Alles 
unfähig, was an der Selbstregienmg hindert: ob aber solch 
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ein factum bei Uebernahma oder später eiDtretend, ist recht- 
lich ganz irrelevant. Als ein besonderer Grund später ein* 
tretender Unfähigkeit ist ausdrücklich in einigen Verfass- 
ungen, nach welchen die Königin - Witwe die Regentschaft 
führt, die Wiederheirath derselben hervorgehoben. 

Dies gilt fast durchweg, cf. u. a. franz. S. C. von 1856. Heirath 
mit einer Papistin endigt das Recht des Regenten in England 
(51 Geo. m. c. 1. Fischel 1. c.) 

Nur eine, von Gesetzgebung wie Gelehi'samkeit sehr 
verschieden beantwortete, Frage drängt sich hier auf, näm- 
lich: ob in dem Falle, in welchem der zunächst zur Re- 
gentschaft berufene (Agnat etc.) dieselbe wegen Min- 
deijährigkeit oder aus einem andern Grunde zu übernehmen 
verhindert war, die Regentschaft nach Beseitigung 
jenes beim zunächst Berechtigten vorliegenden Hindemisses, 
auf diesen übergeht oder bei dem, welcher sie ein- 
mal übernommen, verbleibt? eine Frage, die wissen- 
schaftlich zu den schwierigsten gehört und nur darum kürzer 
behandelt wird, weil sie selten practisch wird. 

Es stehen sich die Ansichten hier direct gegenüber: 
ausdrücklich ist in der französischen Verfassung von 1804 
(§ 22), in der italienischen von 1805 (§ 6), in der italieni- 
schen von 1848 (§ 13) gesagt, dass der, welcher die Regent- 
schaft einmal übemommen hat, dieselbe fortsetzt, während 
das norwegische Gesetz von 1814 § 41 bestimmt: „Ist die 
Regentschaft an einen entfernteren gefallen, weil der nächste 
nicht volljährig, so soll der Erstere abstehen, sobald der Letz- 
tere fünfundzwanzig Jahre ist'S ein Passus ; der uns ähnlich 
schon im nordischen Rechte des 17. Jahrhunderts, im däni- 
schen Königsrechte, begegnet. 

Auch in der deutschen Wissenschaft finden sich ent- 
gegengesetzte Interpretationen. Während Mohl für Würt- 
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temberg, scheinbar auch für Preussen, und Kraut im 
Allgemeinen sich einer dem eben citirten Paragraphen ana- 
logen Ansicht hinneigen, vertheidigen Schulze, Meyer u. A. 
die entgegengesetzte. Vom Standpunkte der Zweckmässig- 
keit mag es unzweifelhaft richtiger sein, sich dieser letzteren 
Meinung anzuschliessen und daher gerechtfertigt, die Auf- 
nahme einer diesbezüglichen Bestimmung in die Verfassung 
zu empfehlen ; wo aber eine solche ausdrückliche Bestimmung 
nicht existirt, liegt die Sache doch nicht so einfach. Die 
Argumente, dass über die Fähigkeit zur Regentschaft die 
Zeit der Delation entscheide, oder dass die Nähe zur Krone 
ein Massstab für die Reihenfolge, nicht eine Abstufung der 
Befähigung sein solle, beweisen noch nicht zur Evidenz die 
letztere Meinung, und vom rein allgemein -stats rechtlichen 
Standpunkte, i. e. in logischer Schlussverkettung, wird man, wo 
Positives nicht bestimmt ist, hier überhaupt einen ganz schlä- 
genden Beweis kaum führen können: auch politisch möchte 
man nicht unbedingt das Eine oder Andere als richtig hinstellen. 
Je nachdem man das Recht der Regentschaft auffasst, muss 
nothwendig die Entscheidung entgegengesetzt ausfallen: wer 
die Analogie des Thronfolgerechtes betont und damit auf den 
subjectiven Anspruch des Agnaten, als Regent einzutreten, 
Nachdinick legt, wird nicht umhin können, zu sagen, dass der 
Fernerstehende dem Näherberechtigten weichen muss: wer 
dagegen bei Betrachtung der Regentschaft sich leiten lässt 
nicht von Analogien, sondern sie ganz aus sich heraus be- 
trachtet, sie nicht einschachteln will in irgendwelche Kate- 
gorien, sondern sie als etwas Ausserordentliches erklärt, 
dem wird es leicht fallen mit Hinweis auf die Stetigkeit 
des erbmonarchischen Princips zu beweisen, dass der einmal 
Eingetretene die Regentschaft behält, bis der, dessen Stelle 
er vertritt, selbst fähig wird. M. E. aber würde man am 
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besten folgende Entscheidung treffen, natürlich sofern nicht 
ausdrücklich in positiven Gesetzen Bestimmungen enthalten 
sind: von dem letzterwähnten Standpunkte aus kann zwar 
das Verbleiben jedes Regenten gefolgert werden ; richtiger 
scheint es diese Folgerung nur zu ziehen für die regel- 
mässige, nicht für die oben als eventuale bezeichnete 
Regentschaft. Hier diese Scheidung zu machen, scheint uns 
ganz wesentlich und auch höchst einfach und sehr berech- 
tigt, da ja die vorliegende Frage überhaupt nur dort auf- 
geworfen werden kann, wo primo loco eine oder eine Reihe 
von Personen veifassungsmässig fest bestimmt sind. Ist aus 
dieser Reihe von Personen eine fernere für eine nähere ein- 
getreten, so bleibt die erstere: war aber in dieser Reihe oder 
in diesen Reihen von Personen überhaupt nur eine vorhanden, 
diese eine zur Regentschaft berufene aber verhindert, und 
infolge dessen ein ausserordentliches Verfahren zur Be- 
stimmung eines Regenten eingetreten, so muss diese letz- 
tere zurückstehen, sobald jene befähigt wird. Das ist eine 
höchst einfache und befriedigende Lösung: z. B. wären in 
Preussen zwei Agnaten vorhanden und der erstberufene un- 
fähig, etwa unmündig, so träte der fernere ein: dieser 
müsste nach unserer Entscheidung unter allen Umständen 
bleiben. Wäre aber ein solcher zweiter Agnat nicht vor- 
handen und tiäte ein nach Art. 57 der Verfassung gewählter 
Regent ein, so müsste dieser zurücktreten, sowie der Agnat 
volljährig würde. Eine solche Entscheidung scheint mir die 
sachgemässeste, denn der Unterschied der regelmässigeih und 
eventualen Regentschaft ist für diese Frage bedeutend. 
Uebrigens wird dieselbe wol äusserst selten practisch 
werden und mag daher — um den beliebten Ausdruck eines 
allgemein verehrten Statsrechtslehrers zu gebrauchen — als 
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„eine richtige deutsche Doctorfrage" Anderen zu weiterer 
Piilfung überlassen bleiben. 

cf. hauptsächlich Kraut UI. p. 256. Rönne I. p. 280. Mohl 
(württ. St.-R.) I. p. 296. Mohl, Reichsstatsrecht, p. 284 

Schliesslich fragt es sich noch, ob das Recht des Regenten 
durch Absetzung erlöschen kann. Sollte sich wirklich ein- 
mal der Fall ereignen, dass ein Regent, bei welchem später 
ein Unfähigkeitsgrund einträte, nicht freiwillig die Regent- 
schaft einem Andern überliesse, so müsste ein Modus ge- 
funden werden, um jenen zu ersetzen. Die Analogie der 
Absetzung eines Monarchen passt hier nicht: wenn diese 
auch nicht möglich, muss doch die eines Regenten entschie- 
den rechtlich möglich sein. Man hat es jedoch unterlassen, 
in die Verfassungen diesbezügliche Bestimmungen aufzu- 
nehmen: bei Berathung der belgischen Charte stellte Le- 
gi'elles ein Amendement: „Za rigmce est r^ocahle par le 
pouvoir Ugtslatif\ welches jedoch abgelehnt wurde. Dass 
in Staten, wo die Regentschaft überhaupt ,^iemporaire^ , wie 
in Brasilien, das Recht eines Regenten nach Ablauf der 
verfassungsmässig bestimmten Frist erlischt, bedarf keiner 
Erörterung. 

cf. über das Amendement Legrelles' beim Entwurf der belgischen 
Verfassung Huyttens t. II. p. 156. Thonissen no. 358 p. 245. 
Neut p. 273. 

Soviel vom Aufhören der Regentschaft einer bestimm- 
ten Person: zum Schlüsse noch einige Bemerkungen über 
das Aufhören der Regentschaft überhaupt. Selbst- 
redend tritt das' Ende der Regentschaft ein mit dem Weg- 
fall des Grandes: es fragt sich nur wie dieser Wegfall fest- 
zustellen. Einzelne Verfassungen, wie Oldenburg, Coburg- 
Gotha, bestimmen hier ausdräcklich die Anwendung desselben 
Verfahrens wie bei Einleitung der Regentschaft, Zuziehung 
des Familienrathes, Mitwirkung des Landtages etc.: der 
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richtigen Ansicht nach ist auch in den übrigen Staten, wo 
keine ausdrücklichen Bestimmungen, das gleiche Verfahren 
wie bei Einleitung zur fordern, abgesehen von dem Falle 
der Volljährigkeit. 

In Bezug auf letztem Fall handelt es sich nur um eins: 
kann eine venia aetatis stattfinden? Es sei vorweg ge- 
sagt, dass u. E. jede Verlängerung oder Verkürzung der 
Zeit der Mindei jährigkeit eine Verfassungsänderung involvirt. 
Trotzdem hat sich die Theorie von privatrechtlichen Anschau- 
ungen ausgehend noch nicht losgemacht von dieser venia 
aetatis. Man braucht aber nicht, wie es in älteren Gelegen- 
heitschriften geschieht, auf c. 4 Cod. II. 45 zurückzugreifen, um 
zu beweisen, dass hier diese Einrichtung unzulässig. So un- 
bestreitbar der Souverän früher das Recht hatte, selbst den 
Erbprinzen volljährig zu erklären, so unverfräglich wäi*e dies 
mit dem modenien State. Dies erkennt offenbar auch Zöpfl an, 
wenn er zwar zunächst es für ein Recht des Fürsten erklärt, 
die Grossjäbrigkeit des Nachfolgers auszuspreehen , diese 
Behauptung aber soforf dahin abschwächt, dass er überall, 
wo der Termin von achtzehn Jahren besteht, jenes Recht als 
durch den Geist der Verfassung ausgeschlossen betrachtet. 
Also nur, wo die Verfassungen ausdiücklich die Zulässigkeit 
der venia aetatis aussprechen, ist sie möglich: dies ist aber 
beachtenswerther Weise nur da der Fall, wo die Volljährig- 
keitsteiinine höhere sind, wie in Meiningen, Coburg, Alten- 
burg. Solche Ginindsätze auf die Staten auszudehnen, deren 

Altenburg § 15: „Der Herzog selbst kann von dem an Jahren 
ältesten regierenden Herrn des sächsischen Gesammthauses aller 
Linien, nach zurückgelegtem achtzehnten Jahre, unter Zustimmung 
der bisherigen Vormundschaft und Regentschaft, flir grossjährig 
erklärt werden.'' 

Verfassungen über diesen Punkt schweigen, liegt kein Grund 
vor. Andererseits kann nicht bezweifelt werden, dass ein 
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unmündiger Souverän während der Regierung seines Vor- 
gängers oder während seiner eigenen Begierungszeit auf ver- 
fassungsmässigem Wege volljährig erklärt werden kann: 
Beispiele dafür bieten die Grossjährigkeitserklärungen von 
Gustav Adolf von Schweden (31. Dec. 1611), von Maria IL 
von Portugal, Isabella II. von Spanien (8. Nov. 1843) u. a. m. 
Grossjährigkeitserklärungen, welche stets von der Volks- 
vertretung ausgingen. 

Für die Verlängerung der Mindei jährigkeit gelten 
die analogen Grundsätze: die Behauptung Kraut's, der Be- 
treffende brauche sich eine derartige Bestimmung nicht ge- 
fallen zu lassen, ist für das positive Recht nicht allgemein 
zutreflPend : allerdings dürfte sich de lege ferenda eine derartige 
Beschränkung der Gewalt des Regenten empfehlen, da sonst 
ein arger Missbrauch dereelben in dieser Richtung, wenn 
auch nicht wahrscheinlich, so doch denkbar wäre ; denn dass 
selbst theoretisch ziemlich unglaubliche Erscheinungen vor- 
kommen, das bezeugt die Proclamation des Fürsten von Wal- 
deck vom 14. Januar 1852, wodurch dei'selbe nach erlangter 
Volljährigkeit die Regentschaft auf unbestimmte Zeit ver- 
längerte. 

cf. „A. A. Z.« 1852 p. 324 

Ist die Regentschaft beendigt und geht das Statswesen 
wieder in seine regelmässige Ordnung über, so steht der bis 
dahin vertretene Monarch nach der heute allgemein zum 
Durchbrach gekommenen Ansicht den Handlungen des Re- 
genten gerade so wie denen eines anderen Regierangsvor- 
gängers g^enüber. Die frühere privatvonnundschaftliche 
Auffassung brachte es mit sich, dass der zur Selbstregierang 
Gelangte Alles vom Vormund Veranlasste widerrufen konnte. 
Später sah man ein — und zwar zuerst die Praxis — , dass 
hier die Anwendung privatrechtlicher Grandsätze nicht ganz 
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angebracht, um so mehr da dies zunächst in den kurfüi*8t- 
liehen Häusera, wo der Regierungsvormund weit eher einem 
„Regenten" als einem „Voimund" ähnelte, nicht wol anging. 
So wurden auch in anderen Häusern diesbezügliche Be- 
stimmungen in die Familienverträge aufgenommen, oder die 
Vormünder Hessen sich von den vertretenen Füröten aus- 
drücklich die spätere Anerkennung ihrer Handlungen ver- 
sprechen. Von Moser, Gribner, Pufendorf wurde dann schon 
derselbe Grundsatz aufgestellt, wie heute : ex facto tutoris pu- 
pillm illustris ohsiringitur quousque successor ex iis^ quae ab 
antecessore gesta stmt, obligatur. Für das heutige Recht ist 
der Satz unbestritten, welchen Pufendorf schon vom all- 
gemeinen Standpunkte aus vertheidigte, dass der zur Selbst- 
regieioing gelangende Monarch Handlungen des Regenten 
gerade so wie denen jedes legitimen Vorgängers gegen- 
übersteht. 

cf. insbesondere die Citate bei Kraut. III. p. 257 und H. Schulze, 
preuss. St.-R., I. p. 224. 

§ 12. INHALT UND UMFANG DER REGIERÜNGS- 

RECHTE DES REGENTEN. 

Ans dem Begiiff der Regentschaft fasst man sie auf als 
ein Institut, welches weit weniger einen Mangel der Erb- 
monarchie als die Suppliinng eines solchen darstellt, folgt 
ohne Weiteres, dass der Regent, gleichsam das interi- 
mistische Statsoberhaupt, die königliche, die Herr- 
schergewalt nach allen Richtungen hin, sämmtliche Regie- 
rungsrechte wie der Monarch selber ausübt. Die Regent- 
schaft ist die zeitige Ausübung des vollen königlichen Rechtes 
für den verhinderten Träger desselben. 

Der Unterschied zwischen der Ausübung der Regierungs- 
rechte durch den Füi-sten und der Ausübung jener durch 
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den Regenten ist weder ein qualitativer noch ein sachlich 
oder räumlich [quantitativer, sondern lediglich ein zeitlich 
quantitativer. Trefflich klar setzt dies schon Grotius aus- 
einander, wenn er an die römische Dictatur anknüpfend zu- 
nächst die Ansichten deijenigen widerlegt, qui dictatori 
negant fuisse summum imperium, quia perpetuum non 
erat Aber wie derDictator die volle Gewalt hatte, gerade 
so auch diejenigen qui antequam reges ad suam tutelam per- 
venerint aut dum furore aut captivitate impediuntury curatores 
regni constUumdur: denn, dies ist das Ausschlaggebende, 
duratio naturam rei non immutat Und ähnlich suchten 
andere Statsgelehite diese Ansicht zu begiilnden : so sei statt 
aller auf die Stelle bei Gribner hingewiesen: potestas inter- 
regis . . eadem est quae ipsius regis fuerat. Id ipsa nominis 
vis innituH, cum Vicarius dicatur^ qui alterius vices su- 
stinet . . itaque nee nudi magistratus Instar Ftorex est^ sed 
principis temporarii vicem subit, et aequali cum eo, licet non 
aeque diutuma fruitur potestate. 

Grotius, de jn/re belli ac pacis 1. I. c. III. § 11 (p. 58). Zöpfl, 
EegierangSYormundschaft etc., p. 57. 

Diese richtige Auffassung von der Gewalt der Regenten 

finden wir aber nicht etwa nur in den allgemeinen stats- 

rechtlichen Betrachtungen der Theoretiker ausgesprochen, 

sie ist ebenso ausgedrückt in der ganzen älteren Praxis des 

Statslebens. Diese hatte von Altersher anerkannt, dass der 

Regent alle Rechte des Fürsten auszuüben befugt war. Der 

tutor rite factus war tutor cum ratione Territorii et lurium 

puhlicorum, tum ratione Allodii (nisi testamento separatio facta 

Sit), Der Regierungsverweser durfte Schulden machen und 

Güter vei-pfänden, er war in Bezug auf Schenkungen freier 

gestellt wie ein anderer Vormund, Gnadengeschenke duifte 

er ertheilen, er wurde mit den Regalien belehnt, er durfte 
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denselben Gehorsam verlangen wie der Landesherr, weshalb 
er auch entweder sich allein oder gleichzeitig sich und den 
vertretenen L'andesheiTn huldigen iiess. Vor allem aber 
hatte der Vertreter des Landesherrn dessen Sitz und Stimme 
auf den Reichs- und Kreistagen (cf. A. B. VII. § 4 a. E.). 
So konnte Moser, gestützt auf die folgerichtigen Schlüsse 
des allgemeinen und auf die in praxi anerkannten Ginind- 
Sätze des deutschen Statsrechts, mit Recht behaupten: 
„Stehet ein Landesherr unter Vonnundschaft, so ist bekannt, 
dass diese alles das thun kann, was der Regent selber 
thun könnte." # 

Ck)cc€ji jm. puhl pmd. XXIX. § 9. Moser, Von der Reichs- 
stände Landen, p., 1138. Kraut's Noten p. 228. 

Diesen Charakter der Regentschaft, als den der vollen 
Vertretung des Monarchen, hat nun besonders die neuere 
Rechtsentwicklung in mehrfachen Punkten zu verdunkeln 
gesucht. Es geht in allen Staten ein wunderbares Bestreben, 
insonderheit durch die Gesetze des letzten Jahrhunderts, die 
Gewalt des Regenten an allen Ecken und Enden zu be- 
schneiden. Zwei Ursachen scheint m. E. dieses Bestreben 
zu haben : einmal die Sucht des Liberalismus, das Problem, 
eine immerwährend gute Regierung zu gemessen, zu lösen 
durch recht viele Einschränkungen an der obersten Stelle 
des Statslebens, sodann aber ein gewisses, durch die Ge- 
schichte leider nicht unerklärbares, Misstrauen, der Regent 
könne seine Gewalt missbrauchen und dieselbe für sich in 
eine dauei-nde umzugestalten suchen: so hat ein politisches 
Bedenken, wie das letztere, und eine unrichtige Auffassung 
dessen, was man gemeinhin „Constitutionen^ nennt, hier eine 
a priori nicht zu rechtfertigende Anomalie geschaffen. Es 
kann gar kein grösserer Fehler gemacht werden, als um die 
Garantie gedeihlicher Regierung zu haben, an dem Punkte 
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des Thronrechtes anzusetzen, ich untei*schreibe da wörtlich, 
was Fricker p. 264 a. a, 0. so trefflich sagt. Unstatlich 
sind alle Beschränkungen, welche man dem Regenten auf- 
erlegt, aus allgemeinen Bechtsginindsätzeu wird man sie 
nie begründen können, widerspruchsvoll sind sie dem mon- 
archischen Principe gegenüber. Um Garantien gegen Miss- 
braueh der Regentengewalt zu erlangen, ist an ganz anderen 
Punkten des Statslebens anzusetzen: wo die Pflichten der 
Minister und die Befugnisse der Volksvertretung nicht ge- 
nügend Gewähr leisten, werden andere Bestimmungen, 
welche die Gewalt des Regenten einengen, geringen Zweck 
haben. 

Die richtigen Gedanken, da§3 der Regent die Gewalt 

des Selbstheri-schers unverkleinert ausüben solle, sind nur 

in wenigen Grossstaten, wie in Preussen und dem diesem 

so qft ähnlichen Italien, zur vollen Anerkennung gelangt 

In den meisten übrigen Staten hat man den Regenten nach 

der formellen wie materiellen Seite mehrfach 

beschränkt, nach dieser Richtung, indem ihm viele 

Rechte völlig entzogen wurden, nach jener durch die Ab- 

hängigmachung der Giltigkeit einzelner oder aller Regie- 

rungshandlungen von der Zustimmung gewisser Personen, 

eines Familien- oder Regentschaftsrathes, So unzweck- 

niässig alle diese Beschränkungen erscheinen, so sind wir 

dennoch genöthigt, hier das Register derselben zu geben, 

welches immerhin als lUustrirung jener Anschauungen von 

Interesse ist. 

1. Die materiellen Beschränkungen bei der Aus- 
übung der Regierungsrechte sind theils von geringerer Be- 
deutung, wenn sie lediglich die Kategorie der mehr äusser- 
lichen Rechte berühren, der Rechte, welche sich auf die 
Verleihung von Ehren und Würden beziehen. Immerhin 
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kanD bei einer geläuterten Auffassung vom State selbst eine 
scheinbar so unwichtige Beschränkung nicht gerechtfertigt 
werden. Denn die Verleihung eines Adelsprädicates , eines 
Ordens, eines Titels ist keine Sache des Hofes allein, son- 
dern — das wird Jeder zugeben, der eine reinere Auffassung 
des States hat — ist weiter nichts wie die rechtliche An- 
erkennung des besonderen Ehrbegriffes als sittigende Potenz 
im Statsleben, weiter nichts wie eine Würdigung eines 
solchen national verschiedenen, aber tief innerlich mensch- 
lichen Begriffes im Gewände einer pei'sönlichen, vom regie- 
renden Statshaupte gewährten Auszeichnung. Allerdings ist 
es ein persönliches Recht des Fürsten, das Verdienst in 
ausserordentlicher Weise zu lohnen, aber es ist dies doch 
auch nur ein Recht; das sich begreifen lässt aus der ganzen 
Stellung des Monarchen als Darsteller der Statspersönlich- 
keit. Mag gerade dieser Theil des Statsrechtes noch einer 
reineren Entwicklung entgegengehen, so darf man sich durch 
viele nicht wegzuleugnende Missbräuche doch nicht zu einer 
falschen Auffassung verleiten lassen, muss vielmehr die 
inneren Beziehungen in Titeln und Orden, Ehren und 
Würden in einer Weise, wie es Bluntschli, Mohl und Stein 
gethan, zu erfassen suchen. Erklärt man aber diese sog. 
Ehrenhoheit in dieser Weise als ein Monarchenrecht, so folgt 
eo ipso, dass auch dieses auszuüben dem Regenten zustehen 
muss. Wanim soll, wenn einmal der* Ehrbegriff in dieser 
Art in das Statsleben eingeführt ist, vielleicht während 
langer Zeit, während achtzehn Jahren persönliches Verdienst 
nicht gewürdigt werden und jene Ehrenhoheit eine Zeitlang 
völlig ruhen? Man fühlt, das ist eine Auffassung, die dem 
Wesen der Sache fem steht, und daher sind es auch nur 
wenige Staten, welche sie zur Geltung gebracht. Erklärbar 
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ist dies besonders da, wo die Kegentschaft einer Personen- 
mehrheit übeitragen ist. 

Schweden 1809. Hannover 1840, § 23. Württemberg § 15. 

2. Bedeutend bedenklicher sind diejenigen Beschrän- 
kungen, welche sich auf die Amtshoheit beziehen. Nach 
der spanischen Verfassung 1812 durfte die Regentschaft, 
jedoch nur die pi'ovisorische, Beamte nur interimistisch er- 
nennen, in Baiern können sogar während jeder Regent- 
schaft sämmtliche Aemter mit Ausnahme der Justizstellen 
nur provisorisch besetzt, neue Aemter überhaupt nicht ein- 
geführt werden, nach dem Senatusconsult Napoleon's I. von 
1804 durfte der Regent keine Senatoren ernennen und die 
Statssecretäre nicht absetzen, nach dem Senatusconsult von 
1856 kein Mitglied des Regentschaftsrathes entfemen, nach 
der italienischen Verfassung von 1805 sollten Ernennungen 
zu lebenslänglichen Aemtern erst ein Jahr nach Aufhören 
der Minderjährigkeit definitive Giltigkeit erlangen u. s. f. 
Ftir alle diese, wie für die im folgenden aufzuzählenden 
Beschränkungen, gilt fnutatis muiandis das Gleiche, sich ein- 
fach aus dem im Anfang des Paragraphen Gesagten ergebend. 

3. Eine Einschränkung in finanzieller Beziehung 
ist das Verbot, Krongüter zu veräussem (Baiern), heim- 
fallende Lehen zu vergeben etc. 

4. Auch im Verhältniss des States zur Kirche findet 
sich eine Beschränkung: nach dem neuesten englischen 
Regentschaftsgesetze durfte der Regent keiner Bill, welche 
die Gleichheit des Gottesdienstes in der Kirche Englands 
oder die Rechte der Kirche Schottlands schmälern würde, 
seine Zustimmung geben. 

5. Selbst die Entziehung der völkeiTOchtlichen Func- 
tionen ist vorgekommen : so war nach beiden napoleonischen 
Senatusconsulten der Regent nicht selbständig fähig, Krieg 

T. Kirch en heim, Begentschaft. 7 
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zu erklären, Friedens^- und andere Verträge zu schliessen, 
sondern war hierbei an die Zustimmung des Regentschafts- 
rathes gebunden. 

6. Am ehesten berechtigt kann das Verbot einer 
Aenderung der Successionsordnung erscheinen, welches sich 
in einigen Staten findet (England, Hannover, Schwarzburg- 
Sondershausen). 

7. Alle diese Beschränkungen werden in Schatten ge- 
stellt durch die eine, nämlich das Ausschliessen jeder Ver- 
fassungsänderung unter einer Regentschaft, eine Be- 
stimmung, welche mehrfach variirt in einzelnen Staten uns 
entgegentritt 1®). Den ganzen Widersinn einer solchen hat 
man in Wtlrttemberg, Sachsen, Oldenburg, Kurhessen ab- 
zuschwächen gesucht, indem man die Aenderungen in Noth- 
fällen gestattet oder nur formale Einschränkungen, das 
Erfordemiss der Zustimmung der Agnaten etc., die Be- 
schränkung der Giltigkeit auf die Dauer der Regentschaft 
hinzugefügt hat. Wie alle solche Beschränkungen nicht nur 
logisch unrichtig, sondern auch politisch höchst gefährlich 
sind, kann keinem Zweifel unterliegen. In schnelUebiger 
Zeit kann die Entziehung dieser Befugniss ein gewaltiges 
Hemmniss werden: die Aenderung eines Vei*fassungsartikels 
kann oft für das Wohl des States ebenso plötzlich nöthig 
und unaufschiebbar sein, wie eine Operation bei einem Er- 
krankten. 

Die Frage wurde für Deutschland im Anfange dieses 
Jahrhunderts eingehend eröi*tei*t. Dass der Regent befähigt 
sei, auch das Grundsystem des States, wie man fitlher sagte, 
zu ändern und eine Reform der Verfassung vorzunehmen, 
ist zur Evidenz erwiesen in der trefflichen Schrift des da- 
maligen Frivatdocenten Zöpfl, gelegentlich des Streites 
über die Rechtsbeständigkeit der in Braunschweig am 



— 99 — 

25. April 1820 durch den König Georg IV. von England 
als Vormund des minderjährigen Herzogs Karl erlassenen 
neuen Landschaftsordnung. Schon damals gelangte die An- 
sicht, dass der Begent auch in dieser Hinsicht die volle 
Gewalt des Landesherm ausübe, zu allgemeiner Geltung. 
Uebrigens war dies schon im alten deutschen Rechte ein 
anerkannter Gmndsatz, und es war ein ganz leichtfertiges 
üntemehnien , ihn bestreiten zu wollen. Vfie in der alten 
Lehnsverfassung der nicht etwa als Vertreter, sondern föim- 
lich für sich selbst belehnte Vormund gleich einem wirk- 
lichen Vasallen dem Kaiser und Reich verpflichtet war, so 
war er auch vollberechtigt gleich einem regierenden Füi-sten. 
Später Hess die G. B. die Landeshoheit totaliter durch 
den Landesverweser ausüben, die Voimundschaftsordnungen 
der anderen Fürstenhäuser enthielten gleiche Bestimmungen 
und die Tutorien der Kaiser erklärten ausdrücklich, wie der 
Vormund des Landesherrn „dessen Land und Leute mit 
allen ihren Ehren, Würden, Herrlichkeiten und Freiheiten 
inne haben sollte." Und was das ältere Recht und Her- 
kommen und die Theorie des alten Reichsrechts als fest- 
gestellt angenommen, das bestätigte auch die Praxis des 
deutschen Bundes. Die deutsche Bundesakte wurde von 
drei, die Wiener Schlussakte von zwei Regentschaften unter- 
zeichnet, und jene Akte konnten doch nicht blos als Stats- 
verträge, sondern in gewisser Hinsicht als Fundamental- 
gesetze betrachtet werden. Es muss heute als anerkannt 
gelten, dass der Regent gerade so wie der Landesherr 
„Fundamentalgesetze" erlassen, das „Grundsystem", die Ver- 
fassung zu ändeiTi befugt ist. 

Wenn sich trotzdem noch immer Verfassungen finden, 
welche dem Regenten diese Befugniss absprechen, so erklärt 
sich das leicht aus der falschen Ansicht, als ob jede Ver- 
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fassungsänderung einer ganz besonderen Form bedürfe. Noch 
hen*8cht ja vielfach die Anschauung, als ob der Erlass eines 
die Verfassung ändernden Gesetzes etwas himmelweit Verschie- i 
denes wäre von dem Erlass eines anderen Gesetzes, als ob 
die Verfassung eines States allein in der so genannten Ver- 
fassungsurkunde ruhe, und ihr Wesen nicht vielmehr in 
jedem einzelnen Gesetze zur Erscheinung und zum Ausdioick 
gelangte. Theilt man diese Ansicht, nach welcher die Mög- 
lichkeit einer Verfassungsändenmg auch sonst von beson- 
deren Formalitäten abhängig gemacht wird, wie vorzüglich 
in Belgien (V. § 131), so ist eine solche Beschränkung des 
Regenten zwar begreiflich: sie ist aber auch oder viel- 
mehr gerade dort völlig unnöthig. 



Wie man auf der einen Seite den möglichen Gefahren 
der Regentschaft vorzubeugen gesucht hat durch Einengung 
der Gompetenz des Regenten, so ist andererseits aus dem Miss- 
trauen gegen denselben, aus der politischen opinio vulgivaga^ 
als wäre der Regierende immer der Feind des States und 
müsste überall controlirt werden, auch die rechtliche Ge- 
staltung einer formellen Beschränkung, das Institut des 
Regentschafts rathes hervorgewachsen, an dessen Mit- 
wirkung und Zustimmung der Regent gewiesen, oft sogar 
gebunden sein soU^^). So unzweckmässig dem modemen 
Statsbegriffe eine solche Einrichtung erscheinen muss; so ist 
dieselbe historisch doch vollkommen erklärbar und für frühere 
Verhältnisse ganz gerechtfertigt. 

In jenen Zeiten, in welchen vielfach die Mutter berufen 
wurde oder eine Mela testameniaria eintrat, bildete oft sogar 
infolge letztwilliger Bestimmung, zuweilen ohne eine solche 
ein Ausschuss der Landstände oder eine Anzahl hoher Be- 
amten einen Beirath des Regenten. £!s lag ja der Gedanke 
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nahe bald die Regierung eines Weibes kräftiger und ange- 
sehener zu machen durch Beigabe politisch gebildeter Männer, 
bald durch ein äusseres Recbtsgebilde anzudeuten dem Volke 
wie dem Regenten selbst, dass er sich nicht ganz und gar die 
Landeshoheit anmasse. Wir finden die Ansätze eines sol- 
chen Kegentschaftsrathes schon in den Anspiüchen der 
Grossen im alten Frankenreiche, wir finden ihn später weiter 
ausgebildet sowol in Frankreich wie in England: schon während 
der Minderjährigkeit Eduard's III. und Richard's IL begegnet 
uns hier der von der Volksvertretung eingesetzte Council ofre- 
gency. Es begegnet uns ein solcher conseil de rigence in meh- 
reren Testamenten französischer Könige, er begegnet uns im 
Testament Karl's X. von Schweden und in vielen älteren 
Rechten. J)ie Ausbildung dieses Institutes begünstigend trat 
hinzu die vormundscbaftsrechtliche Auffassung, welche den 
Familienrath, das consilium propinquorum, als Anknüpfungs- 
punkt darbot. 

So ist es nicht zu verwundern, dass wir heute noch in 
den meisten Staten die Einrichtung des Regentschaftsrathes 
finden, entstanden aus dem Rathe der höchsten Statsbeamten 
oder aus einem Ausschuss der Landstände oder aus dem 
conseil de famille, welchen das französische Recht besonders 
ausgebildet hat, oder selbst von allen diesen Elementen etwas 
in sich enthaltend. Von den deutschen Staten haben aus 
vergangenen Zeiten dies Institut in die neueren Verfassungen 
hinübergenommen: Baiern, wo das Statsministerium diese 
Functionen versieht, Sachsen desgleichen, jedoch mit Zu- 
ziehung des Familienrathes für den Fall von Verfassungs- 
änderungen. Altenburg lässt das Statsministerium nur ein- 
treten, wenn nicht ein Rath von drei Mitgliedern eniannt 
^st Auch die hessische Verfassungsurkunde kannte einen Bei- 
rath von vier Mitgliedern, welcher 1852 natürlich mit dem 
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gesammten historischen Rechte weggestrichen wurde. Die 
meisten übrigen deutschen Staten haben jedoch, getragen 
von statsrechtlicheren Ideen, der Beibehaltung eines solchen 
Instituts entsagt. 

Von den fremden Rechten kommen — sieht man ab von 
einzelnen Bestimmungen, wie des § 24 der holländischen 
Verf. V. 1806 — hauptsächlich Russland, England und Frank- 
reich in Betracht. Im erstgenannten Reiche besteht der Re- 
gentschaftsrath aus sechs Pei*sonen, welche der Czar selbst 
wählt. In Frankreich ist das Institut, über welches schon 
gelegentlich des Testamentes Ludwig's XIV. disputii-t wurde, 
nach gesetzlicher Fixirang im Senatusconsult des ersten 
Napoleon im Regentschaftsgesetze von 1856 wieder aufgelebt. 
Dasselbe bestimmte, dass stets ein Regentschaftsrat]^ zu bilden 
sei, und zwar zunächst durch Ernennung des Kaisers, nur 
mangels solcher aus den zwei nächsterbberechtigten Prinzen 
und einigen vom Senate ernannten Mitgliedern. Das englische 
Recht endlich hat mehrfach den Regentschaftsrath gekannt, 
bis man denselben 1831 endgiltig fallen liess, zu dieser Ab- 
weichung von den früheren Beispielen durch den politisch 
und statsrechtlich wahren Gedanken geleitet, der Regent 
bedürfe zur Aufrechterhaltung des königlichen Ansehens 
der unabhängigen Uebung der Kronprärogative mehr als 
der König selbst! 

Genügt das Gesagte über den Regentschaftsrath im 
Allgemeinen und insbesondere über seine Zusammen- 
setzung, so ist über seine Befugnissein den verschiedenen 
Staten wenig hinzuzufügen. Die meisten Rechte drücken sich 
sehr vag aus, indem sie etwa sagen, es darf nichts Wichtiges 
ohne den Regentschaftsrath geschehen. Andere verlangen die 
Zustimmung desselben nur in einzelnen Fällen. Am be- 
stimmtesten ist hier wieder das Recht des französischen 
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Kaiserthums : während 1804 das Gutachten des Begentschafts- 
rathes bei Gesetzesvorschlägen, bei Erkläi-ung von Krieg, 
Abschluss von Frieden etc. verlangt wurde, fügte diesen 
Fällen das Senatusconsult von 1856 noch das Hecht hinzu, 
über die Frage der Verheirathung des Kaisers zu entscheiden. 
So alt nun und so ausgebildet vielfach dieses Institut 
des öffentlichen Rechts ist, so bedarf es wol nicht von Neuem 
der Hervorhebung, dass, mag es für andere Verhältnisse 
passend sein, es mit einer constitutionellen Monarchie sich 
nicht verträgt. 

Es kann am Schlüsse dieses Paragi'aphen nur wieder- 
holt werden, dass eine ungetrübte statsrechtliche Auffassung 
keine dieser, materiellen oder formellen, Beschränkungen 
aus dem Wesen der Regentschaft folgern kann, dass vielmehr 
der Regent alle Rechte des verhinderten Monarchen gleich 
diesem auszuüben befugt und vei-pflichtet ist. ^o) Der einzige 
Untei-schied, welcher jedoch für das practische Leben nahezu 
bedeutungslos, ist der, dass der Regent, obwol die Regent- 
schaft kraft eigenen Rechtes ihm zusteht, fonnell „im 
Namen" des behinderten Monarchen handelt. Während 
früher der Monarch häufig als selbsthandelnd genannt wird, 
im Allgemeinen aber keine festen Grundsätze galten, während 
dann Ende des Mittelalters der Regieiningsvormund im eigenen 
Namen zeichnete, ja selbst Münzen auf seinen Namen prägen 
Hess, haben die neueren Verfassungen meist ausdrücklich 
bestimmt, dass der Regent formell die Regierung „im Namen" 
des vertretenen Füi-sten führt 2^). 

§ 13. DIE PERSÖNLICHE RECHTSSTELLUNG DES 

REGENTEN. 

Hatten wir bisher lediglich die Regierungsrechte des 
Reichsverwesers ins Auge gefasst *und gesehen, dass er die- 
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selben in gleichem Masse wie der Monarch selbst ausübe, 
so fragt es sich noch, ehe wir unsere allgemeine Betrachtung 
beschliessen, inwiefern die sog. persönlichen Bechte des Mo- 
narchen dem Regenten zustehen; und zwar sind besonders 
zwei Punkte von Interesse, ob der Regent die Unver- 
letzlichkeit und die Unverantwortlichkeit gleich 
dem Monarchen zu beanspinichen habe, 

Die Frage, ob dem Regenten Unverantwortlich- 
keit zuzusprechen, ist einfach zu bejahen, obwol auch 
hierbei die Meinungen noch getheilt sind**). Es ist 
zwar kein Streit darüber, dass der Regent nicht zur 
Verantwortung gezogen werden könne, während der Regent- 
schaft: wie aber nach Aufhören dei-selben? Von deutschen 
Publicisten erklären sich jetzt die Mehrzahl für Fortdauer 
der Unverantwortlichkeit, doch auch eine Reihe gewich- 
tiger Stimmen dagegen; und ebenso sind die Bestimmungen 
der Verfassungen getheilt. Die Frage ist eng zusammen- 
hängend mit der, ob der Regent Unterthan bleibt, ist im 
Grunde dieselbe, und daher gelangt z. B. G. Meyer, welcher 
letztere bejaht, ganz consequent zur Leugnung der Unverant- 
wortlichkeit. Unserer Auffassung nach ist das Gegentheil 
richtig. Es böte sich hier Gelegenheit, die Definitionen von 
der Rechtsstellung des Regenten, die schon in § 8 berührt 
wurden, zu kritisiren : da jedoch im Giiinde die Rechtsstellung 
des Regenten genügend klar ist, käme dies auf müssigen 
Woi-tstreit hinaus. Der Regent übt alle Rechte, die gesammte 
Gewalt des Statshauptes aus: er nimmt eine ganz eigene 
Stellung ein, er ist weder König noch Unterthan: es wäre 
einseitig, wollte man darauf bestehen, nur diesen Gegensatz 
zu betonen und durchaus verlangen, er solle das eine oder 
das andere sein, der Regent ist ein drittes, seine Stellung ist 
begrifflich eine durch und durch exceptionelle : warum soll er 
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da doi-chaus „üntei-than** oder „Oberhaupt" sein? Er ist 
„Regent". Wenn H. Schulze ihn als interimistisches Stats- 
oberhaupt bezeichnet, so kann das zwar kaum niissver- 
standen werden, da hier in adjecto die deutliche Qualification, 
des Begriffes liegt: und es wäre verfehlt Worte zu klauben 
und polemisirend daran zu mäkeln : aber m. E. dürfte viel- 
leicht jene Bezeichnung noch zutreffender werden, wenn man 
sagte, der Regent ist gleich dem Statsoberhaupte, weil nicht 
der qui alieno nomine poiestatem gerit. Dominus est, sed is 
cuitis mandata gerit fSippol. a Lapide). In der Sache 
kommt das ziemlich auf Eins hinaus. Der Begent ist 
eben ein vicarius^ er hat diejenige Stellung, die der Römer 
treffend mit y^vice fungi^ ausdrückt: er ist, wie dies z. B. 
Bosch-Kemper präcis darstellt, gleich dem Könige, aber er 
ist kein König. Fast kommt schon dies auf einen Wortstreit 
hinaus, doch schien es grade wünschenswerth diesem Para- 
giaphen, für den allein practische Folgei-ungen aus solcher 
Präcisirung gezogen werden können, eine derartige Bemer- 
kung voraufzuschicken. 

Es ist offensichtlich, dass hieraus sich nur für die höchst 
persönlichen Rechte Consequenzen ergeben: die Unverant- 
wortlichkeit ist aber nicht ein an der Person als solcher 
klebender Begriff, sie liegt vielmehr in der Institution. Sie 
ist kein persönliches Recht, das der Regent auch nur einen 
Augenblick entbehren könnte, vielmehr ein subjectives Cor- 
relat des Regiemngsrechtes, mit dessen Ausübung es so eng 
verwachsen, dass weil diese vom Regenten voll und ganz 
erfolgt, auch jenes eo ipso ihm zustehen muss. 

Ist der Regent gleich dem Statshaupte, so folgt daraus 
ohne Weiteres nicht nur die politische Unverantwortlichkeit 
(welche die Gegner allenfalls noch zugeben), es muss auch 
die strafrechtliche statuirt werden : auch in dieser Beziehung 
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ist er gleich dem Könige, denn es gibt keine Macht über 
ihm. Wenn man sagt, der Grund, dass das Statshaupt nicht 
rechtlich zur Verantwortung gezogen werden könne, liege 
darin, dass kein Richter über ihm stehe, sei ein formaler, so 
ist das einseitig, vielleicht unrichtig: der Grund ist ein ma- 
terieller, weil die Monarchenwürde keine rechtliche Verant- 
wortlichkeit verträgt. Und wie der Monarch als Statshaupt 
com do no wrong, so ist der Begent gleich dem Statshaupte, 
unverantwortlich. Allerdings wird dieser im Momente seines 
Rücktritts von der Regentschaft Unterthan, er wird es aber 
nicht so zu sagen mit rückwirkender Kraft. Was er als 
Regent gethan, hat er noch in der Ausübung der Rechte 
des Statshaupts gethan. Das monarchische Princip erschüt- 
tern durch Construirung einer Verantwortlichkeit an dieser 
Stelle wäre weit schlimmer, als wenn wirklich einmal ein Re- 
gent auch die schwerste Strafthat begehen sollte. Nach den 
Gesetzen der Zeit, in welcher sie begangen, wird regelmässig 
jede That beurtheilt. In der Zeit aber, wo der Regent als 
solcher eine Missethat begeht, ist er gar nicht ein dem stat- 
lichen Strafrechte unterworfenes Subject, vielmehr, gleich- 
wie der Monarch Ivxog xiov vo^wv : es wäre juristisch unmög- 
lich, ihn später einer Handlung anzuklagen, die vielleicht 
unmoralisch, aber jedenfalls keine Strafthat wäre. 

Die zweite schwierigere Frage ist die von der „Unver- 
letzlichkeit'' des Regenten, die Frage, ob der Regent durch 
dieselben Strafgesetze geschützt werden solle, wie der Monarch. 
Hierbei ist vor allem hervorzuheben, dass es sich um 
zwei ganz verschiedene Dinge handelt. Die Strafthaten, 
welche den Monarchen als Object haben, sind wesentlich 
zweierlei: Hochverrath und Majestäts Verletzung, und hier 
handelt es sich also einmal darum, ob durch Tödtung etc. des 
Regenten ein Hochverrath begangen werden kann, 
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anderei-seits ob an ihm eine Majestäts Verletzung mög- 
lich ist? 

Nach positivem deutschem Strafrechte ist frei- 
lich die Frage nicht zweifelhaft. Ein Hoch verrath durch 
Tödtung des Regenten ist nicht möglich. Im R.Str.6.6. § 80 
ist nur der Kaiser und der Landesherr genannt, und man 
muss der Meinung John's beipflichten, dass der Richter an- 
zunehmen hat, der Gesetzgeber habe nur den Kaiser nennen 

wollen. 

John in v. HoltzendorfTs Handbach III. p. 12. Anm. 3. 

Zwar kein Gegner der Extensivinterpretation im Strafrecht 
überhaupt, glaube ich doch selbige nur höchst vorsichtig zu- 
lassen zu dtlifen : hier ist sie jedenfalls unzulässig. „Kaiser'' 
oder „LandesheiT" sind so tlber jedem Zweifel erhabene Begriffe, 
dass eine ausdehnende Auslegung hier offenbare Gesetzes- 
verletzung wäre. Ebenso war es in den früheren deutschen 
Strafgesetzbüchern, wenn der Ausdnick „König" oder „Lan- 
desherr" gebraucht wurde, während das Wort „Statsober- 
haupt" schon Zweifel erwecken konnte. Wie diese Frage, 
so ist de lege lata auch die über die Majestätsverletzung des 
Regenten unschwer zu beantworten, da das RStr.G.B. ihn 
ausdrücklich der Familie gleichstellt (§ 96, 97, 100, 101), 
während andere Rechte auch hier die Anwendbarkeit der 
Bestimmungen über Majestätsverletzung für zulässig er- 
achten. 

Die Wege, welche die anderen Rechte eingeschlagen, 
sind, wie schon oben angedeutet, sehr verschiedene; über- 
blicken wir ausser dem Reichsrechte die Strafgesetzbücher 
verschiedener Staten, so erhalten wir eine Musterkarte, die 
alle nur denkbaren Möglichkeiten aufweist: völlige Ig- 
norimng des Regenten, Erwähnung des Regenten bei Hoch- 
ven-ath oder Majestätsverletzung und gleiche Strafe, Er- 
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wähnung bei beiden Verbrechen aber mildere Strafe, nur 
Gleichstellung bei HochveiTath oder nur bei Majestätsver- 
letzung u. s. f. 28) Welches Princip ist nun das richtige ? Dass 
sich sehr leicht hier vei*schiedene' Meinungen rechtfertigen 
lassen, geht schon zur Genüge aus der Mannigfaltigkeit der ge- 
setzgeberischen Bestimmungen hervor, wie aus der häufigen 
Erscheinung, dass der Specialist des Statsrechts völlige 
Gleichstellung fordert, während der Criminalist oder auch 
der Civilist (z. B. Kraut) dieselbe bekämpft. Eingehendere 
Erörterung eintretenden Falles einer speciellen strafrecht- 
lichen Skizze vorbehaltend, glaube ich hier nur folgendes 
andeuten zu müssen. 

Wie gesagt, dürfen die beiden Fragen in Bezug auf Hoch- 
veiTath und Majestätsverletzung nicht vermischt werden. 
Allerdings aber sei vorausgeschickt, dass deijenige, welcher 
annimmt, die Scheidung von diesen beiden Delicten sei keine io 
ihrem Wesen liegende, sondeni lediglich eine Abstufung nack 
der Schwere der That, auch hier ohne Weiteres die Frage 
für beide Fälle wird in gleicher Weise entscheiden können. 
Man wird jedoch kaum in der Behauptung zu weit gehen, 
dass sich die allgemeine Meinung gebildet, hier liege nicht 
ein Grad-, sondern ein Artunterechied vor: freilich nach lan- 
gem Schwanken hat sich überhaupt erst eine Begriffskläiiing 
über diese öffentlichen Verbrechen vollzogen, welche noch 
nicht zum Abschluss gekommen ist. Aus der Mischung der 
perduellio und des republikanischen crimen majestatis war 
im römischen Recht Ein Verbrechensbegriflf entstanden, und 
im germanischen lagen die Wurzeln in der Ven'ätherei 
am Gemeinwesen und im Treubruch am Hei-m: aus diesen 
zwei Mischbegriflfen, dem römischen und dem deutschen, hatte 
dann die mittelalterliche Praxis einen neuen Dualismus her- 
ausgebildet, indem sie Verrätherei und perduellio verschmolz 
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UDd daneben ein neues crimen majestatis entwickelte. Eine 
wirkliche Grenzscheidung ist erst in diesem Jahrhundert erfolgt. 
Kurz gesagt, ist der Hochverrath ein mehr abstractes, die 
Majestätsverletzung ein mehr concretes Delict: der Hoch- 
verrath ist die volle Negation des Statsprincipes, geht auf 
die Vernichtung des States, indem er sich gegen den Monar- 
chen, das Statshaupt, richtet, leugnet hierdurch vollständig 
die Statsidee, während der Majestätsverletzer durch seine 
That den Stat oft nur sehr indirect angi-eift (wie jeder un- 
befangene Praktiker weiss.) 

Die Frage nun, ob durch Tödtung des Regenten Hoch- 
verrath begangen werden könne, wäre m. £. unbedingt zu 
bejahen. Gleichviel wie man den Regenten bezeichnet, 
rechtlich und factisch ist er für diese Frage gleich dem 
Monarchen Statshaupt, er repräsentirt als solcher den Stat, 
ist Träger der allgemeinen Statsgewalt. Der Angiiflf auf 
ihn hat dieselben Zwecke und Folgen, wie auf den Mon- 
archen selbst. Liegt die rechtliche Natur des Hochven-aths 
in der Richtung des verbrecherischen Willens auf die Ver- 
nichtung des States, in dem Angriff auf das Dasein des 
States überhaupt, in dem Angriff auf diejenige physische 
Person, welche als Darsteller der Statsidee erscheint, so ist 
gar kein Grund, einen Hochverrath gegen den Regenten für 
unmöglich zu erklären. Es wäre gar nicht angebracht, 
etwa zurückzugi'eifen auf die Bestimmungen der römischen 
Kaiser, wonach auch an viris illustrihus ein crimen maje- 
statis möglich war, oder anzuknüpfen an die Erörterungen 
des vorigen Jahrhunderts, welche eine quasi perduellio contra 
mmistros prindpis constmirten : aus dem Begiiffe des Hoch- 
verraths, den man wol als Angriff gegen Leib, Seele (Ge- 
biet, Verfassung) und Haupt des States bezeichnet hat, folgt 
ohne Weiteres, dass auch am „interimistischen Haupte'* ein 
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solcher möglich ist. Es kann als grosser Mangel unseres 
R.Str.G.B. betrachtet werden, dass in § 80 und 81 des Re- 
genten nicht gedacht ist, dass ein Hochverrath am kleinsten 
Bundesfürsten; nicht aber am Regenten des Reiches mög- 
lich ist. 

cf. Schulze's Bemerkung, preuss. St.-R., 1. p. 222. Anm. 

Wenn auch eine derartige Handlung ihrer Tendenz noch 
unter § 81, 2—4 fallen kann (cf. Schwarze, Commentar), so 
wäre es doch zuweilen denkbar, dass die Tödtung eines 
Regenten von der Strafe des Hochverrathes frei bleiben 
mttsste. Bei einer Revision des Str.G.B. dürfte eine 
diesbezügliche Hinzufügung unbedingt zu em- 
pfehlen sein. 

Anders fällt die Entscheidung aus für den zweiten Fall. 
Ist ein Verbrechen beleidigter (verletzter) Majestät am 
Regenten möglich? m. a. W. besitzt der Regent die per- 
sönliche Majestät? Schon früher beschäftigte einige 
Schriftsteller diese Frage und in älteren Dissertationen finden 
wir zuweilen kurae Erörterungen, utrum vicarii gaudeant 
majestate? Meist jedoch verhielt man sich verneinend im 
Anschluss an Garpzow, welcher als die drei Requisite der 
Majestät hinstellte, dass sie sei summa, legibus soluta, per- 
petua^*). Auch J. J, Moser verneinte im Allgemeinen, 
indem er in Bezug auf die jura personalia der vonnund- 
schaftlichen Regenten erklärte, es kämen denselben nur 
solche zu, als sie nach ihrem Stande zu beanspiiichen 
hätten. 

Man hat von jeher in dem Rechte des Regenten zwei 
ganz verschiedene Gebiete geschieden .- die Regierungsrechte 
und die persönlichen Rechte. Dass diese Scheidung nicht 
allseitig richtig aufgefasst wurde und wird, ist hier nicht zu 
eröi-teiTi. Klarer für unsere specielle Frage wäre es, viel- 



— 111 — 

leicht die Ausdrücke: äussere und innere, essentielle und 
aecidentielle Rechte, anzuwenden. So richtig es nun ist, kein 
einziges der essentiellen Rechte dem Verweser zu entziehen, 
so wenig ist es unumgänglich nöthig, ihm die persönliche 
Majestät zuzusprechen. Unter jenen sogenannten „persön- 
lichen" Rechten werden oflfenbar zwei ganz vei-schiedene 
Kategorien zusammengefasst: man rechnet dazu die Unver- 
antwortlichkeit, ebenso wie den Anspmch auf Titel etc. Das 
ist nicht ganz con'ect. Die Unverantwortlichkeit ist z. B., 
wie schon angedeutet, ein ganz im Wesen der Monarchie 
liegendes Recht, der Titel, obwol auch er die Monarchen- 
würde hervortreten lässt, eine blosse Foiinalität. Die Probe 
für diese Scheidung in Bezug auf die vorliegende Frage, ist 
einfach die : würde das Wesen der Monarchenstellung durch 
Entziehung eines Rechtes alterirt werden? Lautet die Ant- 
wort bejahend, so steht dies Recht auch dem Regenten zu, 
im entgegengesetzten Falle nicht. Da nun der Monarch 
Monarch bleibt auch ohne Titel und Wappen, ohne Scepter 
und Krone, so hat der Regent hierauf keinen Anspruch ; im 
Allgemeinen ist man auch jetzt darüber einig, dass derartige 
persönliche Rechte, welche nicht Regierungsrechte, sondern 
jiFolge des Besitzes der Statsgewalt" sind, ihm nicht zu- 
stehen. Daraus folgt, dass ebenso wenig im völkeiTechtlichen 
Verkehr dem Regenten die Majestät zukommt, wie sich 
andererseits die Beantwortung der strafrechtlichen Frage 
daraus ohne Weiteres ergibt, dass nämlich der Paragraph 
über die Verletzung des Monarchen nicht zugleich gilt für 
eine Verletzung des Reichsvei-wesers. Richtet sich der H o ch - 
^errath gegen den Monarchen als solchen und steckt im- 
plicüe in jedem Attentate auf die Person des Königs die 
Idee eines Verfassungsumsturaes , so ist die Majestäts- 
^erletzung ein concretisirteres Verbrechen, dessen That- 
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bestand nicht ausgedehnt werden dai-f auf irgend welche 
andere Person. Es ist noch ein überwiegend practischer 
Gesichtspunkt, der diese Entscheidung rechtfertigt: worin 
sollte noch im Augenblicke der Lösung irgend einer Frage — 
wo also die zeitliche Beschränkung ganz iirelevant — ein 
Unterschied zwischen „König" und „Regent" gesehen werden, 
wenn man Letzterem auch des Ersteren persönliche Rechte 
(in diesem Sinne) zubilligte ? Würde dasselbe Strafgesetz den 
Regenten wie den Monarchen schützen, so wäre factisch für 
den Augenblick, da der Richterspmch fiele, kein Unterschied 
mehr zwischen HeiTscher und Regent, was doch nicht ganz 
sachgemäss scheint, und hieifdr besonders findet das Anwen- 
dung, was diesem Abschnitte vorangestellt wurde, dass der 
Regent zwar in Bezug auf das Regiemngsrecht gleich dem 
Statshaupte, aber betrachtet man seine Person, doch nicht 
re Vera Statshaupt ist. 

Damit ist nun natürlich nicht die Frage entschieden, ob 
dem Regenten nicht ein höherer Rechtsschutz zu gewähren 
als den übrigen Mitgliedern der fürstlichen Familie, was 
entschieden nur gebilligt werden kann. In praxi mag es 
dann wol vorkommen, wie es auch heute möglich (cf. § 95 
u. 97 d. R.Str.G.B.), dass in einem concreten Falle eine Be- 
leidigung des Regenten in Waldeck achtzehnmal so hoch 
bestraft wird wie die des Eaisei's : für die theoretische Fest- 
stellung des Gesichtspunktes, für die legislative Bestinmiung 
der Strafart und des Strafrahmens muss als entschieden an- 
genommen werden, dass — zwar ein HochveiTath am Re- 
genten ebenso möglich ist, wie am Monarchen selbst — aber 
eine Verletzung des Regenten, welcher nicht die persönliche 
Majestät hat, hinter der eigentlichen Majestätsverletzung und 
vor der Verletzung von Gliedern der fürstlichen Familie ein- 
zureihen ist. 
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Zum Schlüsse fragt es sich noch, ob dem Regenten be- 
sondere Geldmittel für die Eegentschaftsführung zu bewilligen 
sind. Diese Frage ist im Grande von geringer statsrecht- 
licher Bedeutung. In älteren Zeiten wurde auch hier an 
das Recht der Voimundschaft angeknüpft, als die letztere 
noch tutela usufruduaria war. Später stritt man darüber, 
ob diese für die Regierangsvormünder fortbestehe, veraeinte 
zwar dies, aber war darüber einig, dass der Regent eine 
gewisse Vergütung zu beanspruchen habe. Dies wurde auch 
im neueren Statsrechte anerkannt und ist ausdrücklich in 
einigen Verfassungen ausgesprochen. Theils ist die Quote, 
welche von der Civilliste zu erheben, ein für alle Mal fest 
bestimmt worden, theils wird festgesetzt, dass dies zu ge- 
schehen habe durch den gesetzgebenden Körper oder durch 
den Regentschaftsrath, theils wurde sie, wie in England 1812, 
speciell bewilligt. Im Allgemeinen müssen die Kosten aus 
der Civilliste bestritten werden. ^^) 

Damit hätten wir die wesentlichen Punkte des Rechtes 
der Regentschaft im Allgemeinen erörtert, einen 
geschichtlichen Ueberblick gewonnen, die innere 
Natur dieser statsrechtlichen Institution festgestellt wie 
die Einzelheiten des juristischen Begriffs kennen 
gelernt : es sei gestattet, uns in einem besonderen Abschnitte 
• der Betrachtung der Regentschaftsgrundsätze im neuen deut- 
schen Reiche zuzuwenden und für die Darlegung derselben 
die Aufmerksamkeit des Lesei-s noch kurze Zeit zu erbitten. 
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EDtEXTS4: HAFT BI EOCHE. 



§ 14. GRUNDSÄTZE ÜBER DIE REGENTSCHAFT IM 
DEUTSCHEN REICHE DER GEGENWART. 

Anm. Für die Darstellong ist die Form eines Vortrages als ge- 
eignet erachtet worden. Literatur und Bemerkungen sind zu- 
sammengefasst im Anhang Note 26 a. b. 

Welche Rechtsgrundsätze über die Regentschaft im neuen 
Deutschen Reiche die massgebenden sein sollen, diese Frage 
scheint auf den ei*sten Blick einfach zu entscheiden: der 
unbefangene Beurtheiler hat *die Beantwortung schnell bei 
der Hand — und doch betrachtet man die Sache mit dem 
Monocle des Juristen und hält man die einzelnen Bestimmun- 
gen der preussischen Verfassungsurkunde, an deren Anwen- 
dung man zunächst denkt, mit den föderativen Principien zu- 
sammen, so können Zweifel nicht ausbleiben, und man wird 
mit R. y. Mohl zugestehen müssen, dass hier Schwierigkeiten 
auftauchen, an welchen man nicht ohne Weiteres vornehm 
voinbergehen kann. Die meisten neueren Schiiftsteller des 
Reichsrechts thun allerdings die Frage sehr kurz ab, offen- 
bar einer inneren Eingebung folgend: nur H. Schulze in 
seinem preussischen Statsrechte, in dem Abschnitte, welcher 
das Verhältniss Preussens zum Reiche behandelt, tritt einen 
förmlichen Beweis an, und doch ist es gerade dieser allver- 
ehrte Lehrer des Statsrechts, welcher eine ausführlichere 
Erörtenmg dieser Frage — wie schon im Vorworte bemerkt 
wurde — für sehr wünschenswerth erklärte und durch wel- 
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„Seltenheit" ein sehr relativer Begi-iflf, denn überblickt man 
nur ein Jahrtausend, einen so kleinen Abschnitt für statliche 
Begriflfe, so finden sich schon genug Fälle, dann aber wird die 
Seltenheit der Angelegenheit reichlich aufgewogen durch 
deren Wichtigkeit, und schliesslich ist es überhaupt nicht Sache 
der Wissenschaft zu fragen, ob ein Fall selten oder häufig 
eintritt: vielmehr ist es ihre hohe Aufgabe und grade die 
der Stats Wissenschaften — weil im Statsleben jede Einzel- 
heit von unberechenbarstem Einflüsse auf Millionen — auch 
seltnere Fälle ihrer Betrachtung zu unterziehen, damit falls 
ein solcher einmal in die Wirklichkeit tritt, durch seine gleich- 
sam ideale Präexistenz jeder Zweifel im Voraus gehoben und 
durch zeitige wissenschaftliche Erörtemng gefährlichen Zu- 
ständen, wie leichtfertiger Entscheidung unter dem Zwange 
des Augenblicks und dem Drange der Verhältnisse vorge- 
beugt ist. 

Wenn dann wirklich solche Divergenzen, wie die oben 
angedeuteten, vorliegen, so wird eine Untersuchung um so 
angebrachter sein in einer Zeit, wo sie scheinbar am wenigsten 
„practisch", und wird nicht ganz werthlos sein, wenn sie 
versucht jene Zweifel dauernd zu beseitigen. Denn wo dies 
nicht bei Zeiten geschieht, so würde eintretenden Falls — 
das ist Vieler feste Ueberaeugung — der negative, kritische, 
paiticularistische , mit einem Worte der ewig nörgelnde 
kleinstädtische Deutsche, der jede Gelegenheit zur Schärfung 
innerer Gegensätze benutzt, an allen Ecken und Enden, in 
Winkelblättern und Flugschriften, in Kannegiessereien und 
Intei-pellationen hervortreten und sich berufen auf die oben 
citirten Schriftsteller. Ich sehe schon jene Artilkel: „unter 
den vielen Gewährsmännern nennen wir nur den zweifelsohne 
bedeutendsten deutschen Statsrechtslehrer Robert von Mohl" 
oder „selbst der gründlichste Kenner des preussischen Ver- 
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malistischen Untei'suchung darauf zurückkommen werden. 
Auerbach nämlich hält sich lediglich an den Wortlaut und 
ist der Ansicht, dass nach norddeutschem Bundesrechte „die 
bezüglichen Bestimmungen der preussischen Verfassung über 
Thronfolge und Reichsverwesung auf den norddeutschen 
Bund übertragen sind, da diese Bestimmungen mit der Krone 
Preussen schlechtweg im innigsten Zusammenhange stehen ^S 
— während er nach der Redaction des Art. 11 der Reichs- 
verfassung glaubt, dass die preussischen Bestimmungen über 
Reiehsverwesung nach der nunmehrigen Fassung des qu. Ar- 
tikels auf das Reich keine Anwendung finden. 

Von dieser mehr äusserlichen Auffassung mag vorläufig 
noch abgesehen werden. Mehr Beachtung verdient schon als 
das Prototyp der Commentation des öffentlichen Rechtes, 
L. V. Rönne, welcher die Anwendbarkeit der preussischen 
Bestimmungen auf das Reich für ganz unmöglich erklärt. 
Nach dem preussischen Statsrechte steht bei Verhinderung 
des zur Regierung Berufenen die Regentschaft dem nächsten 
volljährigen Agnaten zu: dieser hat die Kammern zu be- 
rufen, welche über die Nothwendigkeit einer Regentschaft 
beschliessen. Falls kein volljähriger Agnat vorhanden und 
nicht bereits vorher gesetzliche Füi-sorge getroffen, so beruft 
das Statsministerium die Kammern, und diese wählen einen 
Regenten: bis zu dessen Antritt führt das Statsministerium 
die Regierung. Diese Bestimmungen lassen sich nach Rönne's 
Ansicht nicht ohne Weiteres auf das Reich übertragen. „Dem 
steht schon entgegen, dass es nicht zulässig sein würde, die 
beiden Häuser des preussischen Landtages zur Entscheidung 
über die Nothwendigkeit einer Regentschaft für das Reich 
zu berufen, und wenn kein volljähriger Agnat vorhanden, 
den Regenten durch die beiden Häuser des Landtages er- 
wählen zu lassen, sowie auch die Regiei-ung des deutschen 
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Reiches provisorisch durch das preussische Statsimnisterium 
führen zu lassen. Vielmehr muss angenommen werden, dass 
im Falle für Preussen die Nothwendigkeit einer Regentschaft 
eintritt, die Frage für das Deutsche Reich nur durch 
Reichsgesetz würde geregelt werden können." Von diesem 
Grundgedanken ausgehend erklärt Rönne das Fehlen dies- 
bezüglicher gesetzlicher Bestinmiungen für einen wesentlichen 
Mangel und die rechtzeitige Ausfüllung dieser Lücken durch 
ein Reichsgesetz für unumgänglich nöthig. 

Sind hier schon die erheblichen Punkte, welche in Jedem 
Zweifel erregen müssen, hervorgehoben, so hat dies Mo hl 
noch weiter ausgesponnen, und will man der eben angeführten 
Meinung vielleicht noch nicht sehr hohen Werth beimessen, 
so wird man nicht umhin können, die Ausfuhmngen des ge- 
waltigen süddeutschen Statsgelehrten genauer zu ei*wägen. 
Mohl betont vor allem in diesem Falle den Gegensatz der 
politischen und der Rechtsfrage. 

Dass politisch betrachtet eine verschiedene Vertretung 
des Königs von Preussen und des Kaisers höchst bedenklich 
wäre, ist nicht zu leugnen. Anders aber liege — so dedu- 
cirt Mohl — die Rechtsfrage: die Voi-schriften der preussi- 
schen Verfassung seien nicht für das Reich berechnet, können 
von diesem „nicht stillschweigend hingenommen werden". 
Das Hauptgewicht wird hier naturgemäss auf diejenigen Be- 
stimmungen gelegt, welche den preussischen Kammern und 
dem preussischen Statsministerium die Entscheidung und 
Gewalt geben, und fassen wir da die Quintessenz der 
Mohl'schen — wie auch der Rönne'schen — Deductionen 
zusammen, so müssen wir zugestehen, dass hier allerdings 
sich unüberwindliche Schwierigkeiten aufzuthünnen scheinen. 
Ist es nicht wunderbar, dass in jedem Falle die preuss- 
ischen Kammern die Nothwendigkeit einer Regentschaft im 
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Deutschen Reiche constatiren, die Vertretung eines Ein- 
zelstates über die Regierung der deutschen Statenge- 
sammtheit — absichtlich wähle ich keinen andem Ausdi-uck •— 
entscheidet, möglichei'weise sogar die Person des Regenten 
bestimmt? Ist es nicht noch sonderbarer, dass das preuss- 
ische Statsministerium die interimistische Regierung des 
Reiches führen soll? Können überhaupt Regiei-ungshand- 
lungen des preussischen Statsministeriums für das Reich 
rechtliche Bedeutung haben? Wäre da nicht vielmehr der 
Reichskanzler die Persönlichkeit, welcher die provisorische 
Leitung zu übertragen wäre? Solche und ähnliche Fragen 
drängen sich auf, sobald man genauer zuschaut ; und ei*wägt 
man das immerhin eigenthümliche Moment, dass die Ent- 
scheidung über eine der wichtigsten Fragen des öffentlichen 
Bechts im Reiche getroffen werden soll durch die Organe 
eines Einzelstates, ohne sich an das föderative Element des 
Reiches, den Bundesrath, ohne sich an das nationale, den 
Reichstag, zu kehren, zieht man feraer in Betracht, dass 
verschiedene Bestimmungen im Reich und in Preussen, welche 
die Möglichkeit einer Verschiedenheit der Pei*son des Re- 
genten offen Hessen, dem Wesen der Verfassung widersprächen, 
so wird man mit Mohl unschwer zu dem ceterum censeo 
verleitet, dass eine reichsgesetzliche Regelung dieser Fragen 
unumgänglich nöthig, ein wissenschaftlicher Vei-such diese 
Zweifel zu heben sehr angebracht sei. 

Es liegt in dem Gesagten, in den angedeuteten Diver- 
genzen schon die Rechtfertigung für den schwachen Versuch, 
welcher hier geboten wird. Man ist geneigt besondere Ent- 
schuldigungen der Behandlung der Regentschaft voraufzu- 
schicken : es ist dies im Grunde nicht nöthig. Die Seltenheit 
der Fälle (eine beliebte Phrase) ist kein Grund, die wissen- 
schafüiche Behandlung zu unterlassen: einmal ist diese 
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„Seltenheit" ein sehr relativer Begriflf, denn überblickt man 
nur ein Jahrtausend, einen so kleinen Abschnitt für statliche 
Begrifife, so finden sich schon genug Fälle, dann aber wird die 
Seltenheit der Angelegenheit reichlich aufgewogen durch 
deren Wichtigkeit, und schliesslich ist es überhaupt nicht Sache 
der Wissenschaft zu fragen, ob ein Fall selten oder häufig 
eintritt: vielmehr ist es ihre hohe Aufgabe und grade die 
der Statswissenschaften — weil im Statsleben jede Einzel- 
heit von unberechenbarstem Einflüsse auf Millionen — auch 
seltnere Fälle ihrer Betrachtung zu unterziehen, damit falls 
ein solcher einmal in die Wirklichkeit tritt, durch seine gleich- 
sam ideale Präexistenz jeder Zweifel im Voraus gehoben und 
durch zeitige wissenschaftliche Erörteiiing gefährlichen Zu- 
ständen, wie leichtfertiger Entscheidung unter dem Zwange 
des Augenblicks und dem Drange der Verhältnisse vorge- 
beugt ist. 

Wenn dann wirklich solche Divergenzen, wie die oben 
angedeuteten, vorliegen, so wird eine Untersuchung um so 
angebrachter sein in einer Zeit, wo sie scheinbar am wenigsten 
„practisch", und wird nicht ganz werthlos sein, wenn sie 
versucht jene Zweifel dauernd zu beseitigen. Denn wo dies 
nicht bei Zeiten geschieht, so würde eintretenden Falls — 
das ist Vieler feste Uebei-zeugung — der negative, kritische, 
paiticularistische , mit einem Worte der ewig nörgelnde 
kleinstädtische Deutsche, der jede Gelegenheit zur Schärfung 
innerer Gegensätze benutzt, an allen Ecken und Enden, in 
Winkelblättern und Flugschriften, in Kannegiessereien und 
Intei*pellationen hervortreten und sich berufen auf die oben 
citirten Schriftsteller. Ich sehe schon jene Artilkel: „unter 
den vielen Gewährsmännern nennen wir nur den zweifelsohne 
bedeutendsten deutschen Statsrechtslehrer Robert von MoW** 
oder „selbst der gründlichste Kenner des preussischen Ver- 
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fassungsrechtes, der Gommentator tlot «^o^i^y, Ludwig y. Bonne 
ging als guter Preusse nicht einmal so weit" u. s. f. mutatis 
mutandism der Presse des dritten Jahilausends, ... ich will diese 
Bilder der Zukunft nicht weiter ausmalen, welche keinem Ken- 
ner der Parteien in allen Gauen unseres Vaterlandes auffallend 
erscheinen werden. Aber das ist gewiss, dass falls nicht bei 
Zeiten endgiltige Entscheidung erfolgt, Zwiespalt sich allei'orten 
zeigen wird : erlassen sei es von Neuem hinzuweisen auf die 
bedenklichen Zustände, welche fast jede Kegentschaft bisher 
mit sich gebracht; denn über die Wichtigkeit und Noth- 
wendigkeit einer über allen Zweifel erhabenen Entscheidung 
an diesem Punkte des Statsrechts braucht wol kein Wort 
mehr verloren zu werden. 

Wenn bei einer solchen Bedeutung einer doch offenbar 
nicht ganz sicheren Frage sich noch der Wunsch bedeutender 
Statsgelehrter kund thut, dass eine genauere Betrachtung 
sehr am Platze, so muss eine solche irgend welche Bedenken 
erwecken, wenn nirgends eine Neigung sie anzustellen vor- 
liegt. Trotz dem Wunsche Mohl's, trotz dem Preisaus- 
schreiben der Heidelberger Facultät ist keine derartige 
Arbeit unteniommen. Woran liegt das? Es hen'scht offen- 
bar dämm eine Abneigung — bei grösseren Publicisten wie 
bei Anfängern — gegen eine solche Untei-suchung, weil das 
Resultat, so vermeint man, klar beim ersten Durchdenken 
sich ergibt. Nun, scheint das Endergebniss zweifellos, dann 
ist es gi-ade um so schwieriger die Gegner zu überzeugen. Aber 
es gibt solche Gegner, und jener erste Gedanke ist doch 
mehr die erste subjective Eingebung, die dem nüchternen 
Juristen nichts nützt. Wer sagt denn, dass die erste Ein- 
gebung eines Anderen nicht anders ist? Da kommt es also 
darauf an die ganze Frage so zu beleuchten, dass alle 
Zweifel gehoben werden. Mag die scheinbare Einfachheit 
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der Frage eine grosse sein, so ist es offenbar diese, in welcher 
zugleich die Schwierigkeit ruht: darauf wird Jeder, welcher 
in wissenschaftlicher Thätigkeit bewandert ist, rücksichtigen, 
wenn hier ein schwacher Versuch gemacht wird, mit Hin- 
blick auf die jetzt kennen gelernten Meinungen diese bisher 
noch nicht näher behandelte Controverse zu lösen und die Ginind- 
sätze, welche über die Regentschaft im Deutschen Reiche 
gelten, aufzustellen. 

Wer könnte zunächst nach dem Wortlaut der Ver- 
fassungsbestimmungen als Rögent im Reiche bezeichnet 
werden? Ist zwar m. E. eine so strict formalistische Inter- 
pretation der Gesetze, wie beim Privatrecht, im Statsrechte 
nicht immer möglich und nur unter ganz idealen Verhält- 
nissen denkbar, so muss man doch stets zunächst den Ver- 
such machen von der Auslegung des Buchstabens auszu- 
gehen. Dass sie oft nicht genügt, ist weniger häufig ein 
Mangel im Gesetze, als vielmehr die nothwendige Lücken- 
haftigkeit alles Menschlichen, die in der Natur der Dinge 
liegende Foitbildung der Verhältnisse, die immerwährende 
Zeitigung neuer Ideen durch das wirkliche Leben. Zunächst 
hat man aber vom , juristischen" Standpunkte den Wortlaut 
zu erfassen. Da lässt uns im vorliegenden Falle die Reichsver- 
fassung vollkommen im Stich, da eines „Regenten" mit keiner 
Silbe gedacht wird. Noch eher hätte man ;aus der Verfas- 
sung des norddeutschen Bundes herausintei-pretiren können, 
dass dem Regenten Preussens die deutschen Regierungsrechte 
zuzusprechen seien. Dort hiess es : „das Präsidium des Bundes 
steht der Krone Preussen zu, während in der Reichsverfassung 
der „König von Preussen" allein genannt ist. Es kann aber 
als ausgemacht gelten, dass eine materielle Aenderung hier 
nicht beabsichtigt worden : dies ist wenigstens die allgemeine 
und wol dem Wesen der Sache auch entsprechende An- 
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sieht. Wenn man nuD auch die Meinung Auerbach's, welcher 
hierin eine materielle Aenderung erblickt, verwerfen muss, 
so ist doch eine derartige am Worte klebende und klaubende 
Auffassung nach der heute üblichen Art und Weise das 
Statsrecht zu behandeln, gar nicht so ungeheuerlich, wie es hier 
vielleicht gerade scheint, ja die Gelehrten sind noch gar nicht 
einig darüber, ob nicht die Aufgabe des geschriebenen 
Rechtes — auch des öffentlichen — eine derartige ist, dass 
man die genaueste Präcisining verlangen kann. So möchte 
ich, zwar von der Ansicht ausgehend, dass bei dieser wie 
jener Fassung des Art. 11 die Entscheidung über die Re- 
gentschaftsfrage gleich zweifelhaft oder gleich unzweifelhaft, 
und dass, wer nach dem Wortlaut der Reichsverfassung die 
naturgemässe Anwendung der preussischen Bestimmungen 
leugnet, dies auch nach norddeutschem Bundesrechte mit 
selbem Fug hätte thun können, zugleich aber meinend, dass 
das Recht nie klar genug sein kann, hier mit Mohl ein de- 
claratorisches Reichsgesetz bezw. die Einfügung eines kurzen 
Satzes nicht gerade für überflüssig erklären. 

Was übrigens jene Aenderung von „Krone'' in „König" 
betrifft, der m. E. keine Bedeutung beizulegen, so möchte 
ich doch in parenthesi bemerken, dass auch dämm eine 
Auffassung wie die Auerbach'sche nicht so gar ungerecht- 
fertigt erscheinen darf, da ein Grund zu jener Aenderung 
absolut nicht vorlag. Wenn in den meisten Werken, wenn 
selbst bei Laband es heisst, dass diese Fassungsändemng, 
aus welcher man nun gar eine Verfassungsänderung machen 
will, nothwendig war „wegen Hinzufügung eines Re- 
lativsatzes", so werden Sie selbst lächelnd fragen, ob es 
nicht einfacher gewesen wäre, der früheren Verfassung hin- 
zuzusetzen : „der König von Preussen führt den Namen Deut- 
scher Kaiser" und werden wenigstens eine derartige Moti- 



— 126 — 

virung in statswissenschaftlichen Werken nur als Dlustrirung 
für die heutzutage vielfach übliche sich veräusserlichende 
Alt zu deduciren ansehen! Doch dies ist sehr nebensächlich: 
wie dem auch sei, ob eine Fassungsänderung geboten war 
oder nicht, ob man die norddeutsche oder deutsche Verfas- 
sung zu Gmnde legt, in der Sache bleibt es sich gleich, 
und wir nehmen an, dass man zur Evidenz weder dort 
noch hier die Grundsätze aus dem Wortlaute wird ent- 
wickeln können, und dass wir uns lange genug bereits bei 
dem letzteren aufgehalten. Die Gmndsätze müssen sich 
vielmehr ergeben aus dem Wesen des ganzen Reichverfas- 
sungsrechtes. Dann wird es sich auch zeigen, ob eine Lücke 
in demselben wirklich vorhanden oder nur scheinbar, ob eine 
gesetzliche Regelung nöthig, oder ob aus dem Wesen der 
Verfassung eo ipso die Gmndsätze über die Regentschaft 
im Reiche folgen. Der Gang dieser Untersuchung kann 
nach dem Gesagten der völlig gleiche sein, je nachdem man 
den einen oder den anderen Standtpunkt einnimmt. Gleich- 
viel, ob man ein Gesetz für nöthig erachtet oder glaubt eine 
Interpretation genüge hier, die Grundsätze, welche aufzu- 
stellen sind, bleiben dieselben, denn in jedem Falle auch 
eventuell de lege ferenda, müssten sie aus dem Wesen der 
Verfassung hergeleitet werden. Der Unterschied ist nur, 
dass die gleichen Grundsätze von dem Einen als eo ipso aus 
dem Reichsverfassungsrechte sich ergebende, aus ihm heraus- 
zuinterpretirende, von dem Andern zwar auch als dem 
Wesen des Reiches entsprechende, aber doch in einer be- 
sondern gesetzlichen Bestimmung auszudrückende bezeichnet 
werden. 

Die Regentschaft ist eine speciell monarchische zur 
Aufiechterhaltung der Grundgedanken monarchischen Stats- 
rechts geschaffene Einrichtung, welche uns in der Geschichte 
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fast nur in Einheitsstaten entgegentritt. Wir haben daher, 
da* Deutschland der hen-schenden Ansicht nach noch zu den 
zusammengesetzten Statswesen gehört, nicht die Möglichkeit 
in früheren Bechtsgestaltungen Fälle aufzusuchen, 
welche uns eine Analogie böten. Die bisherigen bundes- 
statlichen Gestaltungen trugen durchweg einen republi- 
kanischen Charakter: wo ist der Verein von Staten unter 
Einer Centralgewalt , welcher zugleich ein rein föderatives 
und ein monarchistisches Gepräge trüge? Wir können für 
unsere Frage nicht anknüpfen — ganz zu geschweigen von 
den coi-porativen Gestaltungen des Mittelalters wie von der 
Schweiz und nordamerikanischen Union — an die achäische 
Eidgenossenschaft, denn selbst als dort eine einheitliche Cen- 
tralgewalt, Ein avQaTTjyog »n Stelle der zwei Führer trat, 
^ar dies mehr ein gewählter Beamter: hinwider der zayog 
der Thessalier war mehr König als Präsident einer Föderation. 
Im deutschen Mittelalter aber sehen wir, sobald das 
monarchische Element in den Vordergrund tritt, das cor- 
porative sich nicht mit ihm verbinden, vielmehr vor ihm 
verschwinden : als Edzard Cirksena an die Spitze der Friesen 
trat und später sein Bruder zum erblichen Fürsten erhoben 
wurde, da war es vorbei mit der Friesen fi*eier Einung. 
Man dächte vielleicht in diesem Jahrhundert an die Regent- 
schaft in Mexico 1823: sie war aber nur ein Uebergang zu 
der (mit dem 4. Oct. 1824) zum Abschluss gelangten republi- 
kanischen Verfassung. Kurz und gut in diesen hier natür- 
lich nur anzudeutenden Gestaltungen ist an eine Analogie 
gar nicht zu denken. Eine solche könnte nun vielleicht ver- 
muthet werden in zwei Vereinigungen früherer Rechte, in 
den vereinigten Niederlanden unter dem Hause Oranien und 
im alten Deutschen Reiche, zusammengesetzten Statswesen 
mit monarchischer Spitze. Aber braucht wol von Neuem da- 
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ran erinnert zu werdet; wie unstatthaft ein Zurückgreifen 
auf das ältere deutsche Recht wäre, wie der jetzige „Kaiser"' 
nichts als den Titel gemein hat mit dem statsrechtlichen 
Jammergebilde des bis auf sein itis repraesentoMonis omni- 
modae und bis auf seine 13 884 Gulden 32 Kreuzer aller 
Macht und Mittel entkleideten Kaisei-s im Lügengewebe des 
alten Reichsrechts ! Die Frage nach der Stellvertretung des 
Kaisers im alten Reiche hätte somit lediglich historisches 
Interesse. 

Die vereinigten Niederlande dagegen bieten uns ein 
wirkliches hierher gehöriges Beispiel einer Regentschaft. 
Dort dachte man aber, als Wilhelm IV. am 22. October 1751 
verschied, gar nicht an eine andere Regelung der vormund- 
schaftlichen Regierung für dea Erbstatthalter Wilhelm V. 
(geb. 1748), als indem man die Mutter desselben Anna von 
England gemäss den 1747 getroffenen Bestimmungen zur 
Regentin machte. Aber selbst aus diesem einzigen hierher 
einigermassen passenden Beispiele möchte ich keine Fol- 
geningen für unsere Erörterung ziehen. Denn soviel auch 
statsrechtliche Aehnlichkeiten sich finden lassen zwischen der 
absonderlichen Gestaltung der vereinigten Niederlande und 
der absonderlicheren aller Doctrin zum Trotz gross gewor- 
denen unseres Deutschen Reiches, so kann man doch den 
scharfen Gegensatz nicht verkennen, welchen Treitschke so 
treffend kennzeichnet: dort über allem Parteigetriebe die 
Monarchie und der Gedanke der Statseinheit — man lese 
nur in den veralteten Schriften des vorigen Jahrhunderts, 
mit welchen reichen Befugnissen der Erbstatthalter ausge- 
stattet war — ,bei uns aber die ewige Durchkreuzung föderaler 
Bestrebungen mit der Strömung, die dem Einheitsstat zu- 
treibt, mehr aber mit der Bewegung, die ewige und völlige 
Zersplitterung bezweckt. 
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Können wir auch aus den angeführten Thatsachen Man- 
ches lernen und sind sie von allgemein-statsrechtlichem In- 
teresse, so sind das immerhin Analogien, denen man viel- 
leicht nicht mit Unrecht vorwürfe, sie seien an den Haai-en 
herbeigezogen. Wir sind voi-züglich bei der Frage über die 
Regentschaft im Reiche, da uns Analogie und Wortinter- 
pretation wenig Brauchbares liefern, darauf angewiesen die 
Entscheidung im Wesen des Reichsrechtes selber zu 
suchen. Zu diesem Behufe müssten eigentlich die Fragen: 
welche Statsform ist das Reich ? und was ist das Wesen der 
Regentschaft? in eingehenden Specialarbeiten beantwoi-tet 
werden. Ich muss gestehen, dass so erspriesslich das wäre, 
ich mii- ftir die vorliegende Frage wenig .Erfolg davon ver- 
sprechen würde; denn der Punkt, von welchem wir auszu- 
gehen haben, ist nicht streitig — welcher Ansicht man über 
Souveränetät der Einzelstaten und Competenz-Competenz über 
Bundesstats- und Statsgewaltsbegriflf sein möge, das Eine 
hat noch Niemand bestritten, dass das Characteristische der 
Reichsverfassung sich zeigt grade in der Verknüpfung des 
Präsidiums mit der Vormacht Preussen. Damit ist aber, 
wie bei der Beurtheilung jeder Frage, so auch für die unsere, 
ein Anhaltspunkt geboten. Die Gmndsätze, welche das 
bisherige Statsrecht über die Regentschaft entwickelt hat, 
sind lediglich für einheitliche Monarchien herausgebildet. 
Den heutigen Zeitverhältnissen würde allein eine Regelung 
im constitutionellen Sinne entsprechen. Wie sollte das nun 
geschehen? Die Mitwirkung der Volksvertretung wäre un- 
umgänglich nöthig, die Mitwirkung der Statenvertretung, des 
Bundesrathes könnte ebenso wenig vermieden werden. Soll- 
ten nun diese Factoren die Nothwendigkeit einer Regent- 
schaft festsetzen, sollten dann die preussischen Kammern 
vorher oder nachher zusammentreten oder vielleicht gar 

V. Eirchenheim, Regentschaft. 9 
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nicht? Wenn ihnen jede Stimme entzogen würde und nur 
der Reichstag als solcher beschlösse, würden die Mitglieder 
des preussischen Herrenhauses nicht mit Recht fragen: was 
berechtigt den Reichstagsabgeordneten für Lübeck über die 
Nothwendigkeit einer Regentschaft in Preussen seine Stimme 
abzugeben? Man sieht schon aus diesen Andeutungen, deren 
Ausführung wol erlassen ist, in welches Dilemma man bei 
einer derartigen Regelung gelangte. Würde man in jener 
Weise verfahren und darlegen, wie eine Regentschaft im 
Reiche unter Mitwirkung von Bundesrath und Reichstag zu 
bestellen, so könnte man möglicherweise in abstracto zu sehr 
glänzenden Resultaten, aber jedenfalls würde man mit der 
Macht der Thatsachen in Widerspruch kommen: eine solche 
Methode, deren Ergebniss recht allgemein gefasst etwa auf- 
treten könnte als „Regelung der Regentschaft in Bundes- 
staten mit monarchischer Centralgewalt", eine solche Methode 
würde unwillkürlich erinnern an jene Statsrechtslehrer des 
vorigen Jahrhunderts, welche in ihrem allgemeinen Theile 
die vollkommene Statsverfassung klar entwickelten, um im 
besonderen das grade Gegentheil, das „monstro simile corpus^ 
Pufendorfs, vorzutragen. 

Wäre wirklich eine derartige Regelung der Regent- 
schaft im Reiche denkbar, so bliebe immer noch die 
Möglichkeit, dass ein Anderer Regent im Reiche, ein An- 
derer in Preussen würde, da sich schwerlich ein Rechtstitel 
finden wird, die Bestimmungen der preussischen Verfassungs- 
urkunde von Reichs wegen zu ändern. Die Verwirklichung 
aber jener Möglichkeit ist rechtlich wie thatsächlich eine 
Unmöglichkeit. Ja, sagen die Gegner, dann wäre allerdings 
kein Zweifel, aber ist dies nicht die ganze Frage, um die 
es sich handelt? Allerdings: wer von dieser rechtlichen 
Unmöglichkeit überzeugt ist, dem mag es freilich scheinen, 
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als ob wir Axiome beweisen. Aber die Gegner! Man kann 
doch nicht leugnen, dass hier — wenn man völlig unpar- 
teiisch urtheilt — eine petitio principn vorliegt, deren Be- 
rechtigung darzuthun ist: das ist eigentlich der Kein der 
ganzen Rechtsfrage. 

Zunächst kann als feststehend angenommen werden, 
dass bei Gründung des Deutschen Reiches die oflFenbare Ab- 
sicht vorlag, in diesem soiUdisant Bundesstat das monarchi- 
sche, das erbmonarchische Princip einzuführen. Es ist ja 
nicht bestritten, dass der Deutsche Kaiser als solcher nicht 
Monarch im gewöhnlichen Sinne. Immerhin ist er weit eher 
Monarch als Präsident. Es ist absolut keine ungeeignetere 
Art und Weise, das Statsrecht darzustellen, denkbar, als 
wie sie der geschätzte Privatrechtslehrer Laband einzubür- 
gera vei-sucht: nämlich hier immer Haschen nach civilrecht- 
lichen Ausdrücken. Diese Methode schadet dem Ansehen 
der Theoretiker und der Theorie gewaltig, weil der practische 
Statsmaiin mit Recht vornehm darauf herabsieht. Ist der 
Kaiser wirklich „in dieser öffentlich-rechtlichen Corporation, 
welche das Reich ist" nichts weiter, als was man bei der 
Privatcorporation den „Director" nennt, ist seine Regierung 
eine „Geschäftsfühnmg", ist seine Stellung als Bundesfeldherr 
zu parallelisiren mit der Verwaltung der Machtmittel (i. e. des 
Geldes) einer Privatcorporation? Nein und abermals nein! 
Derartige Hineinziehung privatrechtlicher Ausdrücke in das 
öffentliche Recht ist eine nutzlose Spielerei, und grade sie 
verfehlt den beabsichtigten Zweck, das Statsrecht forma- 
listisch zu festigen und zu klären, man erreicht dieses 
Ziel — und ich glaube besser — ohne überall Parallelen 
und Analogien mit dem Privatrechte zu suchen. Vielmehr han- 
delt es sich einfach darum, wie dies z. B. G. Meyer weit klarer 
im Vorwort zu seinem Statsrecht ausdrückt, die statsrechtlichen 
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Begriffe allerdings ebenso scharf zu fassen, wie im Pri- 
vatrecht, aber sie aus dem Wesen des States zu 
entwickeln. Was Laband über den Kaiser sagt, ist ja nach 
vielen Eichtungen hin nicht falsch, es ist auch nicht misszu- 
verstehen, wenn die Rechte des Kaisers als allenfalls ver- 
gleichbar mit denen des Directors einer privatrechtlichen 
Coi-poration hingestellt werden, — immerhin gewinnt man 
den wahren Begriff nur aus statsrechtlichen Begiiffen heraus. 
Hier ist wirklich eine Rechtsgestaltung, welche der Stellung 
des Monarchen sehr nahe kommt, und ich stehe nicht an 
auszusprechen, dass der Kaiser wirkliches „Statsober- 
haupt" ist. Auch H. Schulze spricht schon in seiner 
„Krisis" von „wirklichem Bundesoberhaupte", und gebraucht 
jetzt häufiger den AusdiTick: Stats- oder Reichsoberhaupt 
Ist der Kaiser auch in vielen Beziehungen genöthigt, die 
Statsgewalt zu theilen mit dem Bundesrathe und bezeichnet 
man diesen mit vollem Rechte als Mitträger der Statsgewalt, 
so ändert sich dadurch, besser so verliert sich dadurch der 
BegriflF der Reichsoberhauptschaft nicht, grade so wenig, wie 
die Befugnisse eines Statsministeriums und einer Volksver- 
tretung in Bezug auf die Ausübung der Statsgewalten den 
Character der Statsoberhauptschaft des Landesfürsten zu 
vei^wischen geeignet sind. 

Der Character des Kaiserthums ruht sonach einer wirk- 
lich statswissenschaftlichen Auffassung gemäss, welche die 
Begriffe auch scharf und klar erfassen will, welche aber 
die Hereinziehung piivatrechtlicher Worte geflissent- 
lich vermeidet, in einer wirklichen Reichsoberhaupt- 
schaft. Es ist hier nicht das Yerhältniss eines Präsidenten, 
eines primtis inier pares^ sondern eines wirklichen Ober- 
hauptes: es ist die selbständige Erscheinung des Ichs der 
Reichspersönlichkeit, wie man es im Lorenz von Stein'schen 
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Sinne ausdrücken könnte. Der Kaiser ist wirklich das 
„reine Ich" des Reiches; es würde mich zu weit ablenken, 
dies genau zu beweisen: es ist dies keine Phrase, keine 
Abstraction , keine phantastische Auffassung , vielmehr die 
einzige den thatsächlichen Verhältnissen entsprechende. Der 
Kaiser ist re vera deijenige, welcher die Persönlichkeit des 
Reiches zur Erscheinung bringt, er ist nicht Beamter, nicht 
blosses Organ der Executive, sondena Präses kraft eigenen 
Rechtes, wie dies Laband selber (p. 211) glänzend ausführt, 
und wenn er auch nicht alleiniger „Souverän" ist, so nähert 
sich seine Stellung doch so sehr der eines Monarchen in 
einem Einheitsstat, dass schon der norddeutsche Bund von 
den Aussenstehenden, von einem englischen Blatte, einfach 
als Kingdom bezeichnet wurde. Gewiss ist der Kaiser viel- 
fach gebunden, aber ist dies das Haupt eines anderen States 
nach heutigem Rechte nicht auch ! Sind nicht die wesentlichen 
kaiserlichen 'Rechte viel mehr als einfache formale Befugnisse, 
sind es nicht wahre Rechte eines Reichsoberhaupts ? Das Cha- 
racteristische der Statsoberhauptschaft ist, dass sie der Ausdnick 
ist für die einheitliche Kraft des Statsganzen, dass sie die al 1 ge - 
meine Gewalt der Pereönlichkeit des States ist, die allge- 
meine Gewalt, hinter der alle anderen, deren Zahl man ja 
beliebig construiren kann, zurücktreten. Dass der Kaiser 
diese allgemeine, abstracto Gewalt ganz unzweifelhaft besitzt, 
das zeigt sich in allen seinen Befugnissen und Pflichten. 

Das Wesen der Oberhauptschaft im statlichen Gemein- 
wesen zeigt sich «einmal in der Sanction der Gesetze, es 
zeigt sich ferner in der Direction der Vei-waltung durch die 
Ei-nennung der oder des höchsten Beamten: beides steht 
dem Kaiser zu, wie einem Monarchen. Es zeigt sich vor 
allem durch den Oberbefehl im Heere. Aus diesem Ober- 
befehl aber ist die ganze Kaiserstellung emporgewachsen. 



— 134 — 

Das Heer ist das Organ der selbständigen Kraft des States: 
grade in der WafFenmacht des States mht die alleinige^ 
wenigstens allein die allgemeine Gewalt; hier ist das 
Essentiale der Statsoberhauptschaft. Nicht weiter ist dar- 
zulegen, wie die allgemeine Gewalt, wie das abstracte Ich 
des Statswesens, das wir Deutsches Reich nennen, im Kaiser 
allein ruht, aus welchen Befugnissen man dies herleiten 
kann, wie man dies deutlich erkennt im Souveränetätsrechte 
der Begnadigung gegen Hochverräther , in jenem Rechte 
schliesslich, welches, wie kein anderes, die Herrschaft einer 
allgemeinen Statsgewalt, eines einheitlichen selbsteingreifen- 
den Statsichs darthut, dem Nothrechte, dem Rechte „an die 
Stelle der Gesetze den Willen der Vollziehung" zu setzen, 
welches auf Grund des Art. 68 der Verfassung und des 
preussischen Gesetzes über den Belageiningszustand ein Recht 
des Deutschen Kaisers ist. 

Damit ist begrifflich die Stellung des Kaisers im 
Reiche vollständig klargelegt, factisch wie rechtlich ist Er 
Reichsoberhaupt. Wenn man nun daiHber streitet, ob 
man den Träger dieser Rechtsidee als Präsident oder Mon- 
arch oder Bundesfeldherr bezeichnet, so ist das für das 
wirkliche Leben sehr gleichgiltig , und man kann hier auf 
Bismarck's Worte hinweisen, welcher bei ähnlicher Gelegen- 
heit äusserte: „Das ist so gleich, als ob ich sage, der Herr 
Abgeordnete für Göttingen oder der Hen' Abgeordnete Za- 
chariä oder der Herr Professor Zachariä/ Es ist mit der 
Auffassung, welche hier skizzirt werden musste, weil sie 
nirgends in dieser Weise hingestellt ist, der rechtliche Grund- 
gedanke angegeben, von welchem aus jede, Person und 
Dynastie, Thronfolge und Reichsverwesung u. a. m. betreffende 
Frage zunächst betrachtet werden kann. Vollkommen stimmen 
wir mit Held überein in der Ansicht, dass diese Rechts- 



— 135 — 

gestaltung, dass das Deutsche Keich der Gegenwart eine 
Zwischenbildung — aber nicht stimmen wir ihm bei in der 
Ausflucht, es lasse sich darum nicht gut statsrechtlich er- 
fassen. Das Statsrecht kann, muss Alles erfassen : nur muss, 
um mit Treitschke zu reden, ein Bruch mit hergebrachten 
Schulbegriffen nicht gescheut und neben dem äusserlich 
Aehnlichen der Verfassungsformen der tiefere Unterschied 
der Machtverhältnisse , die historischen Voraussetzungen, 
kurz das wirkliche Leben nicht übersehen werden. Die 
„XJebergangsform*' berechtigt keineswegs zu sagen, „wir 
können das nicht rechtlich definiren". Da wäre das Stats- 
recht ein trauriges Studium, denn was ist im Statsleben 
nicht „Uebergang" ? Auch das Deutsche Reich und die Stel- 
lung des Kaisers lässt sich statsrechtlich sehr wohl begi-eifen. 
Steht es dem Juristen nicht an, Treitschke'sche Zukunfts- 
träume zu hegen, so wird er doch nicht leugnen können, 
dass in der Kaiserwürde eine straffe Centralgewalt geschaffen, 
welche allerdings zu jenen Träumen berechtigt. Der Kaiser 
ist augenblicklich wahrhaft Oberhaupt eines zusammen- 
gesetzten States : hat er noch nicht eine ganz so volle Stats- 
gewalt wie der Fürst eines Einheitsstates , so liegt dies im 
Wesen dieses zusammengesetzten States, und ist ein monar- 
chisch zugespitzter deutscher „Bundesstat" gar nicht andei-s 
denkbar. Die Stellung des Kaisei-s ist m. E. keine so 
monströse, wie sie wol zuweilen geschildert wird, vielmehr 
eine ausserordentlich geschickte Verschmelzung, die ein 
genialer Statsmann herzustellen suchte von föderalistischen 
Theorien und Wünschen, mit der die Entwicklung des 
ganzen deutschen Statslebens durchklingenden, tief im po- 
litischen Gefühle und in des deutschen Volkes Gesinnung 
wurzelnden monarchischen Idee und der anerkannten 
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Bestimmung eines durch den Gang der Geschichte zur Gen 
tralleitung berufenen Hegemonialstates. 

Verweilten wir scheinbar etwas zu lange für unser Thema 
bei dem rechtlichen Grundgedanken des Kaiserthums und 
seiner idealen. Abstractheit — worüber man „Bände reden" 
könnte — so glauben wir, dass, wenn der Kaiser wirklich 
Statsoberhaupt , daraus ohne Weiteres folgt, dass auch die 
Beurtheilung der Vertretung des Kaisers nach allgemein 
monarchischen Grundsätzen stattfinden muss. Fassen wir 
wirklich „den Kaiser" in abstracto (wie „Ze roi^ in le roi ne 
meurt pas) als Statsoberhaupt, so folgt daraus ohne Weiteres, 
dass auch die minderjährige oder anderweitig verhinderte 
Person, welche die Gesammtrechte der Statsoberhauptschaft 
hat, Kaiser bleibt, dass diese Rechte gar nicht alterirt werden 
durch Mängel in der Person des Trägers — was ja übrigens 
auch unbestiitten ist. Zugleich aber scheint schon hiemach 
kein Zweifel, dass, wenn die Regentschaft wirklich ein Sur- 
rogat der Selbstregierung, wenn der Regent in der That der 
Ausüber der statsoberhauptschaftlichen Rechte und wenn, 
wie ja feststeht, das erbmonarchische Princip in das Reich 
eingeführt ist, auch für das Reich einfach die Gmndsätze 
des preussischen Herrscherhauses gelten. 

Immerhin würde es vielleicht doch noch gelingen, aus 
alledem eine Interpretation des Art. 11 der Reichsverfassung 
oder einen deutschen Regentschaftsgesetzentwurf zu con- 
struiren, welcher zwar die erbmonarchische Idee des Kaiser- 
thums zum Ausdruck brächte, aber doch stets noch die Mög- 
lichkeit einer Scheidung der Regentschaft im Reiche und in 
Preussen übrig Hesse. Dass eine solche Scheidung unmöglich, 
rechtlich unmöglich, will ich nur flüchtig anzudeuten mir 
erlauben. Mancher wird allerdings, und mit Recht, hierin 
den Schwerpunkt der Erörterung sehen: und derselbe beruht 
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luch in der Erklärung der petitio prindpii, dass solche 
cheidung rechtlich unmöglich. Trotzdem schien es mii* bei- 
tahe ein Eulen, ja ein Säulen nach Athen tragen, wollte ich 
vöillich und formell beweisen, dass die Statsoberhauptschaft 
m Reiche auch. in der Ausübung ihrer Rechte un- 
jennbar ist von der Statsoberhauptschaft von Preussen und 
1er Ausübung der Rechte dieser. Spricht man auch stets nur 
"iavon, dass der Herrscher Preussens und der Deutsche Kaiser 
Eine Person, so bleibt doch der diesem Satze zu Grunde 
liegende Gedanke auch für den Fall der Regentschaft an- 
wendbar. Es bedarf wahrlich für Keinen einer Wiederholung 
der Erörterungen, wie sie Hänel, Laband, H. Schulze, 
Treitschke so trefflich geboten, dass das Präsidium des 
Reiches nicht wie in der Union in gleichmässiger Erhaben- 
heit über allen Einzelstaten steht, dass es historisch und 
verfassungsmässig untrennbar ist von der Voimacht Preussen, 
dass nur die Zusammenaddining der Mitgliedschaftsrechte 
Preussens mit seiner hegemonialen Sonderstellung das richtige 
Bild vom Kaiser, vom Präses des Reiches gibt. Diese ver- 
fassungsmässige Verquickung der Präsidialrechte mit der 
Vonnacht Preussen von dem zufälligen Umstände abhängig 
machen, ob der preussische Thron durch einen mindei jährigen 
König besetzt ist, heisst doch einer sehr äusserlichen Auf- 
fassung huldigen, und liegt zu einer solchen Bedingung offen- 
bar kein irgendwie zu rechtfertigender Grund vor. 

Es waltete ja bei Begillndung des Reichs nicht der Ge- 
danke ob, der Person des Königs von Preussen eine Kaiserwürde 
zu verleihen, vielmehr der preussischen Statsgewalt als sol- 
cher die einheitliche Leitung der gesammten Regierungsge- 
schäfte im Reiche zu übertragen. 

Es kann sich offenbar bei einer solchen Frage des Reichs- 
verfassungsrechts gar nicht um eine Entscheidung handeln, 
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die sich richten müsste nach einer Personalfrage: man kann 
nicht etwa die Berechtigung der Anwendung der preussischen 
Bestimmungen nur für den Fall zugeben, dass ein Agnat 
die Regentschaft fahrt, und sie für den andern Fall, wenn 
der preussische Landtag den Regenten wählt, in Abrede 
stellen. Das deutsche Kaiserthum stützt sich auf die rea- 
len Grundlagen des preussischen States, und da ^st es 
ganz iiTelevant, in welcher Weise der preussische Thron be*' 
setzt ist. Es ist gar nicht möglich eine Scheidung durch- 
zuführen zwischen der preussischen Krone im Reiche und 
dem Präsidium des letzteren: das sind gar nicht zwei Fac- 
toren, welche eine Summe ergeben, das ist Ein Factor, das 
sind nicht zwei Elemente, welche Eine Verbindung ergeben, 
sondern ist Ein Element! Nur die preussischen Rechte im 
Reiche mit den präsidialen Befugnissen zusammengenommen 
geben Ein einheitliches Rechtsgebilde, dessen Darsteller 
immer nur Eine physische Person sein kann. Man wird es 
jetzt nicht missverstehen, wenn ich sage, dass man diese Ein- 
heit unter zwei Gesichtswinkeln betrachten kann, und dass, 
will man ideell an zwei Seiten dieser de facto untrennbaren 
Einheit denken, die eine Seite, nämlich die sog. Präsidial- 
befugnisse, im Gmnde weit eher Pflichten wie Rechte sind, 
dass, will man Arbeit und Hoheit scheiden, in Beziehung 
auf das Reich die letztere beim König, die erstere beim 
Kaiser ist, dass es sich bei der Formulirung des Rechtsbe- 
griifes vom Reichspräsidium überhaupt und im Grunde um 
ein Recht der Ausübung handelt. Man hat vielmehr darauf 
gesehen einheitliche Ausübung der preussischen und deut- 
schen Rechte zu en*eichen, als etwa den Kaiser mit Ehrenrech- 
ten auszustatten. Wem könnte es, um es einfach zu sagen, 
gelingen grade die Ausübung der preussischen und die 
Ausübung der Präsidialbefugnisse zu zerschneiden? Das 
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Präsidium des Eeiches äusseit sich voi-züglich in seiner 
Thätigkeit im Bundesrathe: da ist es aber bei der fein- 
sten logischen Unterscheidung nicht möglich einen begriff- 
lichen Unterschied zu machen zwischen der Präsidialstimme 
und der siebenzehnfachen Stimme Preussens. Der Kaiser 
hat gar keine Stimme: die Präsidialstimme ist die Stimme 
Preussens: „nicht vom Präsidium des Bundes, sondern von 
Sr. M. dem Könige von Preussen geht in letzter Instanz die 
Stimme der preussischen Bevollmächtigten aus", hob Füllst 
Bismarck ausdrücklich am 16. April 1869 im Reichstage her- 
vor. Der Regent in Preussen würde somit stets, da er die 
preussisehe Statsgewalt, gleichwie der König selbst ausübt, 
eine siebenzehnfache Stimme im Bundesrathe haben : es läge 
auch nichts Abnormes darin, wenn eintretenden Falls .das 
preussisehe Statsministerium diese Stimme instruirte, denn 
in ihrem Entstehen ist diese Stimme die p r e u s s i s c h e , es 
ist, kann man mit selbem Rechte sagen, die kaiserliche, 
es ist eben Eine: man sieht, das ist eine confusio und 
commixtio, wo ein discernere nicht mehr möglich ! Wäre es 
denkbar, dass ein anderer Fürst Regentim Reiche wäre, so 
wäre das ein Scheinwesen, da Preussens Stimmen doch stets 
den Ausschlag geben würden. 

So richtig es sein mag, dass Jemand in verschiedenen 
Befugnissen von vei-schiedenen Pei-sonen vertreten werden 
kann, so unglücklich wäre die Anwendung dieses Satzes auf 
unsere vorliegende Frage, die nur aus sich selbst heraus ent- 
schieden werden kann. Die verschiedenen Befugnisse, die 
preussischen und die präsidialen, sind eine ganz unlösliche 
Einheit, und wie dem Träger der preussischen Krone das 
Präsidialrecht, so steht eo ipso dem Vertreter jenes die 
Ausübung dieses zu, wie wir es auch de facto im Sommer 
1878 traurigen Andenkens erlebt haben, ohne dass eine ir- 
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gendwie competente Stimme dagegen laut geworden wäre. 
Jenen Satz von der Berechtigung des Vertreters zu erweisen 
mit civilrechtlich-technischen Ausdrücken, könnte nur ge- 
künstelt erscheinen. Es ist ein Axiom, dessen juristische 
Berechtigung in dem Gesagten liegt: denn was ist anders 
der Zweck des Gebäudes, das wir Deutsches Reich nennen, 
als der Gedanke, welchen Bluntschli als Referent in der 
badischen Kammer ausdrückte, zusammenzufassen die gege- 
benen realen Momente trotz aller ihrer disparaten Tendenzen zu 
einer in sieh festen kräftigen Einheit ! Diese Einheit ist wahr- 
lich nicht abhängig von zufälligen Umständen wie die Ver- 
hinderung des Fürsten an der Selbstregierung. Die einheit- 
liche Centralgewalt in und über Deutschland ist die preus- 
sisch-monarchisehe, und wer diese ausübt, der — es klingt 
höchst natürlich — übt sie ganz aus: jede Theilung würde 
revolutionäre Tendenzen verrathend dem durch Art. 11 in 
das Reichsrecht eingeführten Principe widersprechen oder 
Reminiscenzen wachrufen an die Zeiten des Vicariats und 
das alte Reich. Im neuen Reiche ist preussisches Königs- 
recht und deutsches Kaiserrecht Ein Begriff und auch 
die Ausübung dieses Einen Rechtes kann nur Eine sein. 

Aber genug davon. Mancher wird vielleicht einwenden, 
das ist Alles ganz selbstverständlich, aber das ist immer 
noch mehr politisch, ist kein „juristischer" Beweis. Für 
unmöglich halte ich heute solchen Einwurf nicht! Nun ich 
glaube, dass, wenn die im Wesen des Reichsrechts liegende 
Verquickung der Präsidialrechte mit der StatsgewaltPreussens, 
wie oben betont und anerkannt wird, damit eo ipso die 
Anwendbarkeit sämmtlicher Thronfolge wie Regentschaft be- 
treffender Bestimmungen, welche in den präeminenten State 
gelten, auf diesen Stat als präsidialen erwiesen ist. Die 
Gegner selbst erklären das Gegentheil für unmöglich, mit 



— 141 — 

„dem Wesen der Verfassung'' unvereinbar, meinen nur, 
die Sache sei^ ,. juristisch*' zweifelhaft. Ist das juristisch, 
statsrechtlich V Wenn eine andere Regelung dem „Wesen 
der Verfassung" in ihren Folgen widerspräche, wie 
kann sie da in ihrem Grande juristisch i. e. logisch haltbar 
sein, wie kann was in seiner Consequenz viiiosum, in seinem 
Anfang richtig sein! Aber wolan, will man noch einen 
stiicteren Beweis, ein ganz formalistisches Argument, das 
jene entgegengesetzte Ansicht niederschlägt, so ist es weit 
weniger schwierig diesen äussern Beweis zu führen, als den 
eben skizzirten, inneni, aus dem Wesen der Verfassung sich 
ergebenden. 

£s gilt statsrechtlich als festgestellt, dass der Regent 

- • 

die ganze Statsgewalt genau so ausübt, wie deren Träger: 
es ist das Recht der Ausübung des Regenten kein von dem 
Rechte der Ausübung des Monarchen qualitativ Verschiedenes. 
Es ist, wie alle Statsgelehrten, von Grotius bis auf die Neu- 
zeit, rückhaltlos anerkennen^ nichts weiter als die zeitlich 
beschränkte Ausübung des Rechtes des Vertretenen. Nun 
ist femer ganz unzweifelhaft und unbestritten, dass das Prä- 
sidialrecht ein Recht des Königs von Preussen — „das Prä- 
sidium des Bundes steht dem Könige von Preussen zu", — 
dass es also ohne Weiteres ein Annex der preussischen 
Statsgewalt: es ist zwar inhaltlich ein Bestandtheil der 
Reichsgewalt, trotzdem aber ein in Preussens Statsgewalt 
hineingepflanztes, aus ihr herausgewachsenes Sonderrecht, 
ein untrennbares accessorium, das der Erwerber der preussi- 
schen Statsgewalt miterwerben muss. Aus diesen beiden 
Sätzen folgt nun mit schlagender Nothwendigkeit, dass der- 
jenige, welcher die preussische Statsgewalt, auch die deutsche 
Reichsgewalt ausübt, weil letztere ohne erstere ja überhaupt 
nicht denkbar, nur ein Zubehör der ersteren ist: der preussi- 
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sehe Regent übt die gesammte Gewalt des Königs von 
Preussen aus, zu dieser gehört, mit ihr connex ist das Prä- 
sidialrecht, folglich übt der Regent Preussens auch dieses 
aus — das ist so evident wie die Primanerparadigmen logi- 
scher Propädeutik. Der Fonnalist wird geneigt sein, diesen 
Beweis als den ausschlaggebenden zu betrachten. Er ist 
allerdings so unwiderleglich, dass es anspiiichsvoH wäre, den- 
selben breit zu treten, um so mehr als sachlich doch nichts 
anderes, wie H. Schulze (IL 795) bietet, gesagt werden 
könnte. 

Von diesem Standpunkte aus — mag man ihn den sub- 
jectiv-preussischen nennen — werden alle entgegenstehenden 
Ansichten beseitigt, alle Bedenken über scheinbare Zuiilck- 
setzung der Factoren des Reiches gehoben. 

Trefflich klar sagt Laband: „Das Reichsrecht knüpft 
kraft objectiven Rechtssatzes, dessen Wirkung der Willens- 
macht so des preussischen Landtages wie des Bundesrathes 
und Reichstages gänzlich entzogen ist, an die Erlangung der 
preussischen Krone die Folge des Erwerbs der Kaiser würde" 
— und mutatis mutandis an die Erlangung der preussischen 
Regentschaft die Pflicht der Ausübung der Präsidialrechte. 
Es wäre de facto wie de jure Mitwirkung des Bundesrathes 
wie Reichstages hier unmöglich, da im letzten Grunde die 
Einrichtung einer Regentschaft eine res interna Preussens, 
und Recht und Pflicht zur Ausübung der Präsidialrechte 
nur eine nothwendige im Wesen der Verfassung liegende 
Consequenz ist. Der preussische Landtag entscheidet ja nur 
über die Notjiwendigkeit einer Regentschaft in Preussen, 
wählt nur den preussischen Regenten, das preussische Stats- 
ministerium hat nur die interimistische Leitung der preussi- 
schen Regierungsangelegenheiten : als das Annex ei*scheint 
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stets das Präsidialrecht und dessen Ausübung, das Präsidial- 
recht, das ein preussisches Recht im Reiche ist. 

So ist die Interpretation der Verfassung keine zweifel- 
hafte, auch ist keine Lücke in der Verfassung, welche aus- 
zufüllen eventuell einmal ein Reichsgesetz erlassen wer- 
den müsste. Dass die Reichsverfassung keine Bestimmungen 
über unsere Frage enthält, ist ganz naturgemäss, da die- 
selben preussisches Statsrecht sind und bleiben, in welche 
das Reich gar nicht drein zu reden hat. Ein Reichsgesetz 
über die Regentschaft wäre nach der augenblicklichen Ver- 
fassung ein Widerspruch in sich selbst: es wäre auch that- 
sächlich übrigens unmöglich, da es gegen die preussischen 
Stimmen nicht durchgebracht werden könnte. Würden die 
preussischen Stimmen einer solchen Verfassungsänderung, 
die ein Verfassungsumsturz wäre, beistimmen, so existirte eben 
nicht mehr das Deutsche Reich in seiner heutigen Rechts- 
gestaltung, sondern es wäre dies ein völlig anderes Stats- 
gebilde — es wäre vielleicht der Einheitsstat ! 

Doch dies haben wir hier nicht zu erörtern, nicht über 
diese MögUchkeit oder Wahrscheinlichkeit zu sprechen. Hier 
kam es darauf an, den Erweis zu versuchen für das positive 
Recht, und den hoffe ich geführt zu haben, aus dem Wesen 
mehr wie aus den Worten der Verfassung : wem die letzteren 
nicht genau, wem der Ausdmck „Regent" in der Verfassungs- 
urkunde fehlt, dem mag nur mit Miquel's am 9. März 1867 
gesprochenen Worten erwidert werden: „Wo das thatsäch- 
liche, selbstverständliche Uebergewicht so entscheidend, da 
bedarf es eben nicht so sehr dei; vorsichtigen verfassungs- 
mässigen Form." 

Vielleicht, hoflfentlich gibt diese Erörterung nur theore- 
tisch Verwerthbares : bald ja veraltet jede statsrechtliche 
Untersuchung : nirgends mehr als hier ist ewige Umgestaltung 
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der Begriffe. Dadurch darf sich der Jünger des Statsrechts 
nicht abschrecken lassen. Er muss sich bescheiden, das 
positive Recht zu erkennen und selbst Fragen zu beant- 
worten, die vielleicht erst unter ganz veränderten Verhält- 
nissen, vielleicht niemals practisch werden. Ob dainim solche 
Betrachtungen ganz unnütz, das zu beurtheilen muss Anderen 
überlassen bleiben. Vielleicht ist in anderer Richtung eine 
derartige Erörterung insofern von Nutzen, als sie von Neuem 
zeigt, zu welchen verkehrten Ergebnissen man gelangte, 
wollte man hier mit dem gewöhnlichen Schulbegiiffe des 
Bundesstates operiren. Zwar hat man im Ganzen und Grossen 
allmälig eingesehen, wie die alte Bundesstatstheorie mehr 
und mehr in die Bi-üche gegangen , und wie wenigstens das 
jetzige Deutsche Reich kein Bundesstat im hergebrachten 
Sinne; trotzdem werden noch zuweilen — wenn auch ver- 
einzelt und ausschliesslich in Kreisen der Theoretiker — 
Versuche gemacht, irgend eine Frage nach der Bundes- 
statstheorie zu lösen: wer dies bei der hier erörterten 
Frage ohne Weiteres versuchte, würde, hier zeigt es sich 
besondere eclatant, auf IiTwege gerathen. Von Neuem 
bestätigt sich hier der oberste, so oft vergessene Satz 
des Statsrechts, die neugeborene Statspersönlichkeit unseres 
Deutschen Reiches, das sichtlich emporgewachsen und seinen 
Inhalt empfangen aus den im Landesstatsrechte entwickelten 
Ideen, zu beurtheilen und zu ei-fassen nicht nach für andere 
Verhältnisse sehr trefflichen und brauchbaren Schulbegi-iffen, 
sondern, mit Rücksicht auf die Macht der Thatsachen und 
den Gang der Geschichte, herauszuerklären einzig und allein 
aus seiner Individualität, aus dem ureigenen Wesen dieses 
„preussischen Reiches deutscher Nation!" 



ANHANG. 



I. ANMERKUNGEN. 
Zu § 2. Literatur (S. 3). 

Note 1. Ein Ueberblick über die hauptsächlichsten Systemati- 
sirungen der Lehrbücher und Einzelabhandlungen wird zugleich ein 
Einblick in die Art und Weise der Behandlung der verschiedenen 
Schriftsteller sein. 

Reitemaier: 
Einl. Cap. I — 11. Allgemeine Betrachtungen. 
Cap. III. Anordnung der Begentschaft. 
Cap. IV. Wer kann anordnen? 

I. bei Fähigkeit des Oberhauptes, 

1) für dieses selbst bei Einwilligung — Abneigung der 
Stände, 

2) für den unföhigen Nachfolger 

a) in unabhängigen Staten bei Minderjährigkeit- — 
Blödsinn — Abwesenheit etc., 

b) in abhängigen Staten; 

U. bei Unfähigkeit des Oberhauptes 

a) b) wie oben (in unabhängigen etc.), 

bei Ermangelung von Familie des Oberhauptes, 
bei Existenz solcher. 
Cap. V. Von den Personen, welche die Regentschaft führen 

können, a) b). 
Cap. VI. Von der Gewalt des Regenten, a) b). 
Cap. Vn. Von der Endigung der Regentschaft (hierbei Erörte- 
rungen über den Volljährigkeitstermin). 

Lyncker: 

Cap. 1. Lehre von der Vormundschaft überhaupt 
Cap. 2. I. Abschnitt. Vom Privatrecht der Fürsten, von der 

Vormundschaft auswärtiger Fürsten. 

y. EiTchenheim, Regentschaft. 10 
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n. Abschnitt. Vom Privatrecht der deutschen Fürsten, 
in. Abschnitt. Von der Vormundschaft derselben. 
Cap. 3. (Th. n). Von den Vormundschaften in den chur- und 

fürstlichen sächsischen Häusern. 
Kraut m. p. 188—262. 
I. Einleitung. 

n. Bechtsquellen, nach denen zu beurtheilen. 
in. Obervormundschaft. 
IV. Wer bedarf eines Regierungsvormundes? 
V. Wer wird zur Regierungsvormundschaft berufen? 

älteres Recht — neueres Recht (§ 135 Berufung zur 
Privat Vormundschaft). 
VI. Wer ist fähig Regierungsvormund zu sein? 
Vn. Antretung der Vormundschaft. 
Vin. Rechtliche Stellung des Regierungsvormunds. 
IX. Aufhören der Regierungsverwesung. 
Zöpfl, Statsrecht, §§ 237—246. 

Volljährigkeit und Volljährigkeitserklärung. 
Vormundschaft. 
§ 238, 239. I. Regierungsvormundschaft im Falle der Minderjährig- 
keit des Thronfolgers. Greschichte — geltendes Recht. 
§ 240—244. II. Einrichtung einer Regentschaft bei Verhinderung des 

Souveräns. 
§ 245, 246. in. Privatrechtliche Vormundschaft. 

Zu § 3 (S. 12—20). 

Note 2. Die Vertretung der jüdischen Könige. Ueber 
die Vormundschaft im Allgemeinen ct. zunächst Michaelis, Mosaisches 
Recht, I. § 60, p. 232, n. § 137, p. 321. Ueber die Vertretung der 
Könige wissen wir wenig, da der Inhalt des Samuelischen Königsrechts 
(cf. 1. Sam. 10, 25) uns nicht bekannt (cf. Schenkers Bibellexikon 
in. p. 561). Dass eine Regentschaft stattfand, wird als sicher ange- 
nommen, wofür sich die Rabbinen auf Kohel 10, 16 berufen. Wer 
führte für Josia die Regierung? Vielleicht die Mutter? (so vermuthet 
Vaichinger in Herzogs z. Z. in neuer Auflage erscheinender Realency- 
clopaedie für Theologie 1857 (cf damit Nöldecke s. v. Josia bei Schenkel). 
Jedenfalls war der Einfluss der Mutter ein grosser (Herzog VELL p. 14). 
Joas unter Vormundschaft Jojada's: cf. Schrader s. v. Joas bei Schenkel. 
Cf. überhaupt 1. Kön. 11, 2, 2. Chron. 24, 15, auch 2. Chron. 33, 1, 
34, 1. 2. Kön. 21, 1, 22, 1. 

Note 3. Die Regentschaft in Sparta. Cf. Plut Lyc. 3. 
Schoemann , Griech. Alterthümer I. p. 234. Von Aiistodemos' Regent- 
schaft, welcher die Schlacht bei Nemea (Ol. 96, 2. 394 v. Chr.) schlug, 
heisst es in Xenophon's Hellenica (IV. 2): „Die Anführung des Heeres 



— 147 — 

wurde, da Agesipolis noch ein Knabe war, mit Grenehmigung des 

Volkes dem Aristodemos anvertraut, welcher derselben Familie 

angehörte und Vormund des Knaben war" auch .Curtius, Griech. 

Geschichte, V. Buch Cap. 4 (IH. p. 279 der 2. Auflage). Rudorff I. 

p. 217. 

Note 4. Die Lehre von der Regentschaft nach alt- 
ägyptischem Rechte. Die Regentschaften unter den Ptole- 
mäern sind^ so erforscht und dargestellt, dass hier keine Schwierig- 
keiten: auch ist bekannt, dass hier oft von „Recht" keine Rede mehr, 
sondern nur von Gewalt und Usurpation. Hervorzuheben die Vor- 
mundschaft des Sosibius und Tlepolemus über Epiphanes (5 Jahre alt), 
und die für Philometor I., welche zuerst die Mutter (KleopatwJJ, später 
Lennaeufi und Eulaeus und M. Aemilius Lepidus führten. Genauere üeber- 
sicht vgl. bei Uhlemann, der allerdings nicht mehr ganz neu und 
massgebend in. p. 274. — Interessanter ist die ältere Geschichte. 
Die Stelle Genesis 42, 6, wo Luther das Wort „Regent" gebraucht, 
hat viel Schwierigkeiten bereitet. Im Urtext heisst es 'f^'üifijvj by 
::'^Vl2än N^n ribT^n. Das heisst aber nur so viel wie regierte, herrschte; 
man muss diese Stelle zusammenhalten mit Gen. 41, 40—43 und bes. 45. 
Dort wird die Würde, welche Joseph einnahm, näher bezeichnet als 

n^S^Ö riwB22, wofär die LXX \pov&ofi(pttvrix haben (Josephus: xQvnrdh' 
{vQfTi^g, Luther: heimlicher Rath). Das ist ein nach orientalischer Weise 
gebildeter hoher Titel, und obwol ich mir über diese philologischen 
Fragen kein Urtheil gestatten will, möchte ich fast annehmen, dass 
hier nicht die Stellung eines eigentlichen „Regenten", vielmehr die 
eines Statthalters, höchsten Beamten, gemeint ist; jedenfalls liegt ein 
Stellvertretungsverhältniss vor. — Von späteren Regentschaften sind 
hauptsächlich folgende bekannt: Osiris übertrug seiner Schwester und 
Gemahlin Isis, Sesostris seinem treulosen Bruder, Sethos ebenfalls seinem 
Bruder Armais die Regentschaft Cf. ausser Uhlemann für Osiiis 
Diod. I. 17, für Sesostris Herod. IL Oi 107; hier heisst es sogar: r^j 
fn^TQe^j/e ZioioajQtg rrjv AXyvnxov (Imxqimiv xivl heisst aber bekannt- 
lich sehr häuflg die Vormundschaft übertragen). Bei Lebzeiten Thut- 
mosis' I. wurde Ramake älteste Tochter zur Regentin ernannt, cf. 
Dümichen: Die erste bis jetzt aufgefundene sichere Angabe über die 
Regierungszeit eines ägyptischen Königs etc. (Leipzig 1874), p. 17. Dass 
Regentschaften von Frauen nichts Seltenes, dafür cf. Wilkinson I. p. 160 
(nor were gueens forbidden to wndertake the management of affairs and 
on the demise of her husband they assumed the office of regent). Was 
schliesslich die Frage über den Titel „Regent" betrifft, so ist diese hier 
nicht zu entscheiden, immerhin wegen des grossen allgemeinen Interesses 
zu berühren. Die Bemerkung im Text beruht auf gütiger Mittheilung, 
welche mir Herr Prof. Georg Ebers während des Entwurfs der Arbeit 
machte. Als die Arbeit fertig vorlag, traf gerade das erste Heft einer 

10* 
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neuen ägyptologischen Zeitschrift ein : „Bemte egyptohgiquef' publik sous 
la directum de M, H. Brugsch etc, (Paris Leroux 1880). Dieses Heft 
enthält p. 22 den ersten Theil einer Untersuchung von Brugsch: 
„Le nwt Ädon^^, Durch die Fortsetzung dieser Untersuchung, 
welche erst im Juli 1880 erscheint, wird die Frage wol endgültig ge- 
löst werden. Jedenfalls steht fest, dass aden bezeichnet: tenir lieu de, 
representer, occuper la pkice d'im aut/re, und vielleicht adon, aten der all- 
gemeine Ausdruck für Begent war. Kein Zweifel aber ist, dass ro 
hir nu ta oder re her nu ^a unserm „Statthalter'^, „Regent^ sehr nahe 
kommt, während erpa en to mehr Lehnsträger, Erbadel bezeichnet, cf. 
für diese Fragen überhaupt (ausser dem citirten bemerkenswerthen Auf- 
satze Ycfh Brugsch) Uhlemann, Handbuch der gesammten ägyptischen 
Alterthumskunde (Leipzig 1852) H. p. 48 ff., UI. p. 274 ff. und Wilkinson, 
the ma/nners and customs of the Äncient Egyptiana (new ed, hy Birch. 
London Murray 1878) I. p. 160. 

Note 5. Regentschaften im Frankenreiche. Die minder- 
jährigen fränkischen Könige sind: Theobald von Austrasien 548 — 54. 
Childebert H. 575-96. Chlotar H. (4 Monate alt) 584—628. Theode- 
bert n. (9 Jahr alt) 596—612. Theoderich H. (8 Jahr alt) 596—613. 
Chlodwig H. von Neustrien 638—56. Chlotar HI. 656—71. Cf. Waitz, 
Verfassungsgeschichte H. p. 127, 140, 434; Zöpfl, Rechtsgeschichte, H. 
§ 38, p. 205. 

Bei den dnzelnen Fällen ist viel Zweifelhaftes. Mit Recht bemerkt 
Zöpfl in seinen Notizen mit Hinweis auf Gregor Tur IV. 4 : „Man sieht 
mitunter nicht, woher die Grossen, welche bei der Minderjährigkeit des 
Königs das Heer aufbieten (bei Gregor heisst es exercitum commovere), 
ihre Rechte haben, zu regieren: es ist wol viel Anmassung dabei, da- 
her auch die Kämpfe der Grossen in solchen Zeiten". Ueber Brune- 
childis, welcher das Recht der Regentschaft bestritten wird (sufficiat tibi 
siib viro tenuisse regnum . . . ntmc autem füius tims regnat regntmique eins 
non Um sed nostra tuitione sälvatur) cf. Gregor VI. 4, VH. 5, 10; Waitz 
IL p. 112. Beim Tode Chilperich's forderte dessen Witwe Fredegundis 
den Oheim Guntchram auf tU susdpiat regnum: hu/nc esse nu/nc „patreni" 
super duos filios sagt Gregor VH. 10. Dagobert I. noch bei Lebzeiten 
Chlotar^s zum König von Austrasien ernannt, wurde von Pipin von 
Landen und Arnulf von Metz unterstützt, sie fuhren die Regierung. — 
Unbestritten fuhrt für Chlotar IH. die Mutter Baldechildis die Regent- 
schaft; „cum Clotarico füio regebat palatium", „cum praefata regina 
maJt/re'* cf. Waitz H. p. 140 (einige der letzteren Bemerkungen stammen 
aus Zöpfl's Scheden). 

Zu § 4 (S. 20-26). 

Note 6. Im Texte die sämmtlichen Regentschaften in Frankreich 
aufzuführen, erschien nicht angemessen, doch seien dieselben hier kurz 
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erwähnt. Ueber das ältere Recht cf. Note 5. Odo's Wahl ist nicht 
zu berücksichtigen, sie ist mehr Königs- wie Vormundswahl. Rene 
Mace en la chronique frangaise de Louis le jetme cap. IX bestätigt dies, 
cf. Du Puy I. p. 61. Wirküche Regentschaften für: Philipp I. (1060) 
vom Vater eingesetzt. Ludwig VII. 1147, abwesend. Philipp 
August (1180, geb. 1165). Philipp August, 1190 abwesend (Ur- 
kunde bei Du Puy, I. p. 157). Ludwig IX. (1126, zwölf Jahr alt). 
Regentin die Mutter. Ludwig IX. abwesend 1248—54, 1269—70 
nach seinem Tode fortgeführt. Philipp m. 1285, wegen Schwanger- 
schaft der W i t w e L u d w i g's X. (t 1316), desgl. nach dem Tod Karl's IV. 
(+ 1328), Gefangenschaft Johann des Guten 1356 — 60, femer für 
Karl VI. 1380, zwöl^ährig. Karl VL mehrere Anfälle von Wahn- 
sinn 1392—1422 (Streit des Bruders mit den Oheimen). Karl VIII. 
1483, Streit der Dame von Beaujeu, seiner Schwester, mit dem Herzog 
von Orleans, Schwager (cf Du Puy I. p. 120 ff. Schlosser IX. p. 57). 
Franz I. 1515, 1523 abwesend, ernannte Mutter. Heinrich H. 1551 
abwesend, ernannte Gemahlin (Katharina von Medici). [Franz 11. 1559 
16 Jahre; der Streit der Katharina mit Anton, König von Navarra 
und Ludwig von Cond6 war Streit um Einfluss; nicht von eigentlicher 
Regentschaft kann hier die Rede sein.] Karl IX. (1560, 10 Va Jahr), 
Kegentschaft Katharina's. Karl IX. Krankheit 1574. L u d w i g's XIH. 
(1610, 9 Jahr) Maria von Medici im lit de justice vom 15. Mai 1610 ernannt, 
cf. Urkunde bei Du Puy ü. p. 238 ff. Ludwig XIV. (1643, 5 Jahr). 
Die Extraits des registres du Parlement bei Du Puy II. p. 322 ff. Da- 
selbst auch genaue Beschreibung des lit de justice vom 18. Mai 1643 
und wörtliche Wiedergabe sämmtlicher Reden p. 358—84, sowie Be- 
schreibung der Sitzung vom 2. October 1651 (Grossjährigkeitserklärung). 
Ueber die Zeit der Minderjährigkeit Ludwig*s XIV. cf. zahlreiche historische 
Schriften, u, a. auch im Erscheinen bei Hachette: Cheruel, histoire de 
France pendant la minorite' de Louis XIV. Ludwig XV. (1715^ 
5 Jahr alt) „La regence^^ (Philipp's von Orleans, Neffe Ludwig's XIV.) 

Note 7. Das Regentschaftsgesetz vom 80. August 
1842 enthält nur sechs Artikel: 1) Alter 18 Jahr; 2) Berufung der 
nächsten Verwandten; 3) ausdrückliche Bestimmung, dass der Regent 
die volle königüche Gewalt hat und 4) gleich diesem unverletzlich ist. 
Die Verhandlungen cf. in Ännales du parlement fra/ncais 1840. Ueber 
die Regentschaftsfrage in ihrer Beziehung zur Februarrevolution vgl. 
z. B. Menzel, Geschichte der letzten vierzig Jahre 1816—56, H. p. 159. 

Note 8. Das Senatusconsult vom 17. Juli 1856 enthält 
in drei Titeln (de la regence, du conseil de re'gence, dispositions di- 
verses) und 25 Paragraphen sehr eingehende Bestimmungen, auch für 
den Fall, dass der minderjährige Kaiser während der Regentschaft 
stirbt. Um „faire cesser les incertitudes qui resuUent du senatusconsuUe 
du 1856 et donner a Notre hien aime'e Epouse Vlmperatrice Eugenie des 
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mctrqiies de la haute confiance que nous avons en Elle", wurde dieser 
die Begentschatt dureh lettres patentes vom 1. Febr. 1858 übertragen, 
cf. auch (für Abwesenheit) lettres patentes vom 3. Mai 1859 und 28. 
Juli 1870. 

Zu § 5 (S. 26-33). 
Note 9. Statutes at large X, (London 1771), p. 61. Der Begent 
wurde ernannt „to exerdse a/nd cidmmister according to the Laws and 
Constitution of Great Britain^ the Begal Power and Government of this 
Eedlm a/nd of all the Dominions, Cknmtries and Territories to the Croum 
of Great Britain, helonging, and shaU use execute and perform all Ihre- 
rogatives Authorities and Acts of Government and Administration of 
Government which belong to the king or Queen of this Beahn to use 
execute and per form according to the Laws thereof; but in such Marmer 
a/nd sübject to such Conditions, Bestrictions, Limitations a/nd Begula- 
tions as are therein after for that Purpose specified, mentiowned a/nd 
certained (cf. über diese Beschränkungen sub. 16, über den Begent- 
schaftsrath sub 9 des Gesetzes). 

Note 10. 8 & 4 Vict. c. 52 (4. August 1840) cf Statutes of tlie 
United kingdom unth Notes hy Simon XV. p. 413: ^,if on the demise of 
H, M. there shaU he issue of H. M., who shäll become and be Kifig or 
Queen of this realm, under the age of eighteen years the Prvnce ConsoH 
shaU be the gtmrdian of such issue, tiU tJtey shäU ha/oe attained the age 
of eigtheen years, and be empovered, in the name of such issue, and in 
his or her stead, and under the style and title of a Begent of the United 
kingdom to exerdse according to the laws and Constitution thereof ih 
royal power and govemment of this realm." 

Note 11. Ueber die in England herrschenden theore- 
tischen Anschauungen cf. z. B. Brougham, welcher p. 262 dl 
den Präcedenzfällen gemäss zu treffende Einrichtung, dass das Pari ; 
ment den Begenten wählt, und die Begrenzung seiner BefngniBsc • 
klärt für eine „complete anomdly in our form of governmenV' . ^' 
allem beklagt er den Mangel festen Bechtes. „Hence in the ein 
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his infanoy, iUness or other incapacity, it is a serious defect in *• 
System that no general law hos provided for swpplying his place />/' 
this leaves the question to be discussed a/nd debatted each time (h 
Boyal authority fails, and in the midst of aU the passions su 
engendered by the adherents of the contending parties and c^nO 
opinions^* 

Zu § 7 (S. 42-50). 

Note 12. Belege zu diesem Paragraphen speciell aut'/ji: 
erscheint unnütz, da sie theils aus anderen Anmerkungf^i) 
geben, theils in der allgemeinen Weltgeschichte liegen. V 
die Prüfung des Gesagten zu eimöglichen, sei folgendes ])f>tiM i 
der Vertreter des Tarquinius Priscus regio ornatu Becht gesprtKi 
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det Cic. de rep. U. 21, 38. Die Aeusserungen über die Gothen finden 
sich bei Cassiodor Var. I. ep. 38 (p. 17 cf. auch VUI. 2, 5 p. 116, 
118). Die Regentschaften beim Uebergang der alten Zeit zmn Mittel- 
alter sind historisch-politisch am interessantesten geschildert von Gibbon 
cp. 25, 38 (p. 412, 546). Ein anziehender Vergleich der Regentschaft 
der Placidia imd Amalaswintha bei Cassiodor XI. ep. 1 (cf. auch 
Gibbon p. 477 not. 6). Für Mittelalter und die neuere Zeit finden sich 
die Belege zum Theil schon in § 4 — 6 und Note 5, 6. Ueber Schwe- 
den (KarVs X. Testament) cf. Schlosser XU. p. 447 und Nordenflycht» 
— Für die zahlreichen Redensarten, die sich noch heute an die Begence 
des Herzogs von Orleans knöpfen, (nach welchjßn bekanntlich auch der 
berühmteste aller Diamanten „Regent" genannt ist) vgl. jedes wissen- 
schaftlichere Lexicon, wie Littr^, Dict, de VAccMnie Supplement von 
1838 p. 868) u. a. m. . 

Die Regentschaft in Preussen 1858 schildert am lebhaf- 
testen Lasker. Man vgl. ausserdem die Materialien zur Geschichte 
der Regentschaft, die Artikel der preuss. Jahjrb. und der Tagespresse 
(etwa u. a. Kreuzzeitung vom 4. April 1858, Nationalzeitung 1858 
Nr. 165, 478). Die Geschichte der Thatsachen ist einfach zu verfolgen 
nach der preussischen Gesetzsammlung 1857 p. 807. 1858 p. 1, 101, 
807, wo sich die die Stellvertretung regelnden Erlasse vom 23. Oct. 
1857, 6. Jan., 9. April, 25. Juni 1858 finden. Am 9. Oct. 1858 über- 
nahm der Prinz von Preussen die Regentschaft infolge AUerh. Erlasses 
vom 7. Oct. 1858 (G.-S. p. 537—589), am 20. Oct. trat der vereinigte 
Landtag zusammen und am 26. Oct. 1858 leistete der Prinz den Eid 
auf die Verfassung (cf. überhaupt die Verhandlungen etc.). Ueber 
einen früheren Regentschaftsfall in Preussen (1619) cf. Rönne I. p. 491 . 
not. 2. 

Zu § 9 (S. 60—67). 

Note 13. Der Mündigkeitstermin in Oesterreich. Es 
kann jetzt das 18. Jahr angenommen werden. Frühere Regel war das 
16. Jahr. Die Ausnahmen bis zu Ferdinand I. zeigen das 14., die spä- 
teren das 18. Jahr. Leopold L, geb. 6. Juni 1640, trat am 2. April 
1657 die Regierung an, ohne dass eine Vormundschaft erwähnt wird. 
Für Ferdinand in. und Joseph 11. war das 18. Jahr bestimmt. In den 
Ehepakten von Herzog Franz Stephan von Lothringen mit der späteren 
Kaiserin Maria Theresia vom 30. Jan. 1736 heisst es, dass der Regie- 
rungsnachfolger selbst die Regierung übernehmen könne „nach denen 
wohl hergebrachten Freyheiten und Gewohnheiten des durchlauchtigsten 
Ertzhauses zum spätesten mit Antritt des achtzehnten Jahres" cf. die 
Urkunde bei Hormayr Beilage XXITT. p. 271 und ebenda p. 101, auch 
Kraut p. 149 unter „Oesterreich", wie überhaupt Hormayr. 

Note 14. Die Regentschaft in Baden 1852. Ausfuhrliche 
Darstellung derselben findet sich in der amtlichen Motivirung des Pa- 
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tentes vom 5. Sept. 1856 (A. A. Z. 1856 p. 4044). Die Stellvertretung 
des erkrankten Grossherzogs Leopold wurde am 21. Febr. 1852 dem 
zweitgeborenen Sohne übertragen. Es wurde alsdann in formeller 
Weise die Frage erörtert, ob der Erbgrossherzog Ludwig regierungsfähig. 
Nachdem die oberste Statsbehörde nach dem Gutachten der Aerzte 
eine verneinende Erklärung abgegeben, erfolgte am 24. März von den 
mit Ausnahme der Betheiligten zum Familienrathe versammelten Ag- 
naten der Ausspruch, dass der Thronfolger regierungsunfähig sei. Da 
Verfassungs-Urkunden imd Hau^esetze keine Bestimmungen erhielten, 
folgte man dem gemeinen deutschen Statsrechte: und als 
solches erachtete man die Nothwendigkeit des Ausschlusses vom, 
Throne. Die Fragen lagen völlig klar, wie selten in solchem Falle. 
Der „Prinz und Regent" erliess am 24. April 1852 ein Manifest, wurde 
alsbald bezeichnet als „S. K. Hoheit der Regent" (cf. den Artikel der 
„Karlsruher Zeitung" über den Thronwechsel und A. A. Z. p. 1876 
p. 2034). Rechtlich war sonach, wie es offenbar die Agnaten aufge- 
fasst wissen wollten, der Regent re vera Grossherzog, und es wurde 
nur als eine durch das Gefühl eingegebene Rücksicht bezeichnet, dass 
dieser Titel noch vermieden wurde. Die Vermählung des Grossherzogs 
wie der erneuerte Wunsch der Agnaten veranlassten die Annahme des 
grossherzoglichen Titels am 5. Septbr. 1856 (cf. Karlsruher Zeitung 
und A. A. Z. p. 4028, 4040, 4044), wobei ausdrücklich bemerkt wurde, 
einmal dass hier nur rechtlich und thatsächlich bestehende Verhältnisse 
den entsprechenden Ausdruck erhielten - (dass also im Grunde gar 
keine „Regentschaft" stattgefunden) — sodann aber, dass keinerlei 
Aenderung im Titel des (an der Regierung verhinderten) Grossherzogs 
damit verbunden sei. 

Zu § 10 (S. 67-79). 

Note 15. Das Recht der Agnaten. Cf. für die ältere Zeit 
Rudorff I. p. 217 in. p. 251. Neuerdings ist das Recht der Agnaten 
besonders hervorgehoben bei den Berathungen der ersten preussischen 
Kammer, 27. Oct. 1849 (cf. Berichte der I. Kammer 1849 Bd. III. 
p. 1227); sub 3, erklärte die Commission: „an die Spitze ist, dem mo- 
narchischen Princip, den Grundsätzen und Gewohnheiten des deutschen 
Fürstenrechts und den Hausgesetzen des Königlichen Hauses gemäss 
die Regel zu stellen, dass . . . derjenige majorenne Agnat, welcher der 
Krone am nächsten steht, die Regentschaft übernimmt" cf. auch die 
interessanten Verhandlungen der vereinigten Generalstaten (Bijbl. op 
de Staatscou/rant blz. 36) bei Berathung des Gesetzes vom 4. Mai 1850 
imd de Bosch-Kemper p. 275. 

Note 16. Ueber die Beurtheilung der Frage von der Religion 
des Regenten in älteren Zeiten cf. Lyncker I. p. 295. Ueber den 
Conflict diesen Punkt betr. in Gotha cf. A. A. Z. 1862 p. 823, 887 und 
die ausführliehen Verhandlungen vom 19. Febr. 1862 eod. p. 865. 
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Note 17. Controverse über die Regentschaftsmün- 
digkeit: H. Schulze, preuss. Statsrecht, I. p. 218. G. Meyer p. 205 
Note 26. Rönne § 81. J. J. Moser XVm. p. 259 c/a. Kraut p. 209. 
Mohl, Württemberg. Statsrecht, § 61, derselbe, deutsches Reichsstats- 
recht p. 285 Anm. 

Zu § 12 (S. 92—103). 

Note 18. Verbot der Verfassungsänderungen wäh- 
rend der Regentschaft. Literatur und Quellen: Zöpfl, Regie- 
rungsYormundschaft etc. H. Schulze, preuss. St.-R., I. p. 220 Note 1. 
Zachariä, Statsrecht, I. p. 381 Note 4—6. Kraut in. p. 229 
iNote 11. Mohl p. 165 Note 1. Held IL p. 292. ^ 

Note 19. Der Regentschaftsrath. Literatur: Reitmaier I.e. 
Cap. VI. a. Real § 48 p. 883. Kraut IH p. 233. Zachariae p. 283 
Note 11. cf. Bayern, Sachsen, Altenburg, Reuss. Rür Russland cf. 
§ 6 a. E. Für Frankreich S. C. von 1804 § 27 und 1856 Tit ü. (Ueber 
den Familienrath cf. Cod. N. 409—16 und Schenck, der Familienrath.) 

Note 20. Der Regent hat auch die Rechte des Fami- 
lienchefs. Im Wesen des Regentenrechtes als des Ausübungsrechtes 
des gesammten Monarchenrechtes liegt auch, dass der Regent die 
Rechte des Souveräns über die Glieder der fürstlichen Familie auszu- 
üben hat: das Famihenrecht der Dynastie ist so eng mit dem öffent- 
lichen Recht verwachsen, dass hier eine Scheidung unmöglich. Vgl. 
die Citate von Hausgesetzen bei Schulze, preuss. St.-R., I. p. 221 oder 
Kraut HI. p. 232 Note 18. Richtig ist es wol, dem Regenten auch 
die Vormundschaft über den Vertretenen zu übertragen. Dass* diese 
Frage überhaupt nicht Gegenstand statsrechüicher Erörterung, möchte 
ich nicht so schroff wie G. Meyer p. 207 hinstellen, da die Erziehung des 
Monarchen doch für den Stat von bedeutendem Interesse. Daher haben 
auch viele Verfassungen Bestimmungen über Vormundschaft getroffen, 
am ausführlichsten Niederlande § 34 — 39. (1815: 38 — 42). Ausdrück- 
lich ist die Vormundschaft dem Regenten übertragen u. a. in Ru- 
mänien, Braunschweig, Altenburg, Coburg, ausdrücklich ihm entzogen 
in Oldenburg, Waldeck, Frankreich 1791, 1804., Spanien 1845 (auseer 
bei Vater oder Mutter). Für Hannover cf. Cap. 6 § 1 und 2 des 
Hausgesetzes von 1836 (in H. Schubes Sammlung I. p. 490. Hannöv. 
G.-S. Nr. 37 von 1836). Meist ist dann der Mutter die Vormundschaft 
übertragen cf. Zöpfl. p. 682 Note 3, 4. Eigenthümlich, aber sehr ein- 
leuchtend ist die Bestinunung der ital. Verfassung § 17, wonach bis 
zum siebenten Jahre die Königin-Mutter Vormünderin ist, mit Vollen- 
dung desselben die Vormundschaft auf den Regenten übergeht. 

Note 21. Die Geschichte der Form der Regierungs- 
führung durch den Reichs- und Landesverweser ist zu verfolgen nach 
Kraut HI. p. 130, 234, woselbst zahlreiche Urkunden citirt. Aus diesen, 
wie aus allen Quellen in Pertz' Monumenta (so bes. Lambert, Pertz VIl) 
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geht zweifelsohne hervor, dass der verhinderte Fürst selbst regierend 
gedacht wurde. Dass der Vormnnd im eigenen Namen die Begierong 
fahrte, datirt erst aus dem späteren Mittelalter cf. Krant p. 235. In 
den neueren Verfassungen ist ausdrücklich hervorgehoben, dass die 
Begierung in des Vertretenen Namen gefuhrt wird. Frankreich 1842 
(Vexercise de VatUoriteroycUe aunomdu minefuvr). Preussen § 58. Bayern 
§ 15. Württembei^ § 15. Sachsen § 12. In Preussen war 1858 fol- 
gende Form üblich: „Im Namen Sr. Majestät des Königs. Wir Wil- 
helm von Gottes Gnaden, Prinz von Preussen, Begent.^ cf. AUerh. Bot- 
schaft vom 20. Oct 1858 in den „Verhandlungen'' etc. und in der Gre- 
setÄsammlung. 

Zu § 13 (S. 103—113). 

Note 22. Die Unverantwortlichkeit des Begenten; 
Für dieselbe : Gerber § 34. Zöpfl § 242. Schulze, preuss."St.-B., § 70. 
Mohl, württemb. St.-B., § 63. Hälschner, preuss. Str.-B., II. p. 46. 
c/a G. Meyer p. 207. Kraut p. 241, Maurenbrecher, regierende deutsche 
Fürsten p. 141 Not. 1. Zachariä § 82. Held § 362. Grotefend § 430. 
etc. angeführt bei Meyer p. 207 not. 36. Von Verfassungen statoiren 
ausdrücklich Unverantwortlichkeit Italien 1805 § 8. Portugal 1826 
§ 19. BrasUien § 129. Frankreich 1792 § 11, 1804 § 24, von deutechen 
ausdrücklich S.-Coburg-Gotha § 21. Verantwortlichkeit bestimmt Nor- 
wegen § 45. cf. auch Thonissen not. 357. 

Note 23. Der Begent als Object von Strafthaten, 
cf. über diese ganze Frage ausser John inv. HoltzendorflPs Handb. in. 
p. 12, Anm. die im Anhang Illb. aufgeführten Gesetzesstellen. Gar nicht 
erwähnen bei Hochverrath den Begenten Deutschland, Preussen, 
Bayern, Baden, Oesterreich, Hannover, Altenburg. Vom 
„Statsoberhaupt" sprechen und lassen somit die Frage unentschieden 
Sachsen, Thüringen; Braunschweig fugt erklärend hinzu 
„Landesfürst, Landesregent" und stellt somit beide gleich. Ebenso 
Hessen, Nassau, Württemberg. Letzteres stellt auch für Maje- 
stätsbeleidigung gleich, während Hessen, Nassau hier ausdrücklich den 
Begenten eine Stufe tiefer stellen. Gleichfalls erwähnen unter einem 
milderen Gesetze Beleidigungen des Begenten Bayern (1813) Oldenburg, 
Hannover, Preussen, gar nicht erwähnen Beleidigungen Braunschweig, 
Oesterreich, Sachsen, — allein die Begentenbeleidigung der Majestäts- 
beleidigung gleichstellend, nicht aber beim Hochverrath den Begenten 
erwähnend, Baden § 586 u. 609. 

In England ist in 25 Edw. HI 2 (bestätigt durch § 7 Geo EI 
c 6 sct. 9) sub Nr. 1 der Königin, der Gemahlin und des ältesten Sohnes 
zugleich gedacht. Der codice pencde del Eegno d'Italia § 153 ff. ge- 
denkt des Begenten nicht. 

Ausdrücklich Frankreich § 4 des Ges. v. 1842 u. S. C. v. 1856 
§ 9 „totäes les dispositions legislatives qui protegent la personne de 
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VEmpereur sont applicables äVImperatriceBegettte et au Beffent^. cf. auch 
far Belgien Thonissen p. 245. ,,ü doit jouir de taus les avantages, 
notammefit de Vinviölabiläe. 

Note 24. Ist speciell Majestätsbeleidigung am Regen- 
ten möglich? In älteren Dissertationen wird erörtert, utrum vicarii 
gaudeant majestate? z. B. bei Ehewald, Kletke (1711. 1743) p. 58, 59. 
Carpzow qu. 41, no. 27: „neqite inajestate praedüi stmt vacante qui 
imperio administrationem habent emsdeni, qwües sunt in Bomano imperio 
Serenissimi Vicarii". Moser, persönliches St-R., I., p. 521 spricht 
dem Vormunde alle Ehren zu, sofern er derselben „seines Standes 
halber" fähig. Von neuem Schriftstellern cf. Rönne I. p. 280. 
Zachariä L p. 883. Kraut p. 241. Schulze, preuss. St.-R., p. 222 
Grerber (3. Aufl.) p. 109 not. 14. Besonders wurde auch die Frage 
über den dem Regenten zu gewährenden strafrechtlichen Schutz 
von den Landständen des Grossherzogthums Hessen 1888—40 erörtert 
cf. die „Berichte" etc. an den s. v. „Grossherzog" im zweiten Register 
angeführten Stellen. 

Note 25. Ueber die dem Regenten zu gewährenden 
Geldmittel. Aeltere Entwicklung cf. Kraut p. 242. Moser, St-R. 
XVlil. p. 96 § 3. Nach neueren Gesetzen aus der Civilliste zu be- 
streiten (Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Gotha, Oldenburg) cf. 
Kraut p. 243 not 54—59. G. Meyer p. 216 not 13. In England 
wurde dem Regenten 1812 eine Zulage von 100,000 ^ votirt. cf. May, 
const. bist. cap. 4. Für die Niederlande cf art 48. der Verf. und Ge- 
naueres bei de Bosch-Kemper. Frankreich 1791 § 14. Das corps 
l^slatif setzt das „traitement" fest 1804: Ein Viertel der Civilliste. 
1856 § 23: Aus dem Budget der Krone zu entnehmen. Die Quote 
bestimmt der Regentschaftsrath. 

Zu § 14 (S. 117). 

Note 26. Literatur über die Regentschaft im Deut- 
schen Reiche. Seydel, Commentar, p. 114. Riedel p. 103 Anm. 
3. A u e rb a c h p. 106. — Thudichum inv. Holtzendorff's Jahrb. Bd. I. 
p. 127. Mo hl, Reichsstatsrecht, p. 283. 284 not 2. Held, Verfassung, 
p. 95, 96. Rönne, St-R. des deutschen Reichs, p. 226 (auch inHirth's 
Annalen). Laband I. p. 216—18. G. Meyer §127 (p. 323). Von 
Lehrb. d. preufs. St-R.: H. Schulze IL p. 795 ff. 

Note 26a. Ueber die bundesstatlichen Gestaltungen 
des Alterthums cf. bes. Brie p. 9. not. 1. Meyer, Erörterungen, 
p. 14. Schoemann, griech. Alterthümer, ILp. 108. Freeman, I. 
p. 153. 255. 309. — Ueber die Regentschaft in den vereinig- 
ten Niederlanden: Wild, die Niederlande (1864), p. 25 (auch in 
Rotteck und Welcker). Kampen, Geschichte der Niederlande, IT. 
p. 437 ff. etc 
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geht zweifelsohne hervor, dass der verhinderte Fürst selbst regierend 
gedacht wurde. Dass der Yormnnd im eigenen Namen die Regierang 
fahrte, daiirt erst ans dem späteren Mittelalter cf. Kraut p. 235. In 
den neueren Verfassungen ist ausdrücklich hervorgehoben, dass die 
Begierung in des Vertretenen Namen geführt wird. Frankreich 1842 
(Vexercise de VautoritdroycHe au nom du minefu/r), Preussen § 58. Bayern 
§ 15. Württemberg § 15. Sachsen § 12. In Preussen war 1858 fol- 
gende Form üblich: „Im Namen Sr. Majestät des Königs. Wir Wil- 
helm von Gottes Gnaden, Prinz von Preussen, Regent.^ cf. AUerh. Bot- 
schaft vom 20. Oct. 1858 in den „Verhandlungen^ etc. und in der Ge- 
setzsammlung. 

Zu § 13 (S. 103—113). 

Note 22. Die Unverantwortlichkeit des Regenten; 
Für dieselbe; Gerber § 34. Zöpfl § 242. Schulze, preuß8."St.-R., § 70. 
Mohl, württemb. St.-R., § 63. Halschner, preuss. Str.-R., 11. p. 46. 
c/a G. Meyer p. 207. Kraut p. 241. Maurenbrecher, regierende deutsche 
Fürsten p. 141 Not. 1. Zachariä § 82. Held § 362. Grotefend § 430. 
etc. angeführt bei Meyer p. 207 not. 36. Von Verfassungen statuiren 
ausdrücklich Unverantwortlichkeit Italien 1805 § 8. Portugal 1826 
§ 19. Brasilien § 129. Frankreich 1792 § 11, 1804 § 24, von deutschen 
ausdrücklich S.-Coburg-Gotha § 21. Verantwortlichkeit bestimmt Nor- 
wegen § 45. cf. auch Thonissen not. 357. 

Note 23. Der Regent als Object von Strafthaten, 
cf. über diese ganze Frage ausser John in v. HoltzendorfiTs Handb. IQ. 
p. 12, Anm, die im Anhang III b. aufgeführten Gesetzesstellen. Gar nicht 
erwähnen bei Hochverrath den Regenten Deutschland, Preussen, 
Bayern, Baden, Oesterreich, Hannover, Altenburg. Vom 
„Statsoberhaupt'' sprechen und lassen somit die Frage unentschieden 
Sachsen, Thüringen; Braunschweig fügt erklärend hinzu 
„Landesfürst, Landesregent" und stellt somit beide gleich. Ebenso 
Hessen, Nassau, Württemberg. Letzteres stellt auch für Maje- 
stätsbeleidigung gleich, während Hessen, Nassau hier ausdrücklich den 
Regenten eine Stufe tiefer stellen. Gleichfalls erwähnen unter einem 
milderen Gesetze Beleidigungen des Regenten Bayern (1813) Oldenburg, 
Hannover, Preussen, gar nicht erwähnen Beleidigungen Braunschweig, 
Oesterreich, Sachsen, — allein die Regentenbeleidigung der Majestäts- 
beleidigung gleichstellend, nicht aber beim Hochverrath den Regenten 
erwähnend, Baden § 586 u. 609. 

In England ist in 25 Edw. HI 2 (bestätigt durch §7 Geo IH 
c 6 sct. 9) sub Nr. 1 der Königin, der Gemahlin und des ältesten Sohnes 
zugleich gedacht. Der codice penak del Eegno d'Italia § 153 ff. ge- 
denkt des Regenten nicht. 

Ausdrücklich Frankreich §4 des Ges. v. 1842 u. S.O. v. 1856 
§ 9 „toiUes les dispositions Ugislatives qui protegent la personne de 
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VEmpereur sont applicables äVImperatrtce Bege^vte et au Begent'^, cf. auch 
für Belgien Thouissen p. 245. „il doit jouir de tous les ava/ntages, 
notamment de Vinviolabilite'. 

Note 24. Ist speciell Majestätsbeleidigung am Regen- 
ten möglich? In älteren Dissertationen wird erörtert, utrum viearii 
gaudeant majestate? z. B. bei Ehewald, Kletke (1711. 1743) p. 58, 59. 
Carpzow qu. 41, no. 27; „neqtie majestate praedüi swnt vacante qui 
imperio administrationem habent emsdem, quales sunt in Bomano im/perio 
Serenissimi Viearii**, Moser, persönliches St.-R., I., p. 521 spricht 
dem Vormunde alle Ehren zu, sofern er derselben „seines Standes 
halber" fähig. Von neuern Schriftstellern cf. Rönne I. p. 280. 
Zachariä I. p. 383. Kjaut p. 241. Schulze, preuss. St.-R., p. 222 
Gerber (3. Aufl.) p. 109 not. 14. Besonders wurde auch die Frage 
über den dem Regenten zu gewährenden strafrechtlichen Schutz 
von den Landständen des Grossherzogthums Hessen 1838 — 40 erörtert, 
cf. die „Berichte" etc. an den s. v. „Grossherzog" im zweiten Register 
angeführten Stellen. 

Note 25. Ueber die dem Regenten zu gewährenden 
Geldmittel. Aeltere Entwicklung cf. Kraut p. 242. Moser, St-R. 
XVni. p. 96 § 3. Nach neueren Gesetzen aus der Civilliste zu be- 
streiten (Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Gotha, Oldenburg) cf. 
Kraut p. 243 not. 54—59. G. Meyer p. 216 not. 13. In England 
wurde dem Regenten 1812 eine Zulage von 100,000 £ votirt. cf. May, 
const. bist. cap. 4. Für die Niederlande cf art 48. der Verf. und Ge- 
naueres bei de Bosch-Kemper. Frankreich 1791 § 14. Das corps 
l^gislatif setzt das „traitement" fest. 1804: Ein Viertel der Civilliste. 
1856 § 23: Aus dem Budget der Krone zu entnehmen. Die Quote 
bestimmt der Regentschaftsrath. 

Zu § 14 (S. 117). 

Note 26. Literatur über die Regentschaft im Deut- 
schen Reiche. Seydel, Commentar, p. 114. Riedel p. 103 Anm. 
3. A u e rb a c h p. 106. — T h u d i c h u m in v. Holtzendorff*s Jahrb. Bd. I. 
p. 127. Mo hl, Reichsstatsrecht, p. 283. 284 not. 2. Held, Verfassung, 
p. 95, 96. Rönne, St.-R. des deutschen Reichs, p. 226 (auch inHirth's 
Annalen). Laband I. p. 216—18. G. Meyer §127 (p. 323). Von 
Lehrb. d. preufs. St.-R.: H. Schulze IL p. 795 ff. 

Note 26a. Ueber die bundesstatlichen Gestaltungen 
des Alterthums cf, bes. Brie p. 9. not. 1. Meyer, Erörterungen, 
p. 14. Schoemann, griech. Alterthümer, II.p. 108. Freeman, I. 
p. 153. 255. 309. — Ueber die Regentschaft in den vereinig- 
ten Niederlanden: Wild, die Niederlande (1864), p. 25 (auch in 
Rotteck und Welcker). Kampen, Geschichte der Niederlande, 11. 
p. 437 ff. etc 
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geht zweifelsohne hervor, dass der verhinderte Fürst selbst regierend 
gedacht wurde. Dass der Vormand im eigenen Namen die Regienmg 
fahrte, datirt erst aus dem späteren Mittelalter cf. Kraut p. 285. In 
den neueren Verfassungen ist ausdrücklich hervorgehoben, dass die 
Regierung in des Vertretenen Namen geführt wird. Frankreich 1842 
(Vexercise de Vauitorüdroydle au nom du mineur), Freussen § 58. Bayern 
§ 15. Württemberg § 15. Sachsen § 12. In Freussen war 1858 fol- 
gende Form üblich: „Im Namen Sr. Majestät des Königs. Wir Wil- 
helm von Gottes Gnaden, Prinz von Freussen, Regent.^ cf. AUerh. Bot- 
schaft vom 20. Oct. 1858 in den „Verhandlungen^ etc. und in der Ge- 
setzsammlung. 

Zu § 13 (S. 103—113). 

Note 22. Die Unverantwortlichkeit des Regenten; 
Für dieselbe; Gerber § 34. Zöpfl § 242. Schulze, preußs."St.-R., § 70. 
Mohl, württemb. St.-R., § 63. Halschner, preuss. Str.-R., 11. p. 46. 
c/a G. Meyer p. 207. Kraut p. ii41. Maurenbrecher, regierende deutsche 
Fürsten p. 141 Not. 1. Zachariä § 82. Held § 362. Grotefend § 430. 
etc. angeführt bei Meyer p. 207 not. 36. Von Verfassungen statuiren 
ausdrücklich Unverantwortlichkeit Italien 1805 § 8. Portugal 1826 
§ 19. Brasilien § 129. Frankreich 1792 § 11, 1804 § 24, von deutschen 
ausdrücklich S.-Coburg-Gotha § 21, Verantwortlichkeit bestimmt Nor- 
wegen § 45. cf. auch Thonissen not. .357. 

Note 23. Der Regent als Object von Strafthaten, 
cf. über diese ganze Frage ausser John in v. HoltzendorfiTs Handb. Id. 
p. 12, Anm, die im Anhang III b. aufgeführten Gesetzesstellen. Grar nicht 
erwähnen bei Hoch verrath den Regenten Deutschland, Freussen, 
Bayern, Baden, Oesterreich, Hannover, Altenburg. Vom 
„Statsoberhaupt" sprechen und lassen somit die Frage unentschieden 
Sachsen, Thüringen; Braunschweig fugt erklärend hinzu 
„Landesfürst, Landesregent^ und stellt somit beide gleich. Ebenso 
Hessen, Nassau, Württemberg. Letzteres stellt auch für Maje- 
stätsbeleidigung gleich, während Hessen, Nassau hier ausdrücklich den 
Regenten eine Stufe tiefer stellen. Gleichfalls erwähnen unter einem 
milderen Gesetze Beleidigungen des Regenten Bayern (1813) Oldenburg, 
Hannover, Freussen, gar nicht erwähnen Beleidigungen Braunschweig, 
Oesterreich, Sachsen, — allein die Regentenbeleidigung der Majestäts- 
beleidigung gleichstellend, nicht aber beim Hochverrath den Regenten 
erwähnend, Baden § 586 u. 609. 

In England ist in 25 Edw. EI 2 (bestätigt durch §7 Geo HI 
c 6 sct. 9) 6ub Nr. 1 der Königin, der Gremahlin und des ältesten Sohnes 
zugleich gedacht. Der coädce penak del Begno d'Italia § 153 ff. ge- 
denkt des Regenten nicht. 

Ausdrücklich Frankreich §4 des Ges. v. 1842 u. S. C. v. 1856 
§ 9 yftoutes l€8 dispositions Ugislativea qui proügent la personne tfe 



- 155 — 

VEmpereur sont applicahUs äVImp&atrice Begente et au Begent^'. cf. auch 
für Belgien Thonissen p. 245. „ü doit jouir de tous les avantages, 
notamment de Vinvioldbilüe'. 

Note 24. Ist speciell Majestätsbeleidigung am Regen- 
ten möglich? In älteren Dissertationen wird erörtert, utrum vicarii 
gaudeant nwjestate? z. B. bei Ehewald, Kletke (1711. 1743) p. 58, 59. 
Carpzow qu. 41, no. 27; „neqtie inajestaie praedüi stmt vacante qui 
imperio administrationem haberU eiiMdem, qtmles simt in Bomano imperio 
Serenissimi Vicarii*^. Moser, persönliches St.-R., I., p. 521 spricht 
dem Vormunde alle Ehren zu, sofern er derselben „seines Standes 
halber" fähig. Von neuem Schriftstellern cf. Rönne I. p. 280. 
Zachariä I. p. 383. Kraut p. 241. Schulze, preuss. 8t.-R, p. 222 
Gerber (3. Aufl.) p. 109 not. 14. Besonders wurde auch die Frage 
über den dem Regenten zu gewährenden strafrechtlichen Schutz 
von den Landständen des Grossherzogthums Hessen 1838 — 40 erörtert, 
cf. die „Berichte" etc. an den s. v. „Grossherzog" im zweiten Register 
angeführten Stellen. 

Note 25. Ueber die dem Regenten zu gewährenden 
Geldmittel. Aeltere Entwicklung cf. Kraut p. 242. Moser, St-R. 
XVni. p. 96 § 3. Nach neueren Gesetzen aus der Civilliste zu be- 
streiten (Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Gotha, Oldenburg) cf. 
Kraut p. 243 not. 54—^9. G. Meyer p. 216 not. 13. In England 
wurde dem Regenten 1812 eine Zulage von 100,000 £ votirt. cf. May, 
const. bist. cap. 4. Für die Niederlande cf art 48. der Verf. und Ge- 
naueres bei de Bosch-Kemper. Frankreich 1791 § 14. Das corps 
l^gislatif setzt das „traitement" fest. 1804: Ein Viertel der Civilliste. 
1856 § 23: Aus dem Budget der Krone zu entnehmen. Die Quote 
bestimmt der Regentschaftsrath. 

Zu § 14 (S. 117). 

Note 26. Literatur über die Regentschaft im Deut- 
schen Reiche. Seydel, Commentar, p. 114. Riedel p. 103 Anm. 
3. A u e rb a c h p. 106. — Thudichum inv. Holtzendorff's Jahrb. Bd. I. 
p. 127. Mo hl, Reichsstatsrecht, p. 283. 284 not. 2. Held, Verfassung, 
p. 95, 96. Rönne, St-R. des deutschen Reichs, p. 226 (auch inHirth's 
Annalen). Laband I. p. 216—18. G. Meyer §127 (p. 323). Von 
Lehrb. d. preufs. St.-R.: H. Schulze IL p. 795 ff. 

Note 26a. Ueber die bundesstatlichen Gestaltungen 
des Alterthums cf. bes. Brie p. 9. not. 1. Meyer, Erörterungen, 
p. 14. Schoemann, griech. Alterthümer, IL p. 108. Freeman, I. 
p. 153. 255. 309. — Ueber die Regentschaft in den vereinig- 
ten Niederlanden: Wild, die Niederlande (1864), p. 25 (auch in 
Rotteck und Welcker). Kampen, Geschichte der Niederlande, 11. 
p. 437 ff. etc 
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geht zweifelsohne hervor, dass der verhinderte Fürst selbst regierend 
gedacht wurde. Dass der Vormund im eigenen Namen die Regierung 
fahrte, datirt erst aus dem späteren Mittelalter cf. Kraut p. 235. In 
den neueren Verfassungen ist ausdrücklich hervorgehoben, dass die 
Regierung in des Vertretenen Namen geführt wird. Frankreich 1842 
(Vexercise de VautoriteroycHe au nom du mineur). Freussen § 58. Bayern 
§ 15. Württemberg § 15. Sachsen § 12. In Freussen war 1858 fol- 
gende Form üblich: „Im Namen Sr. Majestät des Königs. Wir Wil- 
helm von Gottes Gnaden, Frinz von Freussen, Regent. * et AUerh. Bot- 
schaft vom 20. Oct. 1858 in den „Verhandlungen'' etc. und in der Ge- 
setzsammlung. 

Zu § 13 (S. 103—113). 

Note 22. Die Unverantwortlichkeit des Regenten; 
Für dieselbe: Gerber § 34. Zöpfl § 242. Schulze, preuss."St.-R., § 70. 
Mohl, württemb. St.-R., § 63. Hälschner, preuss. Str.-R., 11. p. 46. 
c/a G. Meyer p. 207. Kraut p. 241. Maurenbrecher, regierende deutsche 
Fürsten p. 141 Not. 1. Zachariä § 82. Held § 362. Grotefend § 430. 
etc. angeführt bei Meyer p. 207 not. 36. Von Verfassungen statuiren 
ausdrücklich Unverantwortlichkeit Italien 1805 § 8. Portugal 1826 
§ 19. Brasilien § 129. Frankreich 1792 § 11, 1804 § 24, von deutschen 
ausdrücklich S.-Coburg-Gotha § 21. Verantwortlichkeit bestimmt Nor- 
wegen § 45. cf. auch Thonissen not. 357. 

Note 23. Der Regent als Object von Strafthaten, 
cf. über diese ganze Frage ausser John in v. HoltzendorflTs Handb. III. 
p. 12, Anm, die im Anhang Illb. aufgeführten Gesetzesstellen. Gar nicht 
erwähnen bei Hochverrath den Regenten Deutschland, Freussen, 
Bayern, Baden, Oesterreich, Hannover, Altenburg. Vom 
„Statsoberhaupt^ sprechen und lassen somit die Frage unentschieden 
Sachsen, Thüringen; Braunschweig fugt erklärend hinzu 
„Landesfürst, Landesregent^ und stellt somit beide gleich. Ebenso 
Hessen, Nassau, Württemberg. Letzteres stellt auch für Maje- 
stätsbeleidigung gleich, während Hessen, Nassau hier ausdrücklich den 
Regenten eine Stufe tiefer stellen. Gleichfalls erwähnen unter einem 
milderen Gesetze Beleidigungen des Regenten Bayern (1813) Oldenbuig, 
Hannover, Freussen, gar nicht erwähnen Beleidigungen Braunschweig, 
Oesterreich, Sachsen, — allein die Regentenbeleidigung der Majestäts- 
beleidigung gleichstellend, nicht aber beim Hochverrath den Regenten 
erwähnend, Baden § 586 u. 609. 

In England ist in 25 Edw. HI 2 (bestätigt durch § 7 Geo ül 
c 6 sct. 9) sub Nr. 1 der Königin, der Gemahlin und des ältesten Sohnes 
zugleich gedacht. Der codice penak del Begno d'Italia § 153 ff, ge- 
denkt des Regenten nicht. 

Ausdrücklich Frankreich §4 des Ges. v. 1842 u. S. C. v. 1856 
§ 9 „totdes Us dispositions legislatives qui protegent la personne d^ 
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VEmpereur sont applicables äVImperatrice Be'gente et au BegerU*^. cf. auch 
für Belgien Thonissen p. 246. „«7 doit jouir de tous les avaniages, 
notamment de Vinviolahüite. 

Note 24. Ist speciell Majestätsbeleidigung am Regen- 
ten möglich? In älteren Dissertationen wird erörtert, utrum vicarii 
gaudeant majestate? z. B. bei Ehewald, Kletke (1711. 1743) p. 58, 59. 
Carpzow qu. 41, no. 27: „nequs tnajestate praedüi st*nt vacawte qui 
imperio administrationem hdbent eimdem, quales simt in Bomano imperio 
Serenissimt Vicarii", Moser, persönliches St-R., L, p. 521 spricht 
dem Vormunde alle Ehren zu, sofern er derselben „seines Standes 
halber" fähig. Von neuem Schriftstellern cf. Rönne I. p. 280. 
Zachariä I. p. 883. Kraut p. 241. Schulze, preuss. St.-R., p. 222 
Gerber (3. Aufl.) p. 109 not. 14. Besonders wurde auch die Frage 
über den dem Regenten zu gewährenden strafrechtlichen Schutz 
von den Landständen des Grossherzogthums Hessen 1838 — 40 erörtert, 
cf. die „Berichte" etc. an den s. v. „Grossherzog" im zweiten Register 
angeführten Stellen. 

Note 25. Ueber die dem Regenten zu gewährenden 
Geldmittel. Aeltere Entwicklung cf. Kraut p. 242. Moser, St-R. 
XVTII. p. 96 § 3. Nach neueren Gesetzen aus der Civilliste zu be- 
streiten (Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Gotha, Oldenburg) cf. 
Kraut p. 243 not. 54—59. G. Meyer p. 216 not. 13. In England 
wurde dem Regenten 1812 eine Zulage von 100,000 ^ votirt. cf. May, 
const. bist. cap. 4. Für die Niederlande cf art. 48. der Verf. und Ge- 
naueres bei de Bosch-Kemper. Frankreich 1791 § 14. Das corps 
l^slatif setzt das „traitement" fest 1804: Ein Viertel der CivilHste. 
1856 § 23: Aus dem Budget der Krone zu entnehmen. Die Quote 
bestimmt der Regentschaftsrath. 

Zu § 14 (S. 117). 

Note 26. Literatur über die Regentschaft im Deut- 
schen Reiche. Seydel, Commentar, p. 114. Riedel p. 103 Anm. 
.'3. A u e rb a c h p. 106. — Thudichum inv. Holtzendorff's Jahrb. Bd. I. 
p. 127. Mo hl, Reichsstatsrecht, p. 283. 284 not. 2. Held, Verfassung, 
p. 95, 96. Rönne, St.-R. des deutschen Reichs, p. 226 (auch inHirth's 
Annalen). Lab and Lp. 216—18. G. Meyer § 127 (p. 323). Von 
Lehrb. d. preufs. St.-R.: H. Schulze IL p. 795 ff. 

Note 26a. Ueber die bundesstatlichen Gestaltungen 
des Alterthums cf. bes. Brie p. 9. not. 1. Meyer, Erörterungen, 
p. 14. Schoemann, griech. Alterthümer, IL p. 108. Freeman, I. 
p. 153. 255. 309. — Ueber die Regentschaft in den vereinig- 
ten Niederlanden: Wild, die Niederlande (1864), p. 25 (auch in 
Rotteck und Welcker). Kampen, Geschichte der Niederlande, IT. 
p. 437 ff. etc 
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(D) Klette, de jwribue vicarwmm imperii etc. (pra«. Gribner). Witten- 
berg 1711. Nene Aiugabe 1743. 
Elflber, öffentlicbes Recht des tentacben Bundes (3. Aufl. 1831). 

— Fortsetzung zu Pütter'B Literatur. 
Rnitecbky, Verbrechen des Hochveirathe. Jena 1874. 
Kobler, Handbuch dea PrivatfilratenrechteB, 

Kraut, Vormundscbaft nach den Grundnützea des deutschen Rechte. 
Göttingen 1853-59. I. lU, 

(D) Kregel, de viamatu eax(mico in caew absefUiae imperatoria. Leip- 
zig 1707. 

Labaad, Statarecht des Deutschen Reiche. I. Tübingen 1876. 

Lapegna, codice poittico d^l regno d'Italta, Napoli 1871. 

Lasker, zur Verfassungsgeschichte Preuasens. Leipzig 1874. 

Leist, Lehrbuch des deutschen Statsrechts. 

Lnstkandl, das österreichisch- ungarische Statsrecht (Wien 1863). 

Lyncker, Abhandlung von der Vormundachaftsbestellung bei Privat- 
und erlauchten Personen. Jena 1790, 91. I. II. 

Materialien zur Geschichte der Eegentachaft in Preussen. Berlin 1959. 

Maureubrecher, R , deutsches Statsrecht. (3. Aufl. 1847.) 

— die regierenden Fürsten. Frankfurt 1339. 

Maurer, das griechiBche Volk etc. I— ID. Heidelberg 1832—85. 
May, constüvtional hütory of England (1. Aufl.). 

— tmo and practtse of Parlament (2. deutsche Ausgabe 1880). 
Mencke, dissertatio de Friderico III. sapienti, vtcario imperii. X>eipzig. 
Meyer G., Lelirbuch des StatsrechtB. Leipzig 1878. 

— Btatsrechthche Erörterungen 1872, 

Mittnacht in Deutsche Vierteljahrsscbrift 1864 (Cotta). 
Mohl, B. v„ wtirttembergiscbeB Statarccbt (1. Aufl.). 

— Geschichte tutd Literatur der Statswissenschaft. Bd. U. 

— Statsrecht, Völkerrecht, Politik. Bd. I. 

— deutsches ReiehsstatBrecht. Tübingen 1878. 
Monunsen, römisches Statsrecht. I. H, Leipzig 1371, 74. 
Montesquieu, esprit des lots (Stereotypauag. 1803.) 
Moser, J. J., Statsrecht. VHI. XVIL XVHI. 

— vom römischen Kaisei, König und denen Reichsvicarien. Fi'auk- 
furt 1767. 

— peraöoliches Statsrecht. 
Nationalzeitung. 1856. 1878. 

Neue pieussiscbe Zeitung 1858. 1878. 

n..n..ni.D[iii in Weil's constitutionellen Jahrbüchern 1848. 

3ff, Commentar zum R.-Str.-O.-B. 

rtro, A-, diriüo costüutionale teorico pratico e comparato, letioni, 

ioK 1879. 

^onumerüa Oermaniae. 
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Pözl, art. Regentschaft in Blunt«chli-Brat€r's StatswörterbuclL 

— bayr. Verf. -Recht. 

fetter, Literatur des deutschen Statsrechts. 

— Anleitung zum deutschen Statsrecht. Deutach. 1791. 

(Puy, du) traue de la moQorüe de nos rois et des regences du rayaume 
avec lea preuves tire'es tant du tresar des Cha/rtes du Boi que des 
Registres du Parlement. Amsterdam 1722. I. U. 

Das von mir benützte Exemplar aus der Kgl. Bibliothek zu 
Berlin trug auf dem Titelblatt keinen Namen und nur die hand- 
schriftliche Bemerkung (,^recueüli par P. du Fuy et donne au public 
par J, du Fuy son frere), 

Realy die Statskunst oder vollständige und gründliche Anleitung 'etc. 
Bd. IV enthaltend das öüentliche Recht (Deutsch: Frankfurt und 
Leipzig 1766). 

Reitemaier, Grrundsätze der Regentschaft. Berlin 1789. 

Rönne, Statsrecht des deutschen Reiches. Leipzig 1872. 1876. 

— preussisches Statsrecht I. 3. Aufl. 

Rudorff, das Recht der Vormundschaft. Berlin 1832—34. I— m. 
Sartori, Reichsvicariatisches Statsrecht. Augsburg 1790. 
Schenck, über Regentenbevormundung etc. Ilmenau 1823. 
Schlosser's Weltgeschichte. I— XVm. 1870—76. 
Schoemann, griechische Alterthümer. 2. Aufl. Bd. I. 
Schulze, Hermann, Einleitung in das deutsche Statsrecht 1865. 

— Krisis des deutschen Statsrechts. 1867. 

— das preussische Statsrecht. 1872—77. 

— Lehrbuch des deutschen Statsrechts. 1880. (erste Abtheilung). 

— Hausgesetze. Bd. I. Jena 1862. 

— Erb- und Familienrecht der deutschen Dynastien etc. Halle 1871. 
Schütze, Lehrbuch dfite Strafrechts. (1871.) 

(D) Schütz von Holzhausen, von dem Rechte der Reichsverweser. Er- 
furt 1790. 

Schwarze, v., Commentar zum R.-Str.-G.-B. 

Schweitzer, öffentl. Recht des Grossherzogthums Sachsen- Weimar-Eise- 
nach. Weimar 1825. 

Sclopis, storia deW antica hgislazione di Fiemonte, Turin 1833. 

Seydel, Commentar zur V.U. des Deutschen Reichs. 

Spener'sche Zeitung. Berlin 1858. 

Stubbs, Cmistttutional history of England. H. 

Tabor in der Zeitschrift für deutsches Recht IX. 

Thonissen, La Constitution helge annotee etc., 2. Aufl. Brüssel — Paris, 
1876. 

Thudichum, Verfassungsrecht des Norddeutschen Bundes. Tübingen 
1870. 

(D) Tittmann, De audoritate aureae huUae in re vicaria. Wittenberg 
1804. 
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Treitschke, H. v., in den preussischen Jahrbüchern. Bd. 19, 80, 34. 
Trendelenburg, Naturrecht auf dem Grunde der Ethik (1860). 
IJhlemann, Handbuch der gesammten ägyptischen Alterthumekunde. 

Leipzig 1852. II. III. 
(Ungenannt). Gründliche Nachricht von den Reichsvicariaten. Frank- 
furt und Leipzig 1741. 
Verhandlungen der durch Allerhöchste Verordnung vom 9. Oktober 

1858 einberufenen beiden Häuser des (preussischen) Landtages. 

BerUn 1858. 
Verhandlungen der Ständeversammlung des Grossherzogtbums Baden 

in den Jahren 1861 — 62. ProtocoUe der I. Kammer und 1. und 2. 

Beilageheft (cf. auch s v. „Berichte"). 
Vitriarius ülustratus etc. (ed. IL Gotha 1698). 
Waitz, Deutsche Verfassungsgeschichte. 
Wamkönig, Französische Statsgeschichte. 
Weiss, Deutsches Statsrecht (1843). 

Westerkamp, Ueber die Reichsverfassung. Hannover 1873. 
Wilkinson, The mavmers and custons of andent Egyptians (new ed. by 

Birch, London 1878). 
Zacharia, Stats- und Bundesrecht (2. Aufl.) 
Zöpfl, Grundsätze des allgemeinen und deutschen Statsrechts (5. An£. 

1863) L 

— Rechtsgeschichte H. (4. Aufl.). 

-^ Regierungsvormundschaft im Verhältniss zur Landesverfassung. 1830. 

— Glossar deutscher Rechtsgeschichte, einzelne (handschriftl.) Scheden, 
im Besitze der Grossherzogl. Bibliothek zu Heidelberg. 
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